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Schwarz, Berichterstatter: Gestatten Sie mir zunächst eine
Vorbemerkung zum Prozedere. Die Kommission hätte es
begrüsst und hat in diesem Sinne Antrag gestellt, die Vor-
lage, vor allem den Kreditbeschluss, erst in der zweiten
Sessionswoche zu behandeln; wenn die zuständigen In-
stanzen anders beschlossen haben, so mag dies vor allem
auf der Ueberlegung gründen, dass gegenüber dem Stän-
derat als Erstrat zahlreiche Differenzen bestehen, so dass
wir die Vorlage ohnehin nicht in dieser Session bereinigen
können. Wir müssen ehrlicherweise auch zugeben, dass
Sie die Fahne mit unseren Beratungsergebnissen sehr
spät erhalten haben; wir konnten aber die Detailberatung
erst nach der Behandlung des Gesetzes im Ständerat
durchführen, und diese fand bekanntlich in der Sonderses-
sion im Monat Mai statt.
Damit komme ich zur Vorlage selber. Ich erblicke meine
Aufgabe als Kommissionspräsident darin, Sie in möglichst
konzentrierter Form über die Kommissionsarbeit zu orien-
tieren. Wir haben uns mit dem Gesetz über die Förderung
der Hochschulen und die Forschung in drei Phasen à je
zwei Tagen auseinandergesetzt. An einer Informationsta-
gung Hessen wir uns von Fachleuten über die Gesamtzu-
sammenhänge orientieren; das Schwergewicht lag dabei
bewusst auf der Fragestellung durch die Kommissionsmit-
glieder. In einem zweiten Anlauf befassten wir uns mit
dem Eintreten, wobei neben Herrn Bundesrat Hürlimann
vor allem die Herren Professor Hochstrasser, Direktor des
Amtes für Wissenschaft und Forschung, und Professor Flei-
ner, als Verfassungsrechtler, mit ihren Mitarbeitern auf die
z.T. sehr kritischen Fragen einzugehen hatten. Schliess-
lich behandelten wir in einer dritten Phase und in Kennt-
nis des Beratungsergebnisses des Ständerates die Details
des Gesetzes.
Der Gesamteindruck der Kommission über das Problem
ganz allgemein und die Vorlage im besondern lässt sich
etwa wie folgt zusammenfassen: Wir sind im Verlaufe der
insgesamt sechstägigen Debatte in unserer Ueberzeugung
bestärkt worden, dass es sich um eine ausserordentlich
komplexe Materie handelt und dass keine einfachen Pa-
tentrezepte, wie sie etwa im Lande herumgeboten werden,
zu brauchbaren Lösungen führen können. Um dies zu ver-

stehen, muss man einige Fakten, welche in einem gewis-
sen Innern Zusammenhang stehen, kennen. Zunächst sind
wir schon deshalb gezwungen, etwas zu tun, und zwar
rasch etwas zu tun, weil das bestehende Gesetz Ende
1977 abläuft; ferner stehen wir vor der unabwendbaren
Tatsache, dass in den nächsten Jahren die Angehörigen
geburtenstarker Jahrgänge in die Hochschulen eintreten.
Dieser verstärkte Andrang wird etwa bis zum Jahre 1985
anhalten. Er ist also vorübergehender Natur. Der Zwang,
zur Lösung der Probleme gesetzgeberisch tätig zu sein,
stösst im Hochschulbereich auf verfassungsmässige
Schwierigkeiten; während der Forschungsartikei bekannt-
lich angenommen worden ist, scheiterte der Bildungsarti-
kel am Ständemehr. Wir sind deshalb genötigt, mit den
bestehenden und etwas mageren verfassungsrechtlichen
Grundlagen auszukommen. Es war in diesem Zusammen-
hang von einer verfassungsrechtlichen Gratwanderung die
Rede.
Das Anliegen der Hochschul- und Forschungsförderung
weist an sich in Richtung einer Verstärkung zentralisti-
scher Massnahmen. Als Schweizer wissen wir indessen,
dass die föderalistischen Gefühle traditionsgemäss und
gerade auf dem Bildungssektor sehr intensiv entwickelt
sind. Die letzte diesbezügliche Demonstration haben wir in
der bereits erwähnten Abstimmung über den Bildungsarti-
kel erlebt, was uns realistisch stimmen muss. Die ganze
Problematik wird nicht erleichtert durch die Tatsache,
dass von den zehn Hochschulen in unserem Lande deren
fünf in der welschen Schweiz liegen; dort verfügt nur gera-
de der Kanton Wallis nicht über eine eigene Universität.
Wenn der Bund trotz mangelhafter verfassungsrechtlicher
Grundlagen im Hochschulwesen vermehrt Einfluss nehmen
will, muss er es via Subventionen versuchen. Hier steht er
aber vor dem Dilemma, dass, wenn die Subventionen zu
gering sind, der Anreiz für die Hochschulkantone, eine zu-
sätzliche Leistung zu erbringen, zu schwach ist. Auf der
ändern Seite bestehen gewisse Grenzen der finanziellen
Belastbarkeit des Bundes. Man muss deshalb alles daran
setzen, die Nichthochschulkantone, für welche die Einfüh-
rung des Numerus clausus wohl in erster Linie schwerwie-
gende Folgen hätte, stärker zur Kasse zu bitten. In dieser
Richtung hat denn auch Ihre Kommission versucht, eine
bessere Lösung zu finden. Damit komme ich auf das Ge-
setz selber zu sprechen.
Wie wir gesehen haben, ist der Operationsraum sehr ein-
geengt. Die wesentliche Zielsetzung des neuen Gesetzes
liegt einerseits in einer verbesserten Koordination und Ko-
operation im Hochschul- und Forschungsbereich, und an-
derseits in einer nach Möglichkeit steten Offenhaltung der
Hochschulen. Während der Grundsatz - auf die einzelnen
Mittel kommen wir in der Detailberatung zurück - einer
Steigerung der Effizienz durch verbesserte Koordination
unbestritten ist, ist der Grundsatz der Verhinderung des
Numerus clausus in der Oeffentlichkeit gelegentlich auf
Kritik gestossen. In unserer Kommission blieb das Prinzip
unbestritten. Man ist sich einig, dass eine konsequente
Anwendung des Numerus clausus an unseren Hochschu-
len ein bis jetzt hochgehaltenes und grundlegendes Ideal
unserer freiheitlichen Demokratie aufs Schwerste verletzen
würde. Wir lehnen es ab, dass nicht mehr der einzelne
lern- und ausbildungsbegierige junge Mensch über die
Berufsrichtung entscheiden soll, sondern der Staat. Wir
würden uns damit Ideologien von Ländern zu eigen ma-
chen, deren etatistisches System wir nicht befürworten.
Die Ausführungen von Professor Egli, dem Rektor der Uni-
versität Bonn, anlässlich der bereits erwähnten Hearings
über die Erfahrungen unseres nördlichen Nachbarstaates
mit dem Numerus clausus bestärkten uns in der Abnei-
gung gegenüber diesem System. Im übrigen wurde die
Gefahr, dass es überhaupt so weit kommt, unterschiedlich
beurteilt. Am akutesten ist das Problem aus verschiedenen
Gründen, auf die ich aus Zeitgründen nicht näher eintre-
ten will, bei den Medizinern. Im Jahresbericht 1976 der
Schweizerischen Hochschulkonferenz wird dazu folgendes
ausgeführt: «Hier stellt sich nun einfach die Frage, ob und
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inwieweit das unbestrittene Prinzip der Freiheit der Stu-
dien- und Berufswahl die zuständigen Instanzen zu einem
laisser faire berechtigte, in einem Augenblick, wo gewisse
Proportionen in ein evidentes Ungleichgewicht geraten.
Man hat im Jahr 1985 also mit rund 70000 Studierenden
zu rechnen. Sofern dannzumal noch immer rund 17 Pro-
zent davon Medizin studieren, ergäbe das ein Total von
fast 12000 Medizinstudenten (Human-, Zahn- und Veteri-
närmedizin), und das würde heissen, dass man die Klinik-
kapazität (Humanmedizin) auf rund 1100 Jahresplätze er-
höhen müsste, was hinwiederum zu einer Diplomierung
von fast so vielen Aerzten pro Jahr führen würde. Dies ist
dann auch der Grund, weshalb die Schweizerische Hoch-
schulkonferenz Ende 1976 beschlossen hat, alle Studien-
willigen, aber auch die Gymnasien, die Berufsberater, die
Eltern und die politischen Instanzen auf diese Situation
aufmerksam zu machen. Wenn das freie Spiel von Angebot
und Nachfrage zu Widersinnigkeiten führt, muss die Oef-
fentlichkeit sorgfältig informiert werden. Eine solche um-
fassende Informationskampagne hat die Schweizerische
Hochschulkonferenz für den Beginn des Jahres 1977 in
Aussicht genommen, in der Hoffnung, die Studien- und
Berufswahl der Maturanden damit beeinflussen zu kön-
nen.»
Man kann daraus ableiten, dass neben den im vorliegen-
den Gesetz vorgesehenen Massnahmen unter Umständen
noch andere Instrumente eingesetzt werden müssen. Auch
wenn man in unserem System der Jugend das mit jeder
Berufswahl verbundene Risiko nicht abnehmen will und
kann, sollen doch offensichtliche Fehlentwicklungen mög-
lichst vermieden werden. Wie man den jüngsten Voranmel-
referates, zur kurzen und generellen Würdigung der Diffe-
per I.Juni 1977 entnehmen kann, hatte offenbar die Auf-
klärungskampagne Erfolg. Hoffen wir, dass die gezeigte
Einsicht auch weiterhin anhält.
Ich komme damit zum letzten Abschnitt meines Eintretens-
referates, zur kurzen und generellen Würdigung der Diffe-
renzen zum Ständerat. Wenn eine nationalrätliche Kom-
mission etwas auf sich hält, so schafft sie Differenzen zum
Ständerat. Gesamthaft gesehen sind es deren etwa 20. Mit
den meisten ist der Bundesrat einverstanden, was beweist,
wie ernst er uns nimmt. Die wesentlichsten liegen im fi-
nanziellen Bereich. Dies gibt mir Gelegenheit, doch noch
kurz auf diesen entscheidenden Aspekt einzutreten, nach-
dem diesbezüglich hin und wieder Verwirrung herrscht.
In Artikel 36 sind die Betriebsbeiträge, je nach Finanzkraft
der Kantone, in Form eines Prozentrahmens genannt. Die
hier aufgeführten Ansätze bilden ein Ziel, das sich erst
nach endgültiger Verbesserung des Bundeshaushaltes er-
reichen lässt. Vorläufig sind die Ansätze nach Artikel 68
Absatz 1 anzuwenden. Diese gelten auf alle Fälle während
drei Jahren nach Inkrafttreten einer neuen Bundesfinanz-
Ordnung. Von diesem Zeitpunkt an sind sie nach Massga-
be der Finanzlage des Bundes schrittweise anzuheben, bis
sie eben den in Artikel 36 genannten Rahmen erreichen.
In Artikel 41 sind die Investitionsbeiträge geregelt, die ge-
genüber dem heutigen Zustand keine Aenderung erfahren.
Während die ordentlichen Beiträge vorläufig, gemäss Arti-
kel 68 und 41, im Finanzplan enthalten sind, ist dies für die
in Artikel 16 geregelten Beiträge nicht der Fall. Dies ist
insofern verständlich, als es sich hier um eine Art Not-
standsmassnahmen handelt, von welchen man nicht zum
voraus weiss, in welchem Umfang sie einmal zum Zuge
kommen. Während der Ständerat den Rahmen gegenüber
dem Bundesrat erhöht hat, hat Ihre Kommission aus sehr
nahe liegenden Gründen das Rad wieder zurückgedreht.
Im übrigen liegt die Kompetenz für diese Krediterteilung
bei der Bundesversammlung. Es handelt sich hier um ein
ausgesprochenes Mittel zur Bekämpfung des Numerus clau-
sus. Im gleichen Sinn soll auch eine finanzielle Regelung,
wie sie in Artikel 37 zum Ausdiruck kommt, wirksam sein,
indem jene Hochschulen, welche einen besonders hohen
Prozentsatz ausserkantonaler Studenten ausbilden, in den
Genuss eines Zuschlages kommen. Nun vertrat aber Ihre
Kommission die Auffassung, dass das Problem damit, dass

man vorwiegend den Bund im Interesse der Verhinderung
des Numerus clausus finanziell einspannt, nicht befriedi-
gend gelöst ist. Es sind nämlich vor allem die Nichthoch-
schulkantone, welche ein vitales Interesse an der Verhin-
derung von Zulassungsbeschränkungen haben. Man nimmt
es allgemein als selbstverständlich an, dass dieselben
endlich Beiträge an die bestehenden kantonalen Hoch-
schulen leisten sollen, und um dieser Auffassung zu einer
möglichst baldigen Konkretisierung zu verhelfen, wurde
von der Kommission die Schaffung eines Artikels 5a ange-
regt. Nach diesem soll eine interkantonale Vereinbarung,
unter Mitwirkung des Bundes, statuiert werden. In der glei-
chen Richtung zielen Ergänzungen der Artikel 49 Absatz 5
und 50 Absatz 2 Buchstabe a. Ich komme in der Detailbe-
ratung darauf zurück.
Damit, glaube ich, habe ich die wesentlichsten Gescheh-
nisse in unserer Kommissionsarbeit aufgezeigt. Ich hoffe,
dabei der Objektivitätspflicht eines Kommissionspräsiden-
ten Genüge getan zu haben und werde mich, zum Teil
unter Unterdrückung des eigenen Ichs, auch in der Detail-
beratung darum bemühen. Man kann an dieser Vorlage
gewisse Abänderungen vornehmen; wir haben es in der
Kommission, wie ich hoffe, zum Nutzen des Ganzen getan.
Das Konzept als solches wurde dabei nicht in Frage ge-
stellt. Es handelt sich, wie ich eingangs nachzuweisen
versuchte, um einen Optimierungsprozess von staatspoli-
tisch und bildungspolitisch entscheidender Bedeutung. Ich
beantrage Ihnen in Namen der einstimmigen Kommission,
bei einer Enthaltung, auf die Beratung des Gesetzes einzu-
treten.

M. Butty, rapporteur: Le 4 mars 1973, le peuple suisse at-
tribuait à la Confédération une tâche nouvelle en matière
de recherche, alors que le projet d'article constitutionnel
sur la formation ne passait pas le cap de la votation popu-
laire. La situation aurait peut-être été plus favorable au-
jourd'hui, pour ce qui est de l'élaboration d'une nou-
velle loi sur l'aide aux hautes écoles, si ce projet avait été
accepté. Toutefois, la base constitutionnelle actuelle per-
met déjà d'apporter des améliorations considérables par
rapport au système en vigueur.
A la suite des propositions de la commission Labhardt, la
Confédération accorda, je pense que chacun se le rap-
pelle, une première aide financière pour les années 1966 à
1968 en instituant un régime provisoire des subventions
pour les dépenses des cantons en faveur des universités.
Dès le 1er janvier 1969, lui succéda la loi actuelle, qui
subit une revision partielle en 1971. C'est grâce à cette loi,
encore en vigueur, que le dialogue s'est instauré puis con-
solidé entre les cantons ayant la charge d'une haute école
ainsi qu'entre eux-mêmes et la Confédération.
De grands projets de constructions universitaires ont été
réalisés grâce au soutien fédéral. Les cantons ayant la
charge d'une université ont fait preuve de générosité et de
compréhension face à cette tâche nationale, je crois qu'il
fallait le dire. Cependant, le rapide changement des condi-
tions de nos universités a eu pour conséquence que la loi
actuelle sur l'aide aux universités révèle certaines lacunes
et insuffisances qu'il faut combler dans l'intérêt d'une poli-
tique universitaire nationale efficace.
Pourquoi alors une nouvelle loi? Le projet qui nous est
soumis aujourd'hui n'a pas été élaboré sans difficulté. Il
devait répondre aux aspirations des cantons, des universi-
tés, de la Confédération ainsi que de nombreux autres
milieux intéressés. On souhaitait également y inclure l'en-
couragement et la coordination de la recherche.
Quelles étaient ces aspirations et quels furent ces objec-
tifs? En fait, il y va de l'avenir de nos universités et de la
formation des futures générations. L'accroissement Impor-
tant du nombre total des étudiants enregistrés ces der-
nières années: semestre d'hiver 1964/1965, 30400 étu-
diants, dix ans plus tard, semestre 1974/1975: 50600 étu-
diants et, pour 1984/1985, une augmentation prévue de
plus de 12000 à 18 000 nouvelles places nécessaires, re-
quiert un engagement supplémentaire de la Confédération.
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A ce dernier doit correspondre une meilleure coordination
des efforts, au moyen d'une planification commune notam-
ment; l'organisation de l'aide aux écoles nécessite donc
une refonte de son institution et des ressources. Bien que
le phénomène de croissance du nombre des étudiants
évoqué plus haut, ne soit pas un phénomène à court ter-
me, la courbe démographique - c'est important que l'on
en prenne conscience - établie par la commission qui a
étudié ces problèmes, révèle qu'à moyen terme, l'on peut
prévoir une diminution assez marquée des effectifs sco-
laires, voire universitaires. On note aujourd'hui déjà une
diminution importante des effectifs des classes primaires.
Ceci complique la situation car il faut d'une part augmen-
ter l'offre de places d'étude à l'université pour une cer-
taine période, mais prévoir d'autre part un certain ralen-
tissement à long terme.
La question se pose donc d'une meilleure utilisation des
locaux libérés, également à la fois au niveau primaire
mais aussi dans le cas des locaux universitaires propre-
ment dits.
Un problème particulier a retenu notre attention, c'est
celui de la formation des médecins qui constitue en lui-.
même déjà un problème particulier. Compte tenu de l'évo-
lution, le nombre des places disponibles au niveau de la
Confédération et dans l'ensemble de nos cantons universi-
taires pour la formation clinique sera bientôt insuffisant. Il
convient de relever le point de vue financier; la formation
des médecins est coûteuse, et peut-on vraiment créer
des places nouvelles indéfiniment? Nous nous heurtons là
à ce que l'on a appelé «le mur des malades». Enfin, y
a-t-il un critère objectif indiquant le besoin en médecins?
Il est très difficile à estimer. Nous pensons cependant que,
pour les générations futures, il est nécessaire que nous
ayons une répartition géographique appropriée, mais en
même temps que nous ayons un corps médical formé et
suffisant pour l'avenir de notre pays.
Quelle fut l'appréciation de notre commission? En fait,
celle-ci souhaite, à l'unanimité, que l'on prenne toutes les
mesures nécessaires pour lutter contre l'introduction du
numerus clausus. C'est une position fondamentale. Les
expériences faites ces dernières années à l'étranger dé-
montrent combien l'application du numerus clausus est
problématique. Est-ce qu'il ne faut l'appliquer que dans
certaines branches? Le problème ne fait que se reporter à
ce moment-là sur d'autres branches. Quels sont les cri-
tères de sélection les plus valables? Faut-il opter pour un
choix qui s'effectue sur la base des notes, par exemple à
la maturité, ou bien faut-il introduire un examen prélimi-
naire d'admission à l'université? Dans plusieurs pays, on
procède même par un tirage au sort. On constate donc
que, quelle que soit la manière adoptée, un élément de
frustration, un manque d'équité existent manifestement. La
Confédération, qui se veut de lutter contre tout dirigisme,
doit donc éviter cette sélection qui serait purement une
sélection mathématique dans le domaine de l'éducation.
Il faut donc s'efforcer de garder les portes ouvertes de
nos hautes écoles en informant avec efficacité les futurs
étudiants sur les possibilités de "débouchés dans les bran-
ches qu'ils choisissent, sur l'évolution également du mar-
ché du travail. C'est aux jeunes, à l'individu, éventuelle-
ment à sa famille qu'il incombe d'assumer la responsabili-
té de leur choix. Rappelons enfin que si l'on restreignait
l'accès aux universités dans les prochaines années, cela
risquerait d'avoir de fâcheuses conséquences également
sur la formation professionnelle. Là, je voudrais souligner
qu'en même temps que cette loi d'aide aux universités et
à la recherche, un projet de loi sur la formation profes-
sionnelle est présenté également à notre Parlement.
La commission vous propose de souscrire à l'article 16 du
projet en vertu duquel la Confédération peut accorder un
soutien spécial aux cantons qui créent de nouvelles
places d'étude pour les branches d'étude où les goulets
d'étranglement se font particulièrement sentir. En ce qui
concerne l'importance de l'aide supplémentaire, la majori-
té de la commission s'est prononcée en faveur du main-

tien de la proposition du Conseil fédéral, alors qu'une mi-
norité pense que seules les dépenses d'exploitation de-
vraient bénéficier de ce subventionnement spécial. Il con-
vient ici de rappeler le rôle décisif que peut jouer aujour-
d'hui, par exemple dans une votation populaire - ce qui
serait nécessaire dans de nombreux cantons -, le taux de
subvention d'un investissement, même s'il devait être de
faible importance.
Bien que la bonne marche de l'université demeure de sa
compétence d'abord, et ensuite de celle du canton qui en
est responsable, il va sans dire que la nouvelle loi doit
tendre à améliorer la coordination, grâce à la planification
commune et à utiliser au mieux les moyens financiers dis-
ponibles. La Confédération pourra soumettre l'octroi de
ces subventions à des conditions - c'est la teneur de l'ar-
ticle 4, 2e alinéa, de la loi qui nous est proposée. Il est, en
outre, très heureux que l'on ait songé à associer les uni-
versités fédérales, c'est-à-dire les deux Ecoles polytechni-
ques, à la planification et à la coordination générales.
J'en viens maintenant au problème des cantons non uni-
versitaires. Si le rôle des cantons ayant la charge d'une
haute école et les objectifs que se fixe la Confédération
sont clairement définis dans le projet, il n'en était pas de
même des cantons sans université dont les responsabilités
restent à préciser.
Jusqu'ici, un nombre de classes d'études suffisant ayant
été à disposition, les cantons sans université n'ont eu au-
cune difficulté à placer leurs jeunes dans les hautes
écoles existantes. Les places devenant plus rares, en
Suisse alémanique d'abord, les candidats aux études de
ces cantons courent le danger de ne plus être admis aussi
facilement aux universités. Consciente de ce problème
depuis assez longtemps, la Confédération s'est efforcée,
partant de l'article 27 de la constitution, d'assurer l'égalité
de traitement à tous les étudiants potentiels suisses et aux
étrangers établis en Suisse. Par le nouveau projet de loi,
elle se propose d'améliorer l'instrument à disposition, à
savoir le versement, aux cantons ayant une université, d'un
supplément de subvention d'exploitation pour les efforts
qu'ils fournissent en faveur des cantons sans université.
L'un des objectifs principaux de la Confédération est d'es-
sayer d'éviter à tout prix la régionalisation des universités
ainsi que la discrimination de certains candidats étudiants
par rapport à d'autres. Il lui importe donc de trouver une
solution dite nationale; toutefois, ses ressources finan-
cières étant limitées, la question se pose de savoir si l'on
ne pourrait pas envisager d'associer, d'une manière ou
d'une autre, les cantons non universitaires au financement
des dépenses qu'occasionné l'enseignement supérieur. On
pourrait, par exemple, inviter les cantons sans université à
verser une contribution par étudiant à un fonds spécial
géré et réparti au niveau fédéral. La loi dont nous débat-
tons peut-elle obliger les cantons sans université à partici-
per financièrement à l'enseignement supérieur? La consti-
tutionnalité d'un tel procédé est mise en doute et votre
commission, d'ailleurs, ne l'a pas retenu. Ainsi, seule une
convention intercantonale, à laquelle peut adhérer la Con-
fédération, sur la collaboration entre tous les cantons vous
est proposée à l'article 5a; c'est une nouveauté par rap-
port à ce qui a été débattu au Conseil des Etats.
Si une telle convention devait porter ses fruits, les moyens
financiers ainsi obtenus devraient d'abord soulager les
cantons ayant la charge d'une université.
Sur le plan de l'organisation, dans cette nouvelle loi, on
essaie, par la création de la Conférence gouvernementale
- c'est une nouvelle institution - de corriger certains dé-
fauts de la Conférence universitaire actuelle qui, par sa
composition notamment, n'était pas à même de remplir
pleinement les tâches qui lui avaient été assignées. Il
s'agissait également d'établir une distinction claire et
nette entre les tâches, entre le scientifique et technique
d'une part, et le politique d'autre part. Si un chapitre de la
loi fut difficile à établir, c'est bien celui de l'organisation.
Lors des débats de la commission, certains orateurs ont
mis quelque peu en doute le rôle du Conseil de la
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science, organe consultatif du Conseil fédéral, notamment
quant à l'élaboration des objectifs du développement de
l'enseignement supérieur prévu à l'article 10, 3e alinéa.
Une minorité propose même de biffer cette disposition.
Comme j'ai eu l'occasion de le relever en cours de com-
mission, je me demande si l'élaboration de ces objectifs
est vraiment du ressort du Conseil de la science. S'agis-
sant d'une tâche essentiellement gouvernementale, il faut
aider le Département fédéral de l'intérieur à remplir cette
tâche.
En ce qui concerne la nature de la Conférence gouverne-
mentale, certains doutes furent heureusement levés lors
des débats de la commission. Qu'est-ce en fait que ce
nouvel organe? Est-ce un organe consultatif du Départe-
ment fédéral de l'intérieur? Si c'est le cas, il conviendrait
de revoir ses compétences qui revêtent, semble-t-il, le
caractère d'un exécutif. S'il s'agit effectivement d'une ad-
ministration commune, Confédération-cantons, alors il fau-
drait peut-être le dire plus explicitement. On se trouve
face à une administration qui, à ce moment-là, risquerait
de créer une situation ambiguë qui aurait pour consé-
quence de compliquer le système.
Si les problèmes universitaires sont avant tout du ressort
des cantons universitaires et des universités, les questions
touchant l'octroi des subventions sont du ressort de la
Confédération. Une répartition des tâches est donc néces-
saire. De plus, il faut préciser le rôle du Département fé-
déral de l'intérieur et de son appareil en place; nous pen-
sons que la nouvelle loi répond à ces questions.
Nous aurons l'occasion, dans la discussion de détail de
revenir sur les problèmes financiers et d'autre part sur
certains problèmes d'organisation, (par exemple, pro-
grammes pluriannuels, approbation de ces programmes,
les taux de subventions, les crédits d'engagement, la com-
position de la Conférence gouvernementale, la portée des
dispositions et de la période transitoire, etc.). Je souligne
encore ici que cette loi est non seulement une loi de sub-
ventions mais il s'agit aussi d'un instrument de politique
générale universitaire qui est un élément important de
direction et de coordination.
La loi actuelle arrive à échéance à la fin de cette année; il
est donc indispensable que nous ayons un nouvel instru-
ment légal dès le 1er janvier 1978, si nous voulons éviter
de connaître un vide sur ce plan extrêmement important
pour l'avenir de la recherche et de l'enseignement supé-
rieur dans notre pays.
En conclusion, nous rappellerons qu'il ne s'agit pas d'une
nouvelle tâche de la Confédération si ce n'est dans le do-
maine de la recherche, quant à son organisation. Cette loi
a pour objectif d'améliorer la coordination, d'utiliser à bon
escient les moyens disponibles tout en sauvegardant les
aspirations des diverses régions culturelles et linguisti-
ques de notre pays. A ce sujet, une proposition avait été
faite à la commission, il en a été largement tenu compte
dans la proposition définitive qui vous est faite. On doit
s'efforcer de donner aux générations qui nous succèdent
la chance de s'instruire en évitant de les pénaliser pour la
simple raison qu'elles se distingueraient par une forte
densité.
La commission vous propose, à l'unanimité moins une abs-
tention, d'entrer en matière.

Hofmann: Wir wissen, dass es zurzeit in weiten Kreisen
nicht populär ist, für ein neues Bundesgesetz über die
Förderung der Hochschulen, das in wesentlichen Berei-
chen ein Subventionsgesetz ist, einzutreten. Ebenso ver-
hält es sich mit dem Bundesbeschluss über Kredite für die
Hochschulförderung. Aber es ist nicht unsere Aufgabe, in
erster Linie populär zu sein, sondern sachlich aufzuklären
und uns für die Lösung der Probleme unserer Zeit einzu-
setzen. Die Fraktion der Schweizerischen Volkspartei ist
daher für Eintreten auf die beiden Vorlagen.
Lassen Sie mich die Auffassung der Fraktion etwas näher
erörtern.
Es besteht ein zeitlicher Zwang, wie es bereits von den

Kommissionssprechern dargelegt worden ist, ein neues
Hochschulförderungsgesetz zu schaffen. Auf Ende dieses
Jahres laufen das geltende Recht und der geltende Kredit
aus. Es bestehen aber auch zahlreiche sachliche Zwänge,
auf die beiden Vorlagen einzutreten. Erstens einmal sachli-
che Zwänge zur Finanzierung der Hochschulen: Die acht
Hochschulkantone - ich gehöre auch einem solchen an -
können die Hochschullasten der Schweiz nicht allein tra-
gen. Die Finanzierung der Hochschulen ist eine Aufgabe
der ganzen Nation. Der Bund muss also im föderativen
Sinne mithelfen. Auch die Nichthochschulkantone müs-
sen künftig entsprechend ihrer Finanzkraft zur Finanzie-
rung der Hochschulen beigezogen werden. Der Einbezug
der Nichthochschulkantone muss also entsprechend ihrer
Finanzkraft erreicht werden. Das beantragte Bundesgesetz
hat auch diesen Dienst zu erfüllen. Aber ebenfalls die 17
Nichthochschulkantone sind auf die Leistungen des Bun-
des angewiesen. Das vorliegende Gesetz liegt sowohl im
Interesse der Hochschulkantone wie der Nichthochschul-
kantone. Die finanziellen Mittel müssen ferner optimal ein-
gesetzt werden. Das neue Gesetz soll einem optimalen
und damit möglichst sparsamen Einsatz der Mittel dienen.
Dies soll in der Schulung und in der Forschung erreicht
werden, und zwar durch die Schaffung von Führungsstruk-
turen, die eine verantwortungsgerechte Führung ermögli-
chen. In dieser Hinsicht ist das neue Gesetz auch ein Füh-
rungsgesetz. Der optimale Mitteleinsatz soll aber auch ge-
sichert werden durch eine Koordination in der z.T. immer
kostspieliger werdenden Forschung. Dementsprechend ist
das neue Bundesgesetz auch ein Koordinationsgesetz. Da-
bei sind wir uns bewusst, dass es ausserordentlich
schwierig ist, gestützt auf die staatsrechtlichen Vorausset-
zungen und die Komplexität der Materie, die optimale Füh-
rung und die optimale Koordination im Hochschulbereich,
in der Bildung und Forschung zu erreichen. Wir können
aber feststellen, dass sich der Bundesrat und insbesonde-
re Herr Bundesrat Hürlimann darum sehr bemühen, und
wir danken ihnen dafür.
Wesentlich ist nun, dass im neuen Gesetz die Stellung des
Bundesrates und insbesondere die Stellung des Departe-
ments des Innern gestärkt werden. Es ist im Gesetzesent-
wurf so vorgesehen. Wir müssen Anträge, die auf eine Ab-
schwächung dieser Stellung des Bundesrates und des De-
partements des Innern hinauslaufen - und es liegen sol-
che Anträge vor -, ablehnen. Der Bund soll nicht nur Zahl-
vater sein, der sonst nichts zu sagen hat. Selbstverständ-
lich soll an den Hochschulen weiterhin die Freiheit von
Lehre und Forschung bestehen; denn der Geist weht, wo
er will. Aber es rnuss dem Bund ein Koordinationsrecht
zugestanden werden. Es muss ihm die Bildung von
Schwerpunkten ermöglicht werden, wenn wir vor allem in
den immer kostspieliger werdenden Bereichen der For-
schung nicht in Mittelmässigkeit, ja sogar in Unterdurch-
schnittlichkeit absinken wollen. Die Kompetenz des Depar-
tements des Innern und des Bundesrates, um eine Koordi-
nation auf dem Gebiete der Hochschulen zu erreichen, um
die Bildung von Schwerpunkten in der Forschung anzu-
streben, liegt also im Interesse der Hochschulen selbst. So
wie die Eidgenossen nach Marignano erkennen mussten,
dass das Militärwesen und die Aussenpolitik nicht mehr
Sache der Kantone allein bleiben können, sondern dass
hier der Einsatz dos Bundes erforderlich ist, so verhält es
sich heute auf dem Gebiete des Hochschulwesens.

Im weitern geht es beim vorliegenden Gesetz unseres Er-
achtens um die Sicherstellung ausreichender Studienplät-
ze für die geburtenstarken Jahrgänge, die nun kommen
werden, um die Verhütung des Numerus clausus. Es wür-
de ja vorerst die Nichthochschulkantone treffen, wenn der
Numerus clausus eingeführt werden müsste. Die Studien-
anwärter aus diesen Kantonen würden diskriminiert. Die
Nichthochschulkantone sind vor allem die Landkantone.
Unser Staat ist ein Staat von Städten und Ländern. Er
kann nur glücklich gedeihen, wenn Lösungen verwirklicht
werden, die sowohl den Stadt- und den Landkantonen,
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den Hochschul- und den Nichthochschulkantonen dienen.
Das vorliegende Gesetz wird aller Interessen gewahr. Die
Wahrung des freien Zuganges zu den Hochschulen muss
eine nationale Aufgabe von Bund und Kantonen sein. Da-
her sind die beiden vorliegenden Vorlagen unerlässlich
und die Fraktion der SVP stimmt ihnen zu.
Es soll sich dabei nicht um eine Ueberproduktion von Aka-
demikern handeln. Es soll auch nicht darum gehen, die
nichtakademischen Berufe auszulaugen, ihnen intelligente
Nachwuchskräfte zu entziehen. Auch Landwirtschaft,
Handwerk und Gewerbe sind auf einen Nachwuchs mit
hoher Begabung angewiesen. Es ist das für eine solide
Basis und die Weiterentwicklung dieser Branchen unbe-
dingt erforderlich. Es geht also - nochmals gesagt - nicht
darum, diese Berufe geistig verarmen zu lassen, denn
sonst wäre auch das eine Bildungskatastrophe. Ebenfalls
für die manuelle Betätigung ist Intelligenz erforderlich. Bei
der Verhütung des Numerus clausus geht es vielmehr dar-
um, dass die Freiheit der Jugend bei der Berufswahl er-
halten bleibt. Bildung und Ausbildung sind Lebenswerte,
die in der Wahl der Jugend selbst liegen sollen. Die Nach-
frage nach Berufen hat im übrigen auch im akademischen
Bereich stets regulierend gewirkt. Dabei ist der Wille des
Bundesrates festzustellen, dass der Ausbau der Hochschu-
len nur soweit erfolgen soll, dass nicht Ueberkapazitäten
entstehen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge die Hoch-
schulen passiert haben und sich die geburtenschwächeren
Jahrgänge zum Eintritt anmelden werden. Da der Bundes-
rat dieses Ziel anstrebt, sollten deshalb die Anträge, die
dahin hinauslaufen, nicht nur Betriebsbeiträge, sondern
auch Investitionsbeiträge an die Schaffung von Studien-
plätzen zu gewähren, nicht abgelehnt werden. Der neue
Entwurf sieht zudem eine Verstärkung der Hochschulpla-
nung vor, gerade um Ueberkapazitäten zu verhüten.
Abschliessend möchte ich unterstreichen, dass die Frak-
tion der SVP für eine zeitgemässe Ausgestaltung dieser
Vorlagen eintritt und beiden zustimmt.

Frau Morf: Ein von der Qualität seiner Arbeit abhängiges
Land braucht gut ausgebildete Fachkräfte und muss dau-
ernde Forschungsarbeit leisten, um Arbeitsplätze zu erhal-
ten und neue zu schaffen. Dazu braucht es Hochschulen
und Forschungsinstitute, dazu braucht es auch Geld. Die-
se Hochschulen und diese Forschungsinstitute bringen
zwar wieder Geld ein, nur geht dieses Geld nicht auf di-
rektem Weg und auch nicht vollumfänglich wieder an die
Hochschulen zurück. Was die Hochschulkantone, was der
Bund an Geld aufbringen müssen, sollte also so rationell
und auch so gerecht wie möglich eingesetzt werden. Bis-
her ging das nicht immer so rationell, vor allem aber nicht
so gerecht wie möglich. Acht Hochschulkantone tragen
die Hochschullasten - und natürlich auch die Hochschul-
nutzen - der ganzen Schweiz, mit Ausnahme der beiden
ETH. Nur fünf Kantone verfügen über eine medizinische
Fakultät. Fünfzehn Kantone sind auf diese Leistungen der
Hochschulkantone angewiesen.
Jetzt, wo wir wieder haarscharf am Numerus clausus vor-
beigesaust sind, jetzt, wo die geburtenstarken Jahrgänge
vor der Schulhaustür und auch schon vor dem Hochschul-
portal stehen und Jahr für Jahr, bis 1985/86, dort anklop-
fen und Einlass begehren werden, jetzt, wo sich die Hoch-
schulkantone mit ihrer finanziellen Last überfordert fühlen,
wo es bald dreierlei Studenten geben könnte, diskriminier-
te, nichtdiskriminierte und solche, die im «Sässelitanz» der
Studienplätze an auswärtigen Universitäten mittanzen
müssen, jetzt also hört man plötzlich ein allgemeines Jam-
mern: Wir brauchten bald einmal 20000 neue Studienplät-
ze! Wenn wir nur den Bildungsartikel hätten, dann könnte
man das Problem lösen! Den Bildungsartikel haben wir
nicht. Das Problem müssen wir trotzdem lösen. Also prag-
matisch, denn der Kredit des heute noch geltenden Hoch-
schulförderungsgesetzes läuft auf Ende Jahr ab. Das
Hochschulförderungsgesetz ist nur eine Feuerwehrübung,
ein Subventionengesetz vor allem. Wir dürfen und müssen

es eingestehen und dazu stehen. Es ist ein Vehikel in Ge-
setzesform, das in Zeiten der Finanzknappheit schlecht
und recht die Koordination der Hochschulen und eine ge-
wisse gemeinsame Planung, auch eine finanzielle, anzu-
kurbeln hat, und das durch Subventionsanzeige einiges
einbringen will, das sonst nicht einzubringen wäre: Stu-
dienplätze, um die allerärgste Engpasssituation zu behe-
ben, Zulassungsgerechtigkeit auch für Nichthochschulkan-
tone, ein etwas weniger schwerfälliges Gremium als bis-
her, 'nämlich die neue Regierungskonferenz, die Entschei-
de beantworten und Stellung nehmen kann, damit alles,
alles sich zum Besten wende ... Und vielleicht bringt es
sogar Schützenhilfe beim Einrichten einer neuen Universi-
tät. Man sieht, an den vielen guten Absichten dieses Ge-
setzes ist nicht zu zweifeln. Und dennoch äussern sich
Leute, die auf dem Gebiet von Hochschule und Forschung
arbeiten, höchst skeptisch dazu. Hier rund sieben Beden-
ken - eine böse Sieben -, die ich als Sprecherin der so-
zialdemokratischen Fraktion vorbringen will.
Bedenken Nr. 1 : Der Numerus clausus könne nur durch
dieses Gesetz allein nicht verhindert werden, weil ja die
Kantone selbst ihr Immatrikulationsrecht regeln. Immatri-
kulationsrecht ist kantonales Recht, nicht Bundesrecht.
Mutter Helvetia darf allenfalls Geld anbieten und auf diese
Weise etwas steuern helfen. «Geng söfu!» sagen die Ber-
ner; und auch in Zürich weiss man: Geld macht vieles wie-
der gut.
Bedenken Nr. 2: Aber käme dieses Geld, wenn schon nicht
reichlich, so doch reichlich spät? Der grösste Engpass
wird bereits 1984 sein. In den Jahren danach stabilisiert
sich der Zuwachs an Studenten wieder mehr und mehr.
Wegen der Bindung an die neue Finanzordnung und we-
gen des dreijährigen Nachhinkens müsste man sich sogar
fragen, ob die Subventionsregelung noch sinnvoll ist, ob
nicht eine Tendenz dadurch ausgelöst werden könnte, dass
längerfristig der Bund ganz wesentlich für die Hochschu-
len finanziell verantwortlich gemacht wird, statt dass man
von Anfang an die Gewichtung eher auf die Forschungs-
förderung legt.
Bedenken Nr. 3: Es hapert mit den Strukturen der Hoch-
schulen. Wer garantiert, dass zusätzliche Mittel an die
Orte grösster Kapazitätsnot gelangen? Und nicht wie bis-
her zu den Gruppierungen an privilegiertester Stelle im
Bargainingprozess? Werden diese Garantie vielleicht die
zwei bis drei Vertreter der Nichthochschulkantone in der
Regierungskonferenz übernehmen können? Oder die drei
von mir beantragten Vertreter aus den Hochschulständen?
Bedenken Nr. 4: Im Artikel 13 sind Kapazitätsberechnun-
gen erwähnt, welche die Basis bilden sollen zur Feststel-
lung einer eventuellen Numerus-cIausus-Situation. Wenn
man die Kapazitätsdiskussion in der Medizin verfolgt hat,
dann weiss man, wie sehr die Kantone hier Steuerungsin-
strumente in der Hand haben, um eigene Interessensüpp-
chen zu kochen. Man könnte sich jahrelang um zuverlässi-
ge Angaben streiten und die Behauptungen auf einer
Pseudo-Sachebene hin und her schieben. Würden deshalb
nicht relativ grobe Schätzungen denselben oder sogar
noch einen besseren Dienst leisten?
Bedenken Nr. 5: Für die grossen Studentenjahrgänge kann
nicht einfach eine traditionelle Ausbildung angeboten wer-
den. Der Arbeitsmarkt wird nicht in der Lage sein, so viele
nach herkömmlichen Mustern ausgebildete Leute aufzu-
nehmen. Und ein Ausweichen in andere Berufe kommt
nicht in Frage, in Berufe nämlich, wo die Zahlen der Lehr-
stellenbewerber in den nächsten Jahren gewaltig steigen
werden (von 152000 auf etwa 182000 jährlich) und wo es
ebenfalls einen Numerus clausus zu verhüten gilt. Diesen
Verdrängungsprozess müssen wir unbedingt verhindern.
Das können wir nur mit der Forderung nach Neuerungen
in der Ausbildung der Studenten.
Bedenken Nr. 6: Die grosse Quantität an Studienplätzen ist
sozial, politisch und ökonomisch nur zu verantworten in
neuer Qualität. Obschon im Gesetz eigentlich ausschliess-
lich von Quantitäten die Rede ist, muss man feststellen,
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dass auch die Ausbildungsqualität ernstlich gefährdet sein
wird. Und eigentlich müsste man eine Möglichkeit finden,
im Zusammenhang mit der Planung auch eine Pflicht zur
kontinuierlichen Studienreform einzuführen und ausser-
dem noch abklären, ob künftig nicht auch für Reformen,
nicht nur für zusätzliche Studienplätze, ein besonderer
Finanzbonus eingeführt werden müsste, und zwar im Inter-
esse des gesamten schweizerischen Hochschulwesens.
Bedenken Nr. 7: Sind ohne Bildungsartikel und ohne Bun-
deskompetenzen überhaupt strukturelle Probleme im Be-
reich des Hochschulwesens zu lösen? Gerade wegen die-
ses Bedenkens darf ich mich für die sozialdemokratische
Fraktion für das neue Hochschulförderungsgesetz aus-
sprechen. Dieses Gesetz ist nämlich ein Experiment, unter
anderem. Bei optimalem Einsatz der Mittel, bei einer guten
Kooperation und Koordination zwischen Kantonen, Bund
und Hochschulen und bei gezielter und speditiver Arbeit
der Regierungskonferenz kann dieses Experiment glücken.
Wenn es glückt, wird es mehr sein als nur eine Feuer-
wehrübung mit Subventionsspritzen. Es wird uns wichtige
Erfahrungen - vor allem hinsichtlich der politischen Trag-
fähigkeit - vermitteln, Erfahrungen, die wir dringend nötig
haben, um bald einmal an die Arbeit an einem neuen Bil-
dungsartikel zu gehen. Es kann - wenn wir ihm eine Chan-
ce geben - eine Brücke zu einem neuen Bildungsartikel
darstellen. Zu jenem Bildungsartikel nämlich, von dem
mittlerweile alle wissen, wie dringend nötig wir ihn haben.

Dürrenmatt: Ich kann Ihnen im Namen der liberalen und
evangelischen Gruppe Eintreten auf die Vorlage empfeh-
len. Wir stimmen im gesamten dieser Vorlage zu; wir ha-
ben zu einzelnen Artikeln noch Anträge einzubringen, die
sich nicht auf das Grundsätzliche beziehen.
Nach der vorbildlichen Kürze, mit der die Komimissionsre-
ferenten gesprochen haben und auch nach dem, was bis
jetzt zu den Grundsätzen des Gesetzes gesagt worden Ist,
möchte ich mich meinerseits auch kurz fassen. Frau Morf
hat soeben gesagt, es handle sich um ein Experiment. Wir
haben als Quintessenz unserer Diskussion in unserer klei-
nen Gruppe den Ausdruck gebraucht, es handle sich um
einen Versuch. Man konnte in der Diskussion in unserer
Gruppe, aber auch etwa in den Couloirs die Frage vorfin-
den, ob das Gesetz ein gutes oder ein schlechtes Gesetz
sei. Ich halte diese Alternative nicht für richtig; sie ist
nicht angemessen. Das Gesetz will als Versuch eine Situa-
tion meistern, die zu den zentralen Eigentümlichkeiten un-
seres Staates gehört. Es will ein bildungs- und hochschul-
politisches Instrument schaffen, in einem föderalistischen
Staat, der seit seiner Existenz mit diesen Problemen im-
mer wieder Schwierigkeiten gehabt hat.
Wenn Herr Hofmann gesagt hat, die Frage der Universitä-
ten sei ein nationales Problem, so möchte ich doch noch
diese Einschränkung machen: Die schweizerische Nation
ist repräsentiert in einem Bundesstaat, das föderalistische
Instrument der Bildungs- und Universitätspolitik war durch
Jahrzehnte weltanschaulich bedingt und stand unter dem
Gegensatz radikal-liberal gegen konservativ; es hat in den
letzten zehn Jahren interessanterweise einen zusätzlich
betonten Aspekt bekommen, der sich auf unsere kulturelle
Vielgestalt bezieht. Wir sind auch in dem Sinn ein föderali-
stisches Land, als wir drei europäische sprachliche Kultu-
ren in unserem Räume vereinigen. Jedes Universitätsge-
setz und jedes Bildungsgesetz in unserem Lande muss
von der Tatsache Kenntnis nehmen, dass es wesentliche
Unterschiede gibt im lateinischem und im deutschen Den-
ken unseres Volkes und dass die Rücksichtnahme auch
auf die lateinische Komponente in das Konzept eines Uni-
versitätsgesetzes hineingehört.
Wir haben aus den bisherigen Voten und aus den Einfüh-
rungsvoten der Kommissionsreferenten gesehen, welche
Probleme es zu koordinieren gilt. Das Neue an diesem
Gesetz, das Experiment, das mit dem Gesetz versucht
wird, kommt zum Ausdruck in der neuen Indikation der
Regierungskonferenz. Der Bund versucht, ein Führungs- und

Koordinationsinstrument zu schaffen, das den föderalisti-
schen Verhältnissen angepasst ist. Die Regierungskonfe-
renz ist etwas Neues, verbunden mit den Schockwirkun-
gen, die das Neue bei uns immer auslöst, wenn es um
Institutionen geht. Ich möchte unterstreichen: Meine Frak-
tion unterstützt auch diesen Versuch. Ich möchte dabei
eine Nuance betonen: Die Regierungskonferenz ist nach
unserer Auffassung ein Führungsinstrument des Chefs des
Departementes des Innern, aber nicht des Departementes
und seiner Verwaltung. Ich bin der Meinung, das sei eben
das Neue im Konzept, das uns Herr Hürlimann vorlegt:
dass betont wird, die Aufgabe der Koordination im Gre-
mium der Regierungskonferenz liege weitgehend beim
Chef des Departementes. Das hat sich meiner Meinung
nach wesentlich aus den Erfahrungen ergeben, die Herr
Hürlimann, der einst selber Erziehungsdirektor seines Kan-
tons gewesen ist, auf diesem Gebiet gemacht hat. Die
Koordination unter föderalistischen Verhältnissen ist eine
Sache des Geschickes eines beauftragten Mannes - in
diesem Falle des Chefs des Departementes. Sie kann nicht
eine Aufgabe des taktischen Verhaltens der Verwaltung
sein. Es ist etwas Neues in diesem Gesetz, das sich all-
mählich überhaupt in unserem Regierungsstil abzuzeich-
nen scheint; dass wir, angesichts1 der verschiedenen Er-
scheinungen der sogenannten pluralistischen, der viel-
schichtigen Gesellschaft, die Erfahrung machen, braucht
persönlichen Einsatz in der Führung und persönliche Ver-
antwortung. In diesem Sinne sind auch wir bereit, diesen
Versuch zu unterstützen, auf das Experiment einzugehen,
das mit der Regierungskonferenz eingeleitet wird.

Frau Thalmann: Ich spreche im Namen der CVP. Unsere
Partei stellte sich fünf Fragen:
1. MUSS das neue Hochschulförderungsgesetz im jetzigen
Zeitpunkt behandelt werden? Das geltende Gesetz war
befristet bis 1974. Nachdem die Vernehmlassung zu einem
neuen Gesetz zeigte, dass man sich nicht einigen konnte,
wurde eine Uebergangslösung beschlossen; die Beitrags-
periode läuft Ende 1977 aus.
Wir stehen zudem vor einer grossen Wende. Der erhöhte
Andrang der Studenten zur Hochschule bewirkt einen star-
ken Platzmangel. Wenn wir jetzt nichts unternehmen, sind
Zulassungsbeschränkungen in gewissen Disziplinen unver-
meidlich. Darum verstehen wir, dass das Hochschulförde-
rungsgesetz im jetzigen Zeitpunkt in den Räten diskutiert
werden muss. Es erscheint mir auch ehrlich, wenn wir das
vor der Abstimmung vom 12. Juni tun.
Auch in bezug auf die Forschung ist es wichtig, dass man
genaue Ausführungsbestimmungen erhält, damit gesetzlich
verankert wird, wer hierüber die Hauptverantwortung trägt.
2. Die Fragezeichen zur Ist-Situation. Dem Bund selbst
gehören nur die zwei bundeseigenen Hochschulen; ETH
Zürich und Lausanne. Die übrigen Hochschulen sind Sa-
che der einzelnen Kantone. Die Hochschulkantone sind
primär befugt, über ihre Hochschulen zu entscheiden. Zum
überwiegenden Teil tragen sie auch die Lasten selbst.
Heute sind die Hochschulkantone - ich glaube das im Na-
men aller acht Kantone sagen zu können - diesbezüglich
an den Grenzen der wirtschaftlichen Tragfähigkeit ange-
langt. Die Studenten aus Nichthochschulkantonen sind bis
heute ausschliesslich Nutzniesser der Hochschulkantone,
indem man ihnen, ohne eine besondere finanzielle Lei-
stung zu erbringen, Gleichbehandlung zugesichert hat. Die
Förderung zur höheren Schulbildung und die Dezentrali-
sierung der Mittelschule bewirkten in den letzten Jahren
einen starken Andrang der studierenden Jugend. Gegen-
über 1972 wird sich die Zahl der Maturanden bis 1982 ver-
doppeln, d. h. von 6000 auf 12000 ansteigen. Diese Zahlen
sind bereits berechenbar. Die Gesamtzahl der Studenten
beträgt heute rund 50000. Sie wird bis 1984 auf 80000
ansteigen und hernach entsprechend der allgemeinen Be-
völkerungsbewegung wiederum abnehmen. Die veränder-
ten Verhältnisse in unserem Land rufen einer neuen Hoch-
schulpolitik.
Wir stellten uns die dritte Frage: Welches sind die wichtig-
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sten Neuerungen dieses Entwurfes? Es ist das Hochschul-
förderungsgesetz nicht ausschliesslich ein Subventionsge-
setz. Man will primär durch Koordination und Planung,
durch die Mehrjahresprogramme, das Hochschulwesen im
allgemeinen effizienter gestalten. Man versucht, dem Bund
ein Führungsinstrument in die Hände zu geben, das ihn
ermächtigen soll, die Zusammenarbeit zwischen Bund und
Kantonen zu ermöglichen. Das wird erreicht durch die
Schaffung eines neuen Organs. Es ist die Regierungskon-
ferenz, bestehend - wie Herr Dürrenmatt ausgeführt hat -
aus dem Vorsteher des Departementes des Innern, den
Vertretern der Hochschulkantone und einigen Vertretern
der Nichthochschulkantone. Wichtig ist, dass wir wissen:
Dieses Organ hat Entscheidungsbefugnis. Mit einem quali-
fizierten Mehr können Beschlüsse verbindlich erklärt wer-
den. Erst sekundär ist das Hochschulgesetz auch ein Sub-
ventionsgesetz. Dadurch werden die finanziellen Lasten
gerechter verteilt als bis anhin. Bund, Hochschulkantone
und Nichthochschulkantone werden in Zukunft zur Kasse
gebeten. Mit diesen Neuerungen wird man in der Lage
sein, den Bestand der Hochschulen zu gewährleisten und
die heutigen Schwierigkeiten zu überbrücken.
Viertens: Wo liegen die rechtlichen Schwierigkeiten? Die
Grundlagen für ein Forschungsgesetz sind in der Bundes-
verfassung (Artikel 27sexies) gegeben. In bezug auf die
Zusammenarbeit zwischen Bund, Hochschul- und Nicht-
hochschulkantonen liegt durch das Fehlen eines Bildungs-
artikels kein verfassungsmässiger Auftrag vor. Es können
daher weder die Hochschulkantone gezwungen werden,
die Studenten aller Kantone gleich zu behandeln, noch
kann der Bund einen Zwang auf die Nichthochschulkanto-
ne zur Mithilfe bei der Finanzierung ausüben. Wegen die-
ser rechtlich schmalen Basis - man stützt sich auf die
Bundesverfassungsartikel 33 und 60 - sind die diesbezügli-
chen Artikel sehr vorsichtig formuliert. Sie zeichnen sich
nicht aus durch Druck und Zwang. Sie wollen vielmehr die
Bereitschaft der Nichthochschulkantone fördern, in der fe-
sten Annahme und im Wissen, dass die Nichthochschul-
kantone durch die veränderten Verhältnisse einsichtig
sind.
Zum Schluss fragen wir uns: Dürfen wir passiv zusehen,
wie Zulassungsbeschränkungen ausgesprochen werden?
In unserer Partei kam der Wille klar zum Ausdruck, dass
alles getan werden muss, um den Numerus clausus zu
verhindern. Wir sind uns bewusst, dass eine Nichtgleich-
behandlung der Studenten und eine nicht freie Berufswahl
der studierenden Jugend den politischen Frieden in unse-
rem Staat gefährden könnten. Wir sehen auch die Nachtei-
le, wenn bilaterale Verträge abgeschlossen werden, und
wir wissen weiter, dass zugewiesene Kontingente für Stu-
denten aus Nichthochschulkantonen Ungerechtigkeiten
und Willkür bringen müssen. Zu willkürlich wäre es zum
Beispiel, wenn das Los entscheiden müsste. Es wäre un-
gerecht, wenn wir allein auf den Maturausweis abstellen
würden. Es wäre schwierig, wenn schriftliche oder mündli-
che Motivationsbefragungen durchgeführt werden müss-
ten. Dabei wäre zusätzlich auch nicht die Frage der Zutei-
lung für Mittelschulstudierende ausserhalb des Wohnkan-
tons und der Zweitwegmaturanden gelöst. Unsere Partei
befürwortet daher den Artikel 16, wie ihn der Bundesrat
formulierte, vollumfänglich. Eine erhöhte Sondersubven-
tion, und zwar ausserhalb des Finanzplanes, scheint uns
am Platz zu sein, wenn dann zusätzliche Studienplätze
geschaffen werden können. Wir stimmen auch mit der vom
Ständerat vorgeschriebenen Befristung überein. Eine zu-
sätzliche Massnahme soll nur helfen, einen Notstand zu
überbrücken.
Aufgrund der Erwägungen dieser fünf Fragen ist die CVP
überzeugt, dass das Hochschulförderungsgesetz gut konzi-
piert ist und damit ein Fortschritt erzielt werden kann.
Darum beschliessen wir Eintreten auf das Gesetz.

M. Speziall: Le groupe radical-démocratique votera l'en-
trée en matière. Les buts de cette nouvelle loi sont résu-
més à l'article 1er, «Aide aux cantons universitaires et pro-

78-N

motion de la recherche». Voilà donc déjà une première
constatation. Les huit cantons universitaires qui ont sup-
porté la plus grande partie du poids financier dans toute
notre histoire universitaire nationale doivent être aidés et
non seulement par la Confédération, ce qui est tout à fait
normal, mais encore par les 17 cantons non universitaires.
Une deuxième constatation: le problème du numerus clau-
sus a un peu mis dans l'ombre celui de la promotion de la
recherche, savoir les articles 17 et suivants, qui est fon-
damental pour l'économie de la Suisse et surtout pour son
industrie qui ne peut rester compétitive que si elle est
vraiment de toute haute qualité. La constitution en 1952 du
Fonds national suisse de la recherche scientifique est le
témoignage le plus éclatant de cet esprit dont doit s'inspi-
rer notre politique de la recherche, qui doit forcément
opérer sur le plan politique de la recherche et doit, par
conséquent, disposer des moyens nécessaires.
L'alinéa b coordonne l'enseignement supérieur suisse et
la recherche financée par la Confédération, une coordina-
tion capable de mobiliser toutes les forces disponibles
pour que la Suisse puisse suivre le rythme rapide du dé-
veloppement scientifique international. Cette coordination
est d'autant plus nécessaire dans cet Etat suisse où le
fédéralisme joue un rôle décisif dans tous les domaines,
mais surtout dans celui de l'enseignement. Elle est encore
plus nécessaire si l'on considère les moyens financiers
assez limités de notre Etat.
Mais nous voilà au centre de l'article 1er et de la loi en
discussion, il s'agit donc de l'alinéa c. La commission du
Conseil national pense qu'il vaut mieux revenir - en la
complétant - à la formulation du Conseil fédéral plus
claire et plus rassurante: sauvegarder le libre accès' aux
hautes écoles en collaboration avec les cantons. Cepen-
dant, la formule n'est pas suffisante si l'on n'est pas prêt à
fournir les moyens nécessaires. Ce qui intéresse évidem-
ment la Suisse entière et en particulier toute notre jeu-
nesse de tous les cantons, c'est la question du libre accès
car les cantons non universitaires surtout craignent une
discrimination. Le numerus clausus peut un jour devenir
une nécessité. Il faut eri éviter à tout prix une application
trop rigoureuse qui pourrait du reste nous amener à un
dirigisme, donc à une imposition du choix qui, soyons
clairs, n'est possible que dans des Etats où la planifica-
tion est totale et où l'on arrive à nier la liberté même puis-
que tout est soumis aux directives contraignantes d'un
bureau central d'où l'on dirige même les vocations. Eviter
l'introduction du numerus clausus est dans l'intérêt supé-
rieur de la stabilité politique et sociale du pays.
Une autre question est celle de savoir si vraiment tous les
cantons sont prêts à assumer des sacrifices financiers
capables d'éviter cette grave mesure. Le devoir le plus
pressant est de donner une substance concrète à ce fédé-
ralisme coopératif dont on parle beaucoup. Il est inutile de
se faire des illusions: si l'on n'est pas capable de trouver
une juste et équitable solution au financement des can-
tons universitaires pour soutenir leurs efforts dans le do-
maine des hautes écoles, personne ne saura éviter le nu-
merus clausus.
C'est donc bien la Confédération et les cantons non uni-
versitaires qui devront faire un effort considérable pour
trouver la solution constitutionnelle capable d'éviter une
rupture entre les deux groupes de cantons. Il faut bien
dire qu'en ce moment il n'existe pas une base constitu-
tionnelle qui puisse obliger les cantons à mettre à disposi-
tion de cette nouvelle politique universitaire les indispen-
sables moyens financiers.
D'autre part, comment obliger les cantons ayant une uni-
versité à supporter des tâches lourdes et nouvelles pour
garantir le libre accès aux hautes écoles. Il est certain
que les contributions apportées par la Confédération sont
nécessaires, celles des cantons aussi. Donc, par la voie
constitutionnelle, on ne peut pas obliger les cantons non
universitaires à allouer des subventions pour leurs étu-
diants, mais un compromis doit être trouvé et il semble
bien que tous les cantons se rendent compte de cette
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urgente nécessité qui est en même temps une mesure de
justice et de compréhension politique. Sur la substance
de cet effort coordonné qui doit être envisagé par les 25
Etats, je ne crois pas devoir constater des obstacles insur-
montables, mais assez difficile et complexe sera la recher-
che de la formule la meilleure.
Une grande attention doit être prêtée - on en a très peu
parlé - à une importante tâche qui est celle de l'orienta-
tion par les universités elles-mêmes au cours des pre-
mières années, mais surtout dans les écoles conférant une
maturité. Il faut en revenir à une juste sévérité qui puisse,
comme résultat d'une orientation opportune, nous assurer
au bon moment qu'on ne se trouvera pas un jour devant
un chômage intellectuel.
Les mesures que l'on doit prendre doivent être très sou-
ples; cette orientation doit se développer surtout dans les
écoles préparant à la maturité. On ne doit pas trop favori-
ser la course aux hautes écoles si l'on veut éviter une
production universitaire excessive et très dangereuse,
comme elle est démontrée par la situation explosive dans
d'autres Etats et particulièrement en Italie. Une rigoureuse
orientation dans tous les cantons, inspirée par la pru-
dence, est nécessaire afin de ne pas pousser les jeunes
gens de qualité médiocre à suivre des études universi-
taires. Un manque d'orientation ne manquerait pas d'abou-
tir à la formation d'un sous-prolétariat .intellectuel qui serait
un grave élément d'instabilité.
Le droit à l'instruction supérieure appartient à tout le
monde, mais ceux qui ne présentent pas les qualités intel-
lectuelles suffisantes nous amèneraient directement à ce
que le communiste italien Concetto Marchesi prévoyait, il
y a bien trente ans, en disant que l'on aurait un jour «la
nation des docteurs destinés au chômage, à la mendicité,
à l'intrigue». On est loin d'une telle situation dramatique en
Suisse, mais ce n'est pas un mal d'y penser pour éviter
toutes sortes d'erreurs possibles.
Permettez-moi de parler, juste un instant, de la modifica-
tion de l'article 3, 1er alinéa, là où la commission a ajouté
les mots «dans le respect de la diversité culturelle». Je
dois dire toute ma reconnaissance aux membres de la
commission et à M. Hürlimann qui ont bien voulu accepter
cette modification, modeste il est vrai, mais qui a pour moi
une importance politique et morale. C'est une ouverture et
un espoir pour nous, représentants de la culture italienne
en Suisse.
La Svizzera italiana rivendica il diritto nel settore della
cultura di contare qualche cosa di più, di meritare qual-
che cosa di più, di meritare qualche migliore attenzione;
non si tratta tuttavia di benevolenza o di carità, ma di sen-
so profondo di giustizia e di acume politico che suggeri-
scono che la diversità di lingua e di cultura devono essere
rispettate e promosse, siccome irrinunciabile base della
nostra politica confederale, della nostra peculiarità, delle
nostre caratteristiche che sono molto ammirate nel mon-
do. Non possiamo dire che la Svizzera italiana non ha fat-
to la sua scelta.
Je voudrais vous prier de prêter attention à ce point. On
nous dit en général: «La Suisse italienne - et je ne parle
pas du canton du Tessin - ne sait pas faire son choix.» Eh
bien! je dis à mes collègues et au Conseil fédéral, s'ils
m'écoutent, que ce n'est pas vrai. L'autorité fédérale, la
Confédération en général, nous dit toujours que la Suisse
italienne ne sait pas faire son choix. Je dois répéter quant
à moi que la Suisse italienne a fait son choix. Elle l'a fait
avec une certaine amertume, il est vrai: la Suisse italienne
a renoncé à une université, optant pour une institution
moins significative, un «Centro di studi regionali». C'est
peu, mais c'est déjà quelque chose. En ce domaine, une
compréhension concrète, authentique, non seulement ver-
bale des milieux fédéraux est vivement souhaitée.
Non possiamo dunque accettare oggi il rimprovero «que la
Suisse italienne ne sait pas se décider». La scelta, doloro-
sa e difficoltosa, la Svizzera italiana l'ha fatta, non rivendi-
cando l'università di base, ma un centro postuniversitario
di terzo ciclo (troisième degré) per gli studi regionali. E

stata una scelta comprensibilmente delicata, non ancora
accettata da tutti, ma dalla grande maggioranza della
nostra popolazione, soprattutto dalle autorità della Svizze-
ra italiana, ivi compreso il Grigioni. Tra il sogno allettante
e sorridente d'una costosa università di base e la fredda
valutazione di una realtà che quel sogno giudica siccome
un'utopia, noi abbiamo operato una scelta responsabile.
Chiediamo fermamente che non ci si dica più che non
abbiamo le idee chiare, che siamo dei sognatori o peggio
che si lasci intendere che vogliamo l'università pagata
dalla Confederazione e dagli altri. Chiediamo fermamente
che si riconosca alla Svizzera italiana d'aver saputo ope-
rare una scelta con grande senso di responsabilità e nella
persuasione che per realizzare l'istituto sopra menzionato
d'alti studi regionali dovremo sopportare noi, Svizzera ita-
liana, grossi sacrifici, come grossi sacrifici sapremo, se
del caso, sopportare opponendoci con i fatti e con le pa-
role all'introduzione del numero chiuso.

Schär: Ich will mich der gleichen Kürze befleissigen wie
meine Vorredner. Auf die Bedeutung der Hochschulförde-
rung wurde bereits hingewiesen. Mit diesem Gesetz tun
wir etwas für die Zukunft unseres Landes, für die Zukunft
unserer Jugend. Es gilt, optimale Ausbildungsmöglichkei-
ten zu schaffen. Dazu bedarf es einer gesamtschweizeri-
schen Förderung; denn die Hochschulkantone allein sind
nicht oder nicht mehr in der Lage, die ganze Last zu tra-
gen. Wichtig wird deshalb der Lastenausgleich unter den
Kantonen sein, d.h. die Beteiligung der Nichthochschul-
kantone am Unterhalt und am Ausbau unserer Hoch-
schulen. Bund und Kantone sollen also die gemeinsame
Verantwortung für das Hochschulwesen tragen. Als Basis
für das gemeinsame Handeln wird ein Organ der politisch
Verantwortlichen, die Regierungskonferenz für Hochschul-
fragen, geschaffen. Somit wird auch eine klare Abgren-
zung zum wissenschaftlichen Organ, dem Schweizerischen
Wissenschaftsrat, entstehen. Die Regierungskonferenz für
Hochschulfragen hat die entscheidenden Befugnisse im
Rahmen dieses Gesetzes. In ihr sind neben den Hoch-
schulkantonen der Bund und die Nichthochschulkantone
vertreten, wobei dem Bund ein Vetorecht zukommt.
Die finanziellen Aspekte sind von besonderer Bedeutung,
besonders in der gegenwärtigen Zeit und in Anbetracht
der grossen finanziellen Belastung der Hochschulkantone.
Das Inkrafttreten der vollen Beitragssätze gemäss Arti-
kel 36 dieses Gesetzes bleibt jedoch im Ungewissen, d. h.
konkret für den Kanton Zürich zum Beispiel, dass in der
Uebergangszeit keine Erhöhung der Bundesbeiträge zu er-
warten ist. Zur Illustration doch ein paar Zahlen, damit Sie
sich von der Grössenordnung dieses Problems ein Bild
machen können. Der Kanton Zürich gibt 270 Millionen
Franken (Betriebsausgaben) für die Universität aus. Es
sind 12800 Studierende; von diesen 12800 Studierenden
sind 55 Prozent Ausserkantonale und Ausländer. Der Kan-
ton Zürich erhält eine Subvention an die Betriebsausga-
ben für die Universität von 30 Millionen Franken, das sind
11 Prozent. Man könnte jetzt die Rechnung weiterführen:
11 Prozent der Ausgaben für ungefähr 7000 ausserkanto-
nale Studenten gegenüber 240 Millionen Franken, die der
Kanton Zürich ausgibt für die Gesamtzahl von 12800 Stu-
denten. Sie sehen also die Grössenordnung, und es ist zu
erwarten, dass die Subventionen nicht wesentlich von die-
sen 11 Prozent, die jetzt der Kanton Zürich erhält, abwei-
chen werden.
Von mir erwartet man natürlich auch einen Hinweis auf
den Numerus clausus, den niemand will, der aber wie ein
Damoklesschwert über den Hochschulen hängt. Gelingt
es, die jetzige Flut von Studieninteressenten so in Bahnen
zu lenken, dass einzelne Fakultäten - ich nenne natürlich
in diesem Zusammenhang die Medizin - in der Lage sein
werden, dem Bedarf zu entsprechen? Ich glaube nicht,
dass jetzt zuviel für Studienplätze investiert werden soll.
Bis das vermehrte Platzangebot geschaffen sein wird, ist
vermutlich der Hauptansturm bereits vorüber. Artikel 16 ist
deshalb kaum ein geeignetes Instrument zur Verhinderung
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von Zulassungsbeschränkungen. Die Sicherung der Stu-
dienplätze verlangt ein erhöhtes finanzielles Engagement
des Bundes im Bereich der regulären, jährlich wiederkeh-
renden Beiträge. Punktuelle befristete Beiträge, die mögli-
cherweise auf Kosten der regulären Beiträge gehen, kön-
nen ein solches erhöhtes Engagement nicht ersetzen.
Die Fraktion des Landesringes ist für Eintreten zu diesem
wichtigen Gesetz.

Pagani: Intervengo in questo dibattito a nome e quale por-
tavoce della Deputazione ticinese alle Camere federali che
quest'anno ho l'onore di presiedere, per esprimere le atte-
se, giustificate e colme di speranza, che la terza Svizzera
ed il Cantone Ticino in modo particolare nutrono per l'esi-
tc di questi lavori parlamentari. Il tema di una nuova legge
sulle università e sulle ricerca, con le prospettive di interes-
santi soluzioni per il disciplinamento degli studi superio-
ri, il loro coordinamento, il loro finanziamento, non poteva
certo lasciare insensibili le autorità del Cantone Ticino.
Queste, consapevoli della esigenza di colmare al più pre-
sto la lacuna rappresentata dall'assenza di un istituto di
studi a livello accademico, perseguono da tempo il dise-
gno di creare il Centro universitario della Svizzera italiana
ed hanno formulato ripetutamente alle competenti autorità
federali prospettive di attuazione e chiare opzioni. In que-
sto ordine di idee, la Deputazione ticinese fa proprie le
scelte operate dal Governo del Cantone Ticino e comuni-
cate al Dipartimento federale dell'interno con le memorie
dell'11 novembre 1975 e ancora del 28 febbraio 1977, con-
dividendo nel contempo le preoccupazioni espresse relati-
vamente a possibili applicazioni discriminanti del principio
fondamentale - ed irrinunciabile per una minoranza cultu-
rale e linguistica - del libero accesso agli studi superiori.
A sostegno della impostazione cantonale testé ricordata,
la Deputazione ticinese intende richiamare l'attenzione di
Governo e Parlamento su tre postulati che ritiene fonda-
mentali per la vita e lo sviluppo culturale e politico della
Svizzera italiana e sui quali invita il Consiglio federale ad
esprimere un giudizio senza riserve e a dare affidamenti
concreti. Il primo postulato riguarda il diritto al libero ac-
cesso agli studi universitari e si esprime nella sollecitazio-
ne di una garanzia non equivoca che l'espediente del
numerus clausus non verrà applicato agli studenti prove-
nienti da Cantoni non universitari e, particolarmente, agli
studenti della Svizzera italiana. Da questo profilo non pos-
siamo sottacere come l'iniziale compiacimento per la chia-
ra manifestazione di intenti contenuta a pagina 49 del
messaggio e con la quale il Consiglio federale giustificava,
cito «la volontà di evitare ad ogni costo l'adozione di mi-
sure restrittive dell'ammissione alle università come uno
dei principali obiettivi del disegno di legge» e quale mani-
festazione delia sua, cito ancora «fermissima volontà» si
sia successivamente stemperato con la modifica introdotta
dal Consiglio degli Stati all'articolo 1 lettera e. Con tale
modifica il principio della salvaguardia del libero accesso
alle scuole superiori è stato declassato ad un generico
impegno di favorirlo. Fortunatamente, la Commissione del
nostro Consiglio si è distanziata da tale impostazione e ci
ripropone giudiziosamente di ritornare al testo governati-
vo. L'assenza nella legge di una chiara garanzia del libero
accesso alle università e la prospettiva quindi dell'introdu-
zione del. numerus clausus risulterebbe gravemente lesiva
per gli studenti della Svizzera italiana e li porrebbe nella
drammatica alternativa di rinunciare al proseguimento de-
gli studi superiori o di completarli all'estero. Nel primo
caso ne deriverebbe un inammissibile impoverimento cul-
turale della terza Svizzera; nel secondo, un bagaglio di
disagi connessi con l'espatrio, con la forzata rinuncia ad
un insegnamento di alto pregio scientifico quale è quello
impartito negli atenei del nostro Paese e, non da ultimo,
con la situazione disastrata delle università della vicina
Repubblica cui gii studenti della Svizzera italiana si senti-
rebbero comunque attratti per motivi etnici e linguistici. In
ambedue i casi, con pregiudizio sicuro per la vita cultura-

le e politica e per la stessa esistenza dell'intero Paese. Va
da sé che l'impegno dei Cantoni universitari - cui va l'in-
condizionata gratitudine del Paese per i gravosi oneri che
si sono assunti con la creazione ed il mantenimento delle
università - va compensato con il contributo finanziario
degli altri Cantoni. Da questo profilo, il Ticino ha già mani-
festato la propria disponibilità ad assumersi i sacrifici fi-
nanzari che si renderanno necessari e non v'è dubbio
che, come sempre, terrà fede ai propri impegni. Con il
secondo postulato, miriamo ad ottenere, nel contesto della
politica universitaria e della ricerca, il riconoscimento del-
la particolare situazione della Svizzera italiana, purtroppo
non sufficientemente evidenziata - per non dire quasi ne-
gletta - nel disegno di legge, nel messaggio del Consiglio
federale che l'accompagna e negli studi che li hanno pre-
ceduti. In tutti i settori della vita del Paese, ma special-
mente nel campo della pianificazione, del coordinamento
e del finanziamento degli studi superiori non è possibile
prescindere dalla realtà rappresentata dalla Svizzera ita-
liana e dal suo apporto culturale, prezioso, di alto valore e
indispensabile all'immagine ed all'essenza della nazione.
Ne discende l'imperativo categorico di salvaguardarne le
peculiarità più marcate ed i caratteri distintivi, fra i quali
rientrano indubitabilmente i problemi della formazione,
dell'istruzione e della ricerca, quali elementi costitutivi e
di rafforzamento di una entità culturale senza la quale la
Svizzera si ritroverebbe snaturata ed istituzionalmente
compromessa. Questa funzione della Svizzera italiana qua-
le elemento inscindibile della realtà culturale e politica del
Paese esige una chiara collocazione nell'ambito della con-
cezione generale di una politica universitaria nazionale,
quella perseguita sotto il distintivo di «Hochschule
Schweiz». La garanzia che ciò avverrà va espressa in
quest'aula e ancorata nella legge, così come ci suggeri-
sce la nostra Commissione, con la proposta di emenda-
mento al capoverso 1 dell'articolo 3, per affermare il prin-
cipio che l'impiego dei mezzi per l'insegnamento superiore
e la ricerca avvenga anche nel rispetto delle diversità cul-
turali. Per finire e quale terzo postulato, chiediamo all'au-
torità federale il riconoscimento della scelta operata dal
Cantone Ticino con la proposta di creare l'Istituto di studi
regionali. Si tratta, come già ha avvertito il collega Spezia-
li, di una decisione sofferta, maturata dopo anni di irftenso
ed appassionato studio, da considerare come contributo
originale - per riprendere le parole del Governo ticinese -
alla realizzazione della concezione globale del problema
universitario. Il prospettato Istituto di studi regionali, da
collocarsi nel terzo ciclo, quindi a livello postuniversitario,
non costituisce certo il raggiungimento delle aspirazioni
della Svizzera italiana, cui le peculiarità sopra ricordate
assegnerebbero il diritto all'università di base. Esso rap-
presenta purtuttavia la sola soluzione attuabile nelle odier-
ne difficili contingenze e, proprio per questo, non va con-
siderato come traguardo definitivo, ma piuttosto come pre-
messa di un ulteriore e più incisivo sviluppo verso una
università più completa. Il Cantone Ticino ha già elaborato
gli schemi generali del previsto Istituto, precisandone nel
contempo compiti e finalità. Perché gli studi proseguano e
si concludano sollecitamente nella auspicata realizzazio-
ne, occorre ora l'approvazione dell'autorità federale.
Quell'approvazione, signor Consigliere federale e cari col-
leghi, che la Svizzera italiana attende con serena fiducia.
Grazie.

Schalcher: Gestatten Sie mir ein paar - wenn Sie so wol-
len - ketzerische Gedanken, aber sie scheinen mir nötig
im Moment, wo wir uns anschicken, ein neues Hochschul-
förderungsgesetz zu kreieren. Wir bilden heute, um es
gleich an den Anfang zu stellen, zu viele Akademiker aus.
Es zeichnet sich ganz offensichtlich - um es deutlich zu
sagen - ein Akademikerproletariat ab, wenn das so weiter-
geht. Auf der anderen Seite haben wir zu wenig Nach-
wuchs an guten Facharbeitern und an guten gewerblichen
und vor allem auch an guten kaufmännischen Kräften.
Mancher, der heute mit dem Geldsäckel und oft auch fai-
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schem Prestigedenken der Eltern und einer sehr grosszü-
gigen, 'manchmal ganz offensichtlich zu grosszügigen Sti-
pendienpraxis mit Ach und Krach durch die Mittel- und
Hochschulen geschleust wird und später im praktischen
Leben nicht über ein Mittelmass hinauskommt, wäre viel-
leicht ein guter Facharbeiter, Gewerbetreibender oder
Kaufmann geworden. Es scheint mir heute weniger not-
wendig zu sein, die Hochschulbildung zu fördern als viel-
mehr einen guten Facharbeiter-, gewerblichen und kauf-
männischen Nachwuchs. Diesen Nachwuchs fördert man
nicht, um es bei dieser Gelegenheit auch einmal zu sagen,
indem man immer neue Schikanen für die Lehrmeister
aufstellt, wohl aber durch vermehrte, vor allem auch recht-
zeitige, objektive und ungeschminkte Aufklärung auf allen
Stufen über die wirklichen Berufschancen und vielleicht
auch durch die Korrektur eines falschen Schulanschlus-
ses. Solange schon durch den Uebertritt aus der sechsten
Primarklasse in die Mittelschule, in einem Alter, wo noch
keine Berufswahlreife besteht, die Weichen in die akade-
mische Laufbahn gestellt werden, wird es kaum möglich
sein, aus dem in den Sekundärschulen verbleibenden Rest
noch einen guten Facharbeiter-, gewerblichen und kauf-
männischen Nachwuchs sicherzustellen.
Dies ein paar vielleicht aus der Reihe tanzende Gedanken,
aber sie schienen mir, wie gesagt, nötig.

M.Junod: Pour qui a suivi de très près les travaux prépa-
ratoires laborieux de ce projet de loi, le texte qui nous est
soumis constitue sans doute un indéniable progrès par
rapport aux premiers avant-projets. On peut même dire
que la conception fondamentale s'est profondément modi-
fiée par rapport aux dispositions soumises à la procédure
de consultation, à tel point d'ailleurs que l'on peut se de-
mander s'il n'aurait pas été utile ou même politiquement
opportun d'ouvrir une nouvelle consultation sur la base du
texte qui nous est soumis. Cela aurait sans doute permis
d'améliorer l'économie générale du projet, notamment en
soumettant à la critique ses différentes articulations
comme aussi les compétences propres d'organes tels que
le Conseil de la science et la Conférence gouverne-
mentale, afin d'éviter d'éventuels chevauchements, sour-
ces de conflits futurs.
Ces quelques réserves concernant la phase préparatoire
ne nous empêchent pas de considérer comme acceptable
la conception générale de la loi. Dans ce débat, il n'est
pas possible de soulever toutes les questions qui me tien-
nent à cœur. Je me limiterai donc à quelques aspects
seulement, quitte à revenir sur d'autres lors de la discus-
sion de détail.
Compte tenu des dispositions constitutionnelles aux-
quelles elle se réfère, la loi ne peut être qu'une loi de
subventionnement. En clair, cela signifie que la Confédé-
ration en sa qualité d'autorité de subventionnement, doit
s'assurer qu'un certain nombre de conditions sont rem-
plies pour qu'un projet ou pour qu'une université bénéficie
de l'appui des deniers fédéraux. C'est ainsi qu'elle peut
exiger un minimum de mesures en matière de coordina-
tion, ceci afin d'éviter tout gaspillage; c'est d'ailleurs ce
que rappelle expressément l'article 4, 2e alinéa, proposé
par notre commission. En revanche, cela ne permet pas à
la Confédération de planifier elle-même l'enseignement à
tous les niveaux, sur le plan national. Ce domaine n'est
pas de sa compétence mais de celle exclusive des can-
tons, sous réserve des responsabilités que la Confédéra-
tion assume à l'égard des deux hautes Ecoles polytechni-
ques fédérales. Par conséquent, même par le biais de
conditions mises à l'octroi de subventions, la Confédéra-
tion ne saurait intervenir dans un secteur qui n'est pas le
sien. Pourtant, quelle tentation de le faire! Il suffit de lire
l'article 14, 2e alinéa, du projet et l'article 66, 3e alinéa,
des dispositions transitoires, dans la version du Conseil
fédéral, pour s'en convaincre. Il faut souligner que si ces
dispositions n'avaient pas été corrigées - elles ne le
sont d'ailleurs que dans une certaine mesure - par le
Conseil des Etats d'abord et par la commission du Conseil

national ensuite, il y avait là motif à opposition fondamen-
tale au projet de lo".
Mais que l'on m'entende bien! J'interviens ici sur une
question de principe qui touche formellement à la réparti-
tion de compétence entre la Confédération et les cantons
et qui, matériellement, a une très grande importance pour
assurer notamment le respect de la diversité culturelle de
notre pays, comme l'ont d'ailleurs souligné tout à l'heure
MM. Speziali et Pagani. Néanmoins, je ne combats nulle-
ment l'idée d'une coordination dans le domaine des condi-
tions d'admission aux hautes écoles. Il doit s'agir cepen-
dant d'une conce'tation entre autorités responsables et
non d'une exigence liée à l'octroi d'une subvention.
Ces réserves, que je fais sur un point particulièrement
sensible, me permettent d'être d'autant plus convaincu de
la nécessité d'une planification et d'une coordination dans
les autres domaines de l'enseignement supérieur et de la
recherche. On l'a déjà dit mais peut-être convient-il en-
core de le répéter: il faut se garder ici aussi de la tenta-
tion de vouloir tout coordonner du haut vers le bas. Au
contraire, la coordination - et le projet me paraît satisfai-
sant sur ce point - est un objectif qui ne peut être atteint
que par des ajustements successifs de la base au som-
met, la Confédération jouant ici un rôle précieux d'arbi-
trage.
Vous permettrez sans doute au président de la Confé-
rence universitaire romande, qui groupe les Universités de
Genève, Neuchâtel, Berne, Fribourg, Lausanne et l'Ecole
polytechnique fédérale de Lausanne, de constater que les
fruits de la coordination sont d'autant plus abondants et
de bonne qualité qu'ils sont le résultat d'une volonté cons-
tante des intéressés et de leur concertation suivie. Je vou-
drais souligner que les travaux de la Conférence universi-
taire romande n'ont jamais été conçus en fonction d'une
seule région mais toujours dans une perspective natio-
nale. Je souhaite que nous réussissions aussi bien sur le
plan suisse, en allant même plus loin si possible dans le
domaine de la coordination.
Le succès ne dépend pas seulement de cet animus soci/,
de ce désir de faire quelque chose ensemble, qui doit
inspirer les responsables. Il peut dépendre aussi de l'or-
ganisation mise en place, de la composition des organes,
des compétences qui lui sont confiées et de la procédure
adoptée pour la prise de décisions. Entre le système de la
Conférence universitaire romande qui groupe un représen-
tant de chaque canton universitaire ainsi que du Valais et
du Tessin et un représentant de chaque haute école et,
d'autre part, celui de la Conférence universitaire suisse
qui est devenue un vaste forum de ceux qui s'intéressent
à l'enseignement supérieur sur le plan national, il était
difficile de trouver la bonne formule. Celle qui a été finale-
ment retenue, la Conférence gouvernementale, est sinon
la meilleure, du moins la plus acceptable de toutes. Selon
la conception des auteurs du projet, conception que je
partage, il doit s'agir de représentants d'autorités respon-
sables; cela apparaît dans la version du Conseil fédéral,
qui a été renforcée par le Conseil des Etats. Mais voici
que réapparaît, au travers de la proposition de Mme Mort,
une représentation qui doit changer la nature même de la
Conférence gouvernementale. Le fait que les milieux dont
Mme Morf se préoccupe doivent être entendus et partici-
pent à la vie universitaire n'est pas contesté, mais ceux-ci
ne doivent pas pour autant être intégrés à la Conférence
gouvernementale.
Je voudrais terminer par quelques considérations sur
deux problèmes majeurs soulevés par le projet de loi: ce-
lui du libre accès aux études universitaires et celui du
financement de l'enseignement et de la recherche qui sont
d'ailleurs plus ou moins liés. Je souscris à l'un des buts
de la loi qui est de sauvegarder le libre accès aux hautes
écoles. Alors qu'il existe un numerus clausus de fait dans
de nombreux autres secteurs, il est philosophiquement
inadmissible de limiter l'accès aux études universitaires,
en raison de la nature même de ces études. Mais je crois
qu'il faut se garder de toute illusion: ce n'est pas une loi,
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fût-elle fédérale, qui peut garantir, au sens fort, le libre
accès. Ce n'est d'ailleurs pas la portée du texte de la
commission qui, lui, signifie que l'on doit mettre en œuvre,
dans la mesure du possible, les moyens et les dispositifs
nécessaires pour éviter une limitation. Jusqu'ici, on a pu
éviter cette limitation, y compris en médecine, grâce aux
efforts des cantons universitaires dont on aurait aujour-
d'hui tendance, dans certains milieux et ici même, à sous-
estimer l'action. Mais si, par malheur, une limitation devait
intervenir, il faut le dire avec la netteté désirée, il ne sau-
rait y avoir de discrimination entre ressortissants de can-
tons universitaires et de ressortissants de cantons non
universitaires.
Je voudrais même dire aux représentants des cantons non
universitaires, qui manifestent à cet égard une inquiétude
sans fondement, que les cantons universitaires, en cas de
numerus clausus, devraient résoudre des problèmes sem-
blables aux leurs et peut-être plus difficiles. Quant à la
question délicate des critères de sélection, à mon avis,
seules les universités sont en mesure de les appliquer
matériellement, ce qui résoudrait très largement le pro-
blème dit de la non-discrimination.
Certains estiment que le libre accès aux études supé-
rieures peut être sauvegardé par l'engagement de moyens
financiers plus importants, notamment pour passer le cap
difficile de ces prochaines années. Le Conseil fédéral par-
tage cet avis, puisqu'il nous propose l'octroi de subven-
tions extraordinaires, à l'article 16. C'est aussi l'opinion de
représentants des cantons non universitaires qui enten-
dent participer aux frais de l'enseignement supérieur. Cela
n'est vrai qu'en partie, d'abord parce que l'on ne pourra
pas toujours, par des moyens financiers accrus, ou des
dispositifs de fortune, atteindre cet objectif. Ainsi en mé-
decine, on se heurtera à ce qu'il faut appeler le mur des
malades. Ensuite et surtout, parce que le poids essentiel
de renseignement supérieur et de la recherche repose sur
les cantons universitaires - les Ecoles polytechniques fédé-
rales exceptées.
Les cantons universitaires ont assumé 80 à 90 pour cent
des frais des universités, jusqu'à présent; ils continueront
à le faire à l'avenir. Si des moyens supplémentaires sont
mis à leur disposition, ils les acceptent avec reconnais-
sance. Mais dans ce domaine, ils doivent pouvoir compter
sur une constance dans l'effort. Ils considèrent la Confé-
dération et plus tard peut-être les cantons non universi-
taires comme des partenaires qui le restent à long terme.
Il ne saurait être question qu'après un appui substantiel
peut-être, mais sans lendemain, les cantons universitaires
soient les seuls à devoir assurer dans la durée la respon-
sabilité dans ce domaine.
C'est pourquoi, pour autant que. la Confédération veuille

, remplir les objectifs qu'elle vise en matière d'enseigne-
ment et de recherche, elle doit avoir aussi les moyens de
sa politique. Cela me paraît évident, mais les expériences
passées et les perspectives financières d'avenir m'obligent
à préciser que cela forme un tout indissociable.

Weber Leo: In diesem Gesetz stehen Aspekte verfassungs-
rechtlicher, bildungspolitischer und finanzpolitischer Natur
zur Diskussion. Ich möchte mich mit den verfassungs-
rechtlichen und den finanzpolitischen Aspekten kurz be-
fassen. - Verfassungsrechtlich liegt eine klare Grundlage
nur vor für die Forschung und für die Maturitätszeugnisse
als Zulassungsausweise an die Universitäten. Artikel 27
Absatz 1, auf den wir.uns berufen, stellt ohne Zweifel eine
sehr schmale Basis dar für die Massnahmen, die der Bund
auf dem Hochschulsektor vorsieht. Nach Artikel 27 Absatz 1
hat er die Befugnis, höhere Unterrichtsanstalten und
Universitäten zu unterstützen. Nun besteht kein Zweifel
darüber, dass das neue Gesetz dem Bund eine neue Stel-
lung gibt. Er unterstützt nicht nur, sondern er hat anzure-
gen, er hat erhöhte Beiträge zu bezahlen und er hat insbe-
sondere auch zu führen, wenn das notwendig ist und um
die Koordination sicherzustellen. Es ist eine grosse Frage,
ob der Ausdruck «Unterstützung» diese neue Stellung des

Bundes noch abdeckt. Jedenfalls brauchen wir eine sehr
wohlwollende und extensive Auslegung dieses Begriffes.
Aber wir haben ja keine Verfassungsgerichtsbarkeit auf
diesem Sektor, so dass wir angesichts der zwingenden
Notwendigkeit, dass der Bund diese Führungsaufgaben
übernimmt, für einmal dieser Lösung zustimmen können.
Ohne Zweifel ist eine neue Verfassungsbestimmung in die-
sem Sektor dringend. Sie muss dabei nicht unbedingt den
gesamten Bildungssektor abdecken, sondern sie könnte
sich ohne weiteres auch beschränken auf die Hochschu-
len, damit wir relativ rasch zu einer Lösung kommen. Der
neue Artikel 60 zumindest, der von der Kommission einge-
führt worden ist, hilft dem Bunde sicher nicht weiter, denn
dieser Artikel handelt von der Gleichbehandlung der
Schweizer durch die Kantone in der Gesetzgebung und im
gerichtlichen Verfahren. Für die Anstaltsbenützung, also
für die Benützung der Universitäten, die hier zur Diskus-
sion steht, hat meines Erachtens dieser Artikel keine Be-
deutung. Der Verweis darauf ist daher eher fragwürdig.
Ich möchte zu zwei finanzpolitischen Fragen noch Stellung
nehmen. Der Bund wird nach dem neuen Gesetz tiefer in
den Sack greifen müssen. Er sieht erhöhte Betriebsbeiträ-
ge mit Zuschlägen vor, er stellt das Beitragssystem bei
den Betriebsbeiträgen um, geht von der Plafonierung weg
und führt praktisch zu einer Lösung, die auf die Deckung
von Betriebsdefiziten hinausläuft. Er erweitert auch die
beitragsberechtigten Betriebs- und Investitionskosten. Für
einzelne Kantone wird nach den Ausführungen des Bun-
desrates damit fast eine Verdoppelung der bisherigen Be-
triebsbeiträge erreicht. Ohne Zweifel wird dieses Gesetz,
und das ist auch einer seiner Zwecke, eine anspornende
Wirkung auf die Kantone ausüben. Es stellt sich deshalb
mit aller Deutlichkeit die Frage, ob diese neue Beitrags-
ordnung nicht eine kleine Explosion der Kosten bewirken
wird. Der Bund hat ja mit solchen Lösungen bisher nicht
die besten Erfahrungen gemacht, ebenso auch die Kanto-
ne, wo Betriebskostenbeiträge und Defizite übernommen
wurden. Wenn wir trotzdem zustimmen, so verlangen wir,
dass als Gegengewicht eine vermehrte Einflussnahme des
Bundes geschaffen wird. Und hier fragt man sich, ob das
Instrumentarium, das uns der Bundesrat zur Verfügung
stellt, genügt. Der Bundesrat sieht eine Regierungskonfe-
renz mit einem Vetorecht des Bundesrates, Entwicklungs-
pläne, Mehrjahresprogramme, die darauf abgestimmt wer-
den müssen, sowie entsprechende Zahlungsrahmen vor.
Ohne Zweifel sind diese Instrumente von beachtlicher Be-
deutung. Die nationalrätliche Kommission beantragt Ihnen,
zusätzlich weitere Instrumente einzuführen, in Artikel 4
zum Beispiel, dass der Bund die Bedingungen festlegen
kann, um die Koordination sicherzustellen, in Artikel 12 die
rechtzeitige Vorlage der Mehrjahrespläne an das Parla-
ment und - zumindest eine Kommissionsminderheit - die
Einführung von Verpflichtungskrediten. Auch diese zusätz-
lichen Massnahmen stellen selbstverständlich keine Ga-
rantie dar, dass auf diesem Sektor jenes Mass eingehalten
wird, das heute allgemein verlangt wird und trotzdem den
sachlichen Notwendigkeiten Rechnung trägt. Wir werden
daher alle Vorstösse unterstützen, die dem Bund diese
notwendigen Führungsinstrumente zur Verfügung stellen.
Ich komme zu einem letzten Punkt. Er betrifft das Verhält-
nis der Vorlage zur hängigen Finanzreform. Nach Artikel
68 dieses Gesetzes steht es an sich fest: Betriebsbeiträge
für die nächsten drei Jahre bleiben auf einer niedrigen
Stufe stehen, und eine Erhöhung wird erst ins Auge ge-
fasst und ist erst zulässig nach Inkrafttreten der neuen
Bundesfinanzordnung. Das Gesetz entspricht damit durch-
aus den Richtlinien des Bundesrates für die Politik in die-
ser Legislaturperiode und ebenso den Feststellungen in der
Botschaft, dass lediglich bei einer endgültigen Verbesse-
rung des Bundeshaushaltes die erhöhten Beiträge in Aus-
sicht genommen werden könnten. Es stellen sich meines
Erachtens in diesem Zusammenhang trotzdem zwei Fra-
gen. Ich möchte sie an den Departementsvorsteher stel-
len: Was ist der Sinn des Wortes «neue Finanzordnung»?
Dieser Sinn ist klar, wenn am 12. Juni das Finanzpaket
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angenommen wird. Wenn das Finanzpaket verworfen wer-
den sollte, stellt sich die Frage: Was heisst dann «neue
Finanzordnung»? Diese Frage sollte heute geklärt werden
und insbesondere auch die Frage: Ist in der neuen Finanz-
ordnung ein notwendiger Bestandteil oder gibt es auch
andere Lösungen, die als neue Finanzordnung bezeichnet
werden könnten, ohne dieses neue Instrument? Es stellt
sich eine zweite Frage: Kann, wenn am 12. Juni negativ
entschieden würde, dieser Konnex zwischen der neuen
Finanzordnung und den Mitteln, die der Bund in die Hoch-
schulförderung hineinstecken muss, rein von der Sache
her längerfristig durchgehalten werden, oder ist das nicht
möglich? Es besteht kein Zweifel, dass dem Bund auf dem
Hochschulsektor immer mehr eine Führungsaufgabe zu-
kommen wird. Die Hochschulfrage wird zu einer Frage von
nationaler Bedeutung werden, deren sich der Bund nicht
entschlagen kann. Ich bitte daher den Vorsteher des De-
partements, in seinem Votum diese beiden Punkte zu be-
handeln.

Breml: Wir sind ein schulmeisterliches Volk. So verwun-
dert es nicht, dass uns der Professor als eine zeitgenössi-
sche Bestform erscheint. Die Schulen, an denen die Pro-
fessoren lehren, möchten wir aus allen Zweifeln der Nütz-
lichkeit, der Wahrheit und der Selbstlosigkeit entlassen.
Wir möchten dort nicht über Geld, über Wirkungsgrade
und über Qualifikationen sprechen, und wenn schon, dann
wenigstens in altgriechischer oder schlimmstenfalls in la-
teinischer Sprache. Ein Professor, der einer Sache nicht
ganz sicher ist, beginnt den Satz in der Regel mit «be-
kanntlich». So finden w.ir in einem Bericht des Wissen-
schaftsrates auch den Hinweis, dass wir «bekanntlich» in
den nächsten acht Jahren an einem Unterangebot an Stu-
dienplätzen leiden werden. Die Folge davon ist der «kek-
lisménos arithmòs», oder eben auf gewöhnliches Latei-
nisch: der Numerus clausus.
Es tröstet uns nicht, wenn in anderen Berufen auch ein
Mangel an Ausbildungsplätzen besteht. Die freie Berufs-
wahl stellt einen zentralen Grundsatz im liberalen Staat
dar. Ein behördlicher Dirigismus gegenüber jungen Men-
schen, die sich ihr berufliches Leben selbst gestalten wol-
len, wäre eine beklemmende Vorstellung. Wie wollen wir
eine Generation zum Liberalismus führen, wenn wir ihr
den beruflichen Einstiegsentscheid derart beschränken?
Im Osten selbstverwirklicht der Staat den Menschen, bei
uns überlassen wir das lieber dem einzelnen.
Was steht uns aber wirklich bevor? Drei Aussagen, auf die
sich diese Vorlage abstützt, dürfen wir nicht unkritisch
hinnehmen. Erstens rechnet man uns vor, dass die Gebur-
tenzahl in der Schweiz zwischen 1954 und 1964 stark zuge-
nommen habe und somit bis 1984 ein entsprechender An-
drang an unseren Hochschulen stattfinden werde. Bei ge-
nauerer Betrachtung stiegen in diesen zehn Jahren die
schweizerischen Geburten jährlich um weniger als ein
Prozent an, hingegen versechsfachten sich die Ausländer-
geburten in der Schweiz. Nachdem nun sehr viele Auslän-
der mit ihren Familien abgereist sind und die Maturanden-
quote der Ausländer zudem weit unter jener der Schwei-
zer liegt, ergibt sich aus der Bevölkerungsstruktur keine
massgebende Zunahme an Studenten. Durch die Inbe-
triebnahme neuer Mittelschulen steigt allerdings der Pro-
zentsatz der Maturanden, gemessen an den einzelnen
Jahrgängen, etwas an, aber die Geschichte von der Ge-
burtenzunahme stammt aus einer undifferenzierten Aus-
wertung der Statistik. Richtig ist indessen, dass seit 1964
die Geburtenzahlen aller Bevölkerungsgruppen rapid ab-
nehmen. Wir finden dies heute an leeren Primarschulzim-
mern bestätigt.
Zweitens: Missverhältnisse zwischen Platzangebot und
Nachfrage stellen sich keineswegs in allen Fachbereichen.
Es wird uns z. B. kaum gelingen, die gesamte ETH-Raum-
kapazität in den nächsten zwei Jahrzehnten auszulasten.
Die Erfahrung lehrt uns, dass ein gewisser Selbstregulie-
rungseffekt wirkt und dass die mögliche Nachfrage, auch

nach Aerzten, mit der Zeit auch den Andrang auf diese
Fakultäten regulieren wird.
Drittens: Das Gesetz will gerade in der Medizin durch zu-
sätzliche Investitionen den vorübergehenden Ansturm auf-
fangen. Ich halte dies aus mehreren Gründen für eine fal-
sche Massnahme. Vorerst würden solche Investitionsschü-
be, die wir im Jahre 1978 auslösen, erst dann zur Verfü-
gung stehen, wenn sie offensichtlich nicht mehr gebraucht
würden. Was wir jetzt brauchen, sind Betriebsmittel, um
bestehende Anlagen besser auszunützen. Ferner ist eine
bessere Nutzung von bestehenden Investitionen und vor-
handenem Fachpersonal nicht nur im Hinblick auf die
achtjährige Studentenwelle sinnvoll, sondern sie ist an
sich dringend notwendig. Dabei denke ich nicht nur daran,
dass Gebäudereserven bestehen und durch organisatori-
sche Massnahmen der Raumbelegung und durch höhere
Raumflexibilität zwischen den Fakultäten ausgenützt wer-
den können, sondern ich denke insbesondere auch an die
höhere Qualität der Ausbildung.
Bei dieser Gelegenheit verweise ich zum Beispiel auf die
Antwort des Bundesrates vom 13. September 1971 auf die
Kleine Anfrage Bommer, wonach das Berner Institut für
Ausbildungs- und Examensforschung mit einer SOprozenti-
gen Bundessubventionierung bedacht wurde, weil der
Bundesrat erwarte, von dort konkrete Resultate zur syste-
matischen Planung von Hochschulreformen zu erhalten.
Die Resultate solcher Investitionen werden uns heute be-
sonders deshalb brennend interessieren, weil doch uner-
hörte Unterschiede zwischen den einzelnen Hochschulen
hinsichtlich der Kosten für die Medizinerausbildung beste-
hen.
Man kann eine Hochschule nicht bewirtschaften wie ein
kommerzielles Unternehmen. Aber es ist auch der Qualität
abträglich, wenn man die wirtschaftlichen Aspekte mit
dem Geist der Aima mater als unvereinbar betrachtet. Das
Führungssystem des Gedankenaustausches am Lagerfeuer
befreit zwar den Geist, aber es beflügelt ihn nicht. Die
vorgesehene Regierungskonferenz stellt einen Ansatz zu
einem starken Instrument dar, das auch auf die unerlässli-
che Autonomie der kantonalen Hochschulen Rücksicht
nimmt. Voraussetzung ist allerdings, dass sie über ein In-
strumentarium verfügt, das nicht .durch personelle Besitz-
standswahrung des heutigen Amtes für Wissenschaft und
Forschung begrenzt wird. Wir erwarten, dass in diesem
Amt die Konsequenzen zugunsten der Regierungskonfe-
renz gezogen werden.
Schliesslich glaube ich nicht, dass die weitere Investi-
tionstätigkeit für unsere Maturanden ausschliesslich auf
die Hochschulen zu konzentrieren ist. Eine Aufwertung der
Technikumsstufe könnte auch vielen Maturanden eine
sinnvolle Alternative zum Hochschulstudium anbieten. Da-
bei wären aber nicht nur technische, sondern auch ande-
re, natur- und geisteswissenschaftliche Fachgebiete dort
zu lehren, wodurch sich auch für die Zulassungsbedingun-
gen weitere Möglichkeiten ergeben könnten. Einen sol-
chen grundsätzlichen Richtungswechsel in unserer Bil-
dungspolitik betrachte ich als echte Alternative zur gegen-
wärtigen bildungspolitischen Denkart, weil sie den Mittel-
schüler vom Zwang zur Hochschule befreit und anderen
Berufswegen eine neue Entwicklungschance anbietet.
Der Einbezug der Nichthochschulkantone ist bereits si-
chergestellt worden. Die Entwicklung ist erfreulich, aber
sie ist durch unser Gesetz nicht direkt durchsetzbar. Bis
dies so weit ist, wird der Bund noch einspringen müssen,
wie er dies mit Artikel 37 tut, aber nicht länger. Nachdem
Artikel 5a eingefügt wurde, darf Artikel 37 nicht unbefristet
belassen werden. Die Hochschulkantone können nicht er-
warten, für die gleiche Leistung zweimal subventioniert zu
werden, Ich werde bei Artikel 37 einen entsprechenden
Antrag stellen.
Auf diese Gesetzesvorlage trete ich im Sinne der erwähn-
ten und der gedruckten Minderheitsanträge ein. Wir erwar-
ten nicht, dass dieses Gesetz zwangsläufig zu besseren
Hochschulen führt. Wir erwarten aber, dass durch bessere
Handhabung seine neuen Möglichkeiten ausgenutzt wer-
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M. Carruzzo: Je m'exprimerai sur deux problèmes, celui
des relations entre cantons possédant une université et
ceux qui n'en ont pas et celui du possible affaiblissement
de nos Ecoles polytechniques fédérales.
A tous les stades de l'élaboration de la loi dont nous déli-
bérons s'est posé le problème d'une participation finan-
cière des cantons dépourvus d'université aux frais encou-
rus par ceux qui en ont une. Notre commission a dû exa-
miner au moins cinq propositions de collègues visant
toutes à introduire dans la loi une participation, une con-
tribution obligatoire des cantons non universitaires. Il sem-
ble finalement, et le rapporteur de langue française l'a
rappelé, que notre constitution ne le permette pas et c'est
heureux, car les cantons non universitaires n'accepte-
raient pas volontiers des solutions imposées, je précise:
imposées.
Je ne veux pas minimiser l'effort accompli par les cantons
universitaires ni contester que les autres en profitent aussi.
Au contraire, je leur suis reconnaissant de cet effort, mais
si l'on veut se mettre à chiffrer les rapports intercanto-
naux, si on veut commencer à quantifier les relations en-
tre cantons, à peser ce que chacun donne aux autres et
reçoit des autres, on se lance sur une voie dangereuse.
Cette comptabilité inutile, peut-être néfaste, ne pourrait
évidemment pas demeurer sectorielle. Elle devrait forcé-
ment s'étendre à tous les domaines de la vie commune.
Elle devrait englober par exemple les sources d'énergie
ou ces espaces de nature auxquels notre société accorde
maintenant une valeur si grande et on voit tout de suite à
quel genre d'affrontements et de marchandages cela pour-
rait nous mener. Mais même si l'on s'en tient strictement
au secteur des hautes écoles, il faut reconnaître que la
possession d'une université donne à un canton un indé-
niable avantage sur ceux qui n'en ont pas. Si les dépen-
ses occasionnées par une université sont faciles à chiffrer,
les bienfaits qui en découlent directement ou indirecte-
ment sont intraduisibles en chiffres, et pourtant ils comp-
tent. Nous qui voyons l'élite intellectuelle de notre jeu-
nesse aspirée par les villes universitaires, nous qui n'en
voyons revenir qu'une petite partie, nous savons ce que
nous perdons chaque année, c'est-à-dire ce que nous
donnons aux autres. C'est de la bonne richesse humaine
que nous donnons, mais c'est aussi de notre substance
que nous perdons.
A regarder les choses de près, on doit donc admettre qu'il
n'y a pas toutes les charges du côté des cantons à univer-
sité et tous les bénéfices du côté des .cantons sans univer-
sité. Il y a échange, il y a donc matière à discussion et à
collaboration. Aussi ai-je approuvé sincèrement l'article 5a
prévoyant la possibilité d'une répartition négociée, par
voie de convention, des charges de l'enseignement supé-
rieur entre tous les cantons et j'ai approuvé également
l'article 37 qui prévoit un supplément de subvention aux
universités pour les étudiants non domiciliés dans le can-
ton.
J'espère enfin que ces dispositions suffiront à éloigner la
tentation qui pointe déjà dans certains cantons universi-
taires d'opérer une discrimination entre leurs ressortis-
sants et les autres.
Tout dernièrement, un article signé K. M. dans la Neue
Zürcher Zeitung du 4 juin dit assez crûment: «II est indis-
pensable que les cantons non universitaires prennent une
part importante aux dépenses des hautes écoles s'ils veu-
lent échapper à la discrimination.» En ces temps de plé-
thore d'étudiants, cela sonne assez désagréablement pour
nous.
J'en viens à mon second thème. Il y a au moins deux
hautes écoles où les ressortissants de tous les cantons
avec ou sans université se sentent sur pied d'égalité, ont
les mêmes droits et ne risquent pas une discrimination
basée sur leur appartenance cantonale. Ce sont les
Ecoles polytechniques fédérales de Lausanne et de Zu-
rich.
Et déjà de ce point de vue, nous tenons beaucoup non
seulement au maintien, mais aussi au renforcement de ces

écoles. Or, il ne faut pas le cacher, la loi que nous discu-
tons risque, si nous n'y prenons pas garde, d'affaiblir la
position des écoles polytechniques. Il y a danger par
exemple que les sommes mises à la disposition des uni-
versités cantonales amenuisent la part nécessaire au dé-
veloppement des EPF et ce serait très grave, car les EPF
et leurs instituts annexes sont l'élément essentiel de la
recherche et un élément important de l'enseignement su-
périeur en Suisse. Il y a là une concentration unique de
moyens intellectuels, matériels et financiers; il y a là une
somme d'expérience, une continuité de travail, un réseau
de contacts et de relations qui n'ont pas d'équivalents
dans le pays et souvent au-delà. Il y a surtout une cohé-
rence très grande découlant de l'unité de direction, cohé-
rence à laquelle n'atteindront jamais les universités canto-
nales, où toute collaboration doit être négociée entre au-
torités politiques, avec les retards, les regrets, les jalou-
sies que cela implique. Un affaiblissement des EPF ne
pourrait guère être compensé et j'aimerais que le Conseil
fédéral nous donne l'assurance que cela ne se produira
pas.
Si j'éprouve quelques craintes, c'est aussi parce que j'ai
vu avec stupeur le Conseil des Etats exclure le président
du Conseil des écoles polytechniques de la Conférence
gouvernementale chargée d'assurer la collaboration entre
les cantons et la Confédération dans le domaine de la
recherche et de l'enseignement supérieur. Notre commis-
sion, heureusement, l'y a réintroduit car il est absolument
indispensable que les EPF soient représentées au plus
haut niveau de l'organisation que nous sommes en train
de créer. Je vous prie de la suivre et je vous prie enfin de
veiller à ce que l'extension et la réglementation de l'aide
aux universités cantonales ne se fassent pas au détriment
de ce que nous avons de plus solide et de plus efficace,
les EPF.

Kiinzi: Als ehemaliger Hochschullehrer und als Mitglied
einer Exekutive eines Hochschulkantons interessiert mich
diese Vorlage natürlich ganz besonders, und ich erlaube
mir einige Bemerkungen dazu.
Es gibt Kreise - ich hoffe, sie sind nicht allzu weit gezo-
gen -, die uns bzw. dem Bundesrat vorwerfen, man wolle
noch schnell vor dem 12. Juni ein weiteres Paket unter
Dach bringen. Eine solche Argumentation ist sicher fehl
am Platz, geht es doch vielmehr darum, eine bestehende
Aufgabe, nämlich die Hochschulförderung, besser und vor
allem gerechter zu lösen, als das bis anhin der Fall war,
vor allem von den Kantonen aus gesehen. Es handelt sich
also nicht um eine Expansion. Die Hochschulen sind keine
Welt für sich, sondern bilden einen Teil des gesamten Bil-
dungssystems. Wir müssen sie deshalb in diesem Gesamt-
zusammenhang sehen, sagte unlängst der Präsident des
Wissenschaftsrates, Professor Aebi, in Bern, der sich ganz
besonders für unsere Wissenschaftspolitik einsetzt.
Als Vertreter eines Hochschulkantons begrüsse ich die
neue Vorlage und kann mich mit den grundsätzlichen Ziel-
setzungen absolut einverstanden erklären. Als positiv be-
urteilen wir besonders die folgenden wesentlichen Aspek-
te. Das Gesetz verankert die gemeinsame Verantwortung
von Bund und Kantonen für das Hochschulwesen. Diese
gemeinsame Verantwortung findet konkreten Ausdruck in
den Bereichen der Organisation und der Planung. Mit der
Regierungskonferenz - sie wurde schon erwähnt - für
Hochschulen wird ein Organ der politischen Verantwor-
tung geschaffen, dessen Entscheide die Basis für gemein-
sames politisches Handeln bilden können. Das Gesetz for-
dert die Koordination zwischen den Hochschulen und dem
Forschungsbereich und anerkennt damit den Grundsatz
der Einheit von Lehre und Forschung.
Gewisse Bedenken haben wir natürlich ebenfalls von den
Hochschulkantonen aus, aber wir sind fest davon über-
zeugt, dass die Vorteile die Nachteile absolut aufheben.
Eines der Bedenken: Das Gesetz verspricht unseres Er-
achtens etwas, das es nicht voll halten kann, nämlich die
Wahrung des freien Zuganges zu den Hochschulen; vor
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allem wenn man das Engagement des Bundes in Betracht
zieht, so kann man nicht sagen, dass damit der freie Zu-
gang gewährleistet sei.
Weiter: Artikel 66 Absatz 3 lautet: «Bis zur Regelung der
Zulassungsbedingungen zu den einzelnen Hochschulen
nach den im Artikel 14 Absatz 2 vorgesehenen Richtlinien
müssen die Kantone dafür sorgen, dass die Inhaber der
vom Bunde anerkannten Maturitätszeugnisse zu sämtli-
chen Studienrichtungen ihrer Hochschule zugelassen wer-
den.» Dazu fehlt dem Bund meines Erachtens die verfas-
sungsmässige Grundlage. Dieser Wunsch ist unseres Er-
achtens nicht ohne weiteres erfüllbar. Da müsste noch
ganz anders eingegriffen werden.
Die Dringlichkeit dieses Gesetzes erscheint in besonderem
Lichte, wenn wir die Prognosen und Statistiken für das
Bildungswesen näher beleuchten. Ich glaube nicht, dass
ich meinem Kollegen Bremi hier widerspreche, wenn ich
von einer etwas anderen Warte aus diese Statistik be-
leuchte. Nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit
geht ein Teil der Schüler direkt in das Berufsleben, ein
anderer absolviert eine Berufslehre, ein dritter geht in das
höhere Bildungswesen. 1975 sah diese Aufteilung wie folgt
aus: 18 Prozent traten in eine Mittelschule, 59 Prozent
schlössen einen Lehrvertrag ab. Aus diesen Zahlen erken-
nen wir auch die hohe Bedeutung, die unseren Berufs-
schulen zukommt. Ich kann dieser Vorlage nur zustimmen,
weil der Bundesrat uns den neuen Entwurf einer Berufsbil-
dungsvorlage ebenfalls vorlegt und damit den Willen be-
kundet, die Berufsbildung entsprechend zu fördern, was
einer absoluten Notwendigkeit entspricht. Ich werde mich
auch für diese Vorlage, das neue Berufsbildungsgesetz,
ganz besonders einsetzen.
Kehren wir nun aber zu den Akademikern zurück. Nach
den erarbeiteten Prognosen, die sicher zuverlässig sind,
denn die Leute, um die es sich handelt, sind bereits auf
der Welt, ist die Höchstzahl der Studierenden im Jahre
1986 in der Grössenordnung von 70000 zu erwarten. Heute
haben wir 52 000 Studenten. Dias ist eine Zunahme von
rund 35 Prozent. Vergleicht man diese Zahlen mit der
Grosse der betreffenden Altersklassen, so ergibt sich,
dass dies keine erhebliche Steigerung der Studentenquote
insgesamt bedeutet. Es ist sicher richtig, wenn die kom-
menden grösseren Jahrgänge analoge Chancen der Aus-
bildung besitzen, wie wir das hatten oder wie die momen-
tanen Jahrgänge auf der Hochschule das haben.
Jetzt komme ich zum wesentlichen und zum kritischen
Punkt, vor allem für die Hochschulkantone und damit auch
für den Kanton Zürich. Während langer Jahre haben die
Hochschulkantone als ausschliessliche Träger ihrer Uni-
versität grosse Aufwendungen nicht nur für die eigenen
Studierenden, sondern auch für solche der übrigen
Schweiz vollbracht. Heute leistet der Bund gewisse Beiträ-
ge. Nutzniesser waren bisher vor allem die Nichthoch-
schulkantone. Gewisse dieser Nichthochschulkantone ha-
ben sogar durch massiven Ausbau ihrer Mittelschulen ihr
Hochschulkontingent noch ganz wesentlich gesteigert. Mit
Recht verlangen nun die Hochschulkantone eine neue
Weichenstellung. Das Beispiel Zürich spricht für sich. Ich
möchte in diesem Zusammenhang einige Zahlen erwäh-
nen. Die jährlichen Betriebsausgaben für die Universität
des Kantons Zürich betragen 270 Millionen. 12000 Studie-
rende haben wir, davon ist mehr als die Hälfte ausserkan-
tonal, 5700 sind Kantonsbürger oder wohnen im Kanton,
die übrigen 6300 wohnen nicht im Kanton. Der Kanton Zü-
rich leistet aus kantonalen Mitteln pro Student (ob er im
Kanton Zürich wohne oder nicht) den Betrag von 22300
Pranken pro Jahr. Und wenn man nun die Kosten, die der
Kanton Zürich für die Nichtzürcher berechnet, so beträgt
diese Summe 140 Millionen. Das sind ganze 11 Steuerpro-
zente. Wenn wir nun noch die Solidaritätsbeiträge unserer
Spitäler, wenn wir auch noch den Flughafen in Betracht
ziehen - der uns selbstverständlich auch Nutzen bringt,
aber die Kosten haben trotzdem wir in hohem Masse zu
tragen -, so können wir sagen, dass der Kanton Zürich für
Solidaritätsbeiträge über 20 Steuerprozente aufbringt. Wir

sind bereit, weiterhin unsere Universität nach besten Kräf-
ten zu führen und für weiteste Kreise offenzuhalten. Aber
auch wir in Zürich müssen sparen, denke ich doch an un-
ser budgetiertes Defizit von nahezu einer halben Milliarde
für das laufende Jahr. Eine bessere Lösung bietet uns das
vorliegende Gesetz und die viel diskutierte interkantonale
Vereinbarung nach Artikel 5, die allerdings noch weiter
ausgebaut werden muss. Ich bin Herrn Kollege Bremi
dankbar, dass er in dieser Richtung einen zusätzlichen
Antrag stellt, den ich schon jetzt voll und ganz unterstüt-
zen kann.
Sollte sich wider Erwarten die vorgesehene Lösung nicht
realisieren, so müssten wohl oder übel Massnahmen er-
griffen werden, die auf eine Diskriminierung gewisser Krei-
se hinauslaufen wurden. Und gerade das möchten wir an
der Universität Zürich vermeiden. Aufgrund der Zahlen-
massig grossen Jahrgänge ergeben sich unweigerlich
grössere Zahlen an Auszubildenden in den nächsten Jah-
ren. Damit sind höhere Kosten verbunden, ohne dass man
von einer Expansion reden kann. Wir können schliesslich
die Schulentlassenen nicht einfach stempeln gehen las-
sen. Diese Kosten, von denen ich soeben gesprochen ha-
be, dürfen nicht einseitig verteilt werden. Hier gebe ich
meinem Freund Otto Fischer absolut recht: man kann
nicht einfach alle» dem Bund aufladen. Man kann aber
auch nicht einfach alles den Hochschulkantonen aufladen.
Eine gerechte Verteilung ist erforderlich. Diese zu finden
ist möglich und stellt einen nicht unwesentlichen Teil un-
serer kommenden Bildungspolitik dar. Das vorliegende Ge-
setz hilft uns, das anvisierte Ziel zu erreichen. Ich stimme
deshalb für Eintreten.

Weber-Arbon: Die Materie, mit der wir uns hier zu be-
schäftigen haben, ist nicht neu. Wir haben schon bis
jetzt ein Hochschulförderungsgesetz gekannt. Aber die
neue Gesetzesvorlage, die uns jetzt zur Beratung unter-
breitet worden ist, enthält vor allem nach der nationalrätli-
chen Kommissionsberatung neue staatsrechtliche Elemen-
te, vielleicht sogar Kernpunkte, vielleicht sogar Perlen -
wer weiss es, die Zukunft mag es weisen. Ich möchte zu
deren drei ein paar kurze Bemerkungen machen: Einmal
zur Quasi-Neuentdeckung des Artikels 60 unserer Bundes-
verfassung, der Gleichbehandlungsklausel für alle Schwei-
zer Bürger, zweitens zum Poolgedanken, wie er uns in Arti-
kel 5a der nationalrätlichen Kommissionsfassung unterbrei-
tet worden ist, und drittens zum Institut der Regierungskon-
ferenz für Hochschulfragen.
Artikel 5 des Gesetzentwurfs des Bundesrates enthält eine
Verpflichtung der Hochschulkantone, alle Schweizer gleich
zu behandeln. Es war interessant und eindrucksvoll, dass
uns im Verlaufe der nationalrätlichen Kommissionsbera-
tung der staatsrechtliche Experte, Herr Professor Fleiner,
in diesem Zusammenhang auf Artikel 60 unserer Verfas-
sung hingewiesen hat. Ich möchte den Artikel zitieren, um
die Tragweite dessen, worum es geht, zu unterstreichen:
«Sämtliche Kantone sind verpflichtet, alle Schweizer Bürr

ger in der Gesetzgebung sowohl als im gerichtlichen Ver-
fahren den Bürgern des eigenen Kantons gleich zu hal-
ten.» Soweit diese: Verfassungsnorm. Wir haben uns ge-
fragt, ob angesichts dieser Bestimmung in der Verfassung
eigentlich dieser Artikel 5 überhaupt noch notwendig sei.
Wir tun es von der Kommission aus. Wir rufen aber, und
das .ist keine Kleinigkeit, den Artikel 60 der Verfas-
sung im Ingress des neuen Hochschulförderungsgesetzes
an und bringen damit zum Ausdruck, dass diese «Antldis-
kriminierungsklausiäl», wie wir sie bezeichnen können,
auch von Verfassungsrechtswegen besteht. Historisch be-
trachtet galt allerdings Artikel 60 der Bundesverfassung
für andere Bereiche, vor allem mit Bezug auf die wahl-
rechtliche Gleichbehandlung der zugezogenen fremden
Kantonsbürger. Das war die Auffassung von Herrn Profes-
sor Fleiner l., müssten wir eigentlich sagen. Es ist eine be-
merkenswerte staatsrechtliche Entwicklung zu registrieren
von Herrn Professor Fleiner l. zu Herrn Pofessor Fleiner
II., unserem Experten in der Kommission. Wir begrüssen



8. Juni 1977 619 Hochschulförderung

es, dass Artikel 60 der Verfassung eine Art Renaissance
gerade im Rahmen des Neukonzeptes unserer Hochschul-
politik erlebt. Er soll bedeuten, dass bezüglich Zulassung zu
einer Hochschule ein Schweizer aus einem anderen Kan-
ton nicht schlechter gestellt werden darf als der eigene
Kantonseinwohner.
Ein zweites Novum: Der bereits zitierte Artikel 5a unseres
Kommissionsentwurfes. Seine Tragweite darf nicht baga-
tellisiert werden. Ein dominierendes Diskussionsthema in
unserer Kommission war das Verhältnis zwischen den
Kantonen, die eine Universität führen, und den anderen.
Man war sich darüber einig, dass die Nichthochschulkan-
tone nicht darum herumkommen werden, ebenfalls an die
Lasten, die Aufwendungen der Hochschulkantone beizu-
tragen. Nach den heutigen verfassungsrechtlichen Bestim-
mungen können sie dazu aber nicht verpflichtet werden.
Die Kommission schlägt aus dieser Not-, aus dieser
Zwangslage heraus, einen neuartigen Weg vor. Nach Arti-
kel 5a des Kommissionsantrages soll zur Verwirklichung
des gesamtschweizerischen Lastenausgleichs eine inter-
kantonale Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulkantonen und Nichthochschulkantonen
zum Tragen kommen. Also eine - ich möchte sagen - aus-
gezeichnete Gelegenheit zur Verwirklichung des Gedan-
kens des kooperativen Föderalismus. Aber noch mehr:
Während Artikel 8 unserer Bundesverfassung solche Ver-
einbarungen nur unter den Kantonen selbst vorsieht, unter
dem altehrwürdigen Namen «Vorkommnis», heute bekann-
ter unter dem Titel «Konkordat», soll nach dem neuen Ar-
tikel 5a auch der Bund einer solchen Vereinbarung beitre-
ten können. Es war vor allem das Verdienst von Herrn Pro-
fessor Fleiner in der Kommission, diesen sehr wichtigen
Gedanken zum Tragen gebracht und formuliert zu haben.
Fernziel wäre ein Zusammenschluss aller Kantone mit dem
Bund in diesem Artikel zu einer Art Pool, um einen ange-
messenen Lastenausgleich zwischen Hochschulkantonen
und Nichthochschulkantonen herzustellen. Wir möchten
zur Geburt dieses Kindes herzlich gratulieren und ihm ein
gutes und erfolgreiches Gedeihen wünschen.
Nun zum dritten neuen und neuartigen Phänomen. Es ist
bereits von unserem Ratskollegen Dürrenmatt kurz kom-
mentiert worden: die in Artikel 48 ff. vorgesehene Regie-
rungskonferenz für Hochschulfragen. Sie soll gewisser-
massen Rechtsnachfolgerin der bisherigen Hochschulkon-
ferenz werden und die Zusammenarbeit zwischen Bund
und Kantonen auf dem Gebiet des Hochschulwesens si-
chern. Bei allem Verständnis für die Schaffung eines ar-
beitswirksamen Instrumentes für eine solche Aufgabe
muss doch darauf hingewiesen werden, dass hier ein aus-
gesprochen gouvernemental orientiertes Gremium ge-
schaffen werden soll, ein Ministerkomitee, eine Bildungs-
tagsatzung mit recht viel Entscheidungskompetenzen.
Eigentlich ist es zu bedauern, dass die Repräsentativität,
wie sie die bisherige Hochschulkonferenz aufwies, mit die-
sem neuen Organ preisgegeben werden soll. Es ist keine
Vertretung mehr vorgesehen seitens der Wissenschaft,
auch keine der Hochschulstände. Im Vorbeigehen viel-
leicht eine kleine Gewissensfrage: Werden die in Artikel 51
des Gesetzes vorgesehenen Regierungsvertreter in Zukunft
immer in der Lage sein, selber die nötigen Arbeiten zu
bewältigen, oder wird sich langsam aber sicher ein
Schwerpunkt dieser Arbeit beim Sekretariat entwickeln,
wie es in Artikel 52 Absatz 3 des Gesetzentwurfes vorgese-
hen ist? Ich lasse die Frage offen. Professor Fleiner er-
klärte uns in der Kommission, diese Regierungskonferenz
sei ein Organ des Bundes, und zwar vor allem deshalb,
weil der Vorsteher des Eidgenössischen Departements des
Innern ein Vetorecht besitze, es also de facto um einen
Entscheid des Departements gehe und dieser auch durch
Beschwerde bei oberen Instanzen dann angefochten wer-
den könnte. Das ist tatsächlich eine neuartige Form eines
Bundesorgans, wie Herr Dürrenmatt bereits gesagt hat.
Zum Schluss eine grundsätzliche Bemerkung: Ich freue
mich persönlich als Parlamentarier, dass einzelne dieser
skizzierten Neuerungen in der parlamentarischen Beratung
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haben entwickelt werden können. Diese Gesetzesberatung,
vor der wir stehen, ist ein gutes Beispiel dafür, dass das
Parlament bei seiner Arbeit als Gesetzgeber nicht bloss
am Gängelband der Regierung marschiert, wie das gele-
gentlich behauptet wird, sondern dass das Parlament sei-
nen Auftrag durchaus selbständig versteht und auch prak-.
tiziert.

Fischer-Bern: Ich habe mich im Jahre 1968 als junger oder
vielmehr als neuer Nationalrat in die Hochschulauseinan-
dersetzung gestürzt, und ich stelle. nun fest, dass das
Sprichwort «On revient toujours à ses premières amours»
auch heute noch gilt, in ganz spezieller Art und Weise.
Froh bin ich, dass Herr Müller-Luzern hier ist. Er hat dann,
wie das letzte Mal, Gelegenheit, mir das Mosch zu putzen.
Ich fühle mich verpflichtet, hier ganz deutlich zum Aus-
druck zu bringen, was unterschwellig wahrscheinlich bei
einigen von Ihnen vorhanden ist und was in der öffentli-
chen Meinung ganz deutlich festzustellen ist, wie wir im
Zusammenhang mit der Abstimmungskampagne feststellen
konnten. Ich betrachte - ich sage es bei aller Freund-
schaft zu Herrn Bundesrat Hürlimann ohne Umschweife -
diese Vorlage als eine ausgesprochene Fehlkonstruktion,
und zwar aus verschiedenen Gründen. Der Aufhänger der
ganzen Geschichte ist der Numerus clausus bzw. die
Angst vor dem Numerus clausus. Angst ist noch nie ein
guter Ratgeber gewesen. Von den Bildungspolitikern - das
ist eine ganz spezielle Sorte der Politiker - und den Pro-
fessoren, die sich dieser Bildungspolitik verschrieben ha-
ben, wird diese Angst vor dem Numerus clausus weidlich
ausgenützt. Man will zwei Dinge erreichen: Man will einer-
seits Abwehrmassnahmen gegen die effektive oder nur
vermeintliche Gefahr des Numerus clausus institutionali-
sieren - das ist der berühmte Artikel 16 -, und zum zwei-
ten will man einen dauernden Ausbau der Hochschulen
und eine strukturelle Aenderung des Verhältnisses vor al-
lem in finanzieller Beziehung zwischen Bund und Kanto-
nen herbeiführen.

Ich möchte wenige Worte zum Numerus clausus sagen.
Kein Mensch auf dieser Welt ist für den Numerus clausus,
das ist ganz selbstverständlich; aber bei der Beurteilung
der Frage des Numerus clausus dürfen Sie nicht nur da-
von ausgehen, wie viele Studenten es geben wird. Es gibt
noch andere Entscheidungskriterien. Eines dieser anderen
Elemente ist der Bedarf. Niemand will in diesem Gebiet
planen. Wir haben ja punkto Planung anderswo einige
Misserfolge erlebt. Aber es hat auch keinen Sinn, dass
man einfach drauflos Akademiker produziert. Das darf hier
auch einmal gesagt werden; denn diese Menschen, die da
zehn Jahre oder wieviel studieren, müssen nachher ir-
gendeine vernünftige Beschäftigung finden, sie müssen in
der Gesellschaft und in der Wirtschaft irgendwie unter-
kommen. Es ist sozial und menschlich eine sehr schwer-
wiegende Angelegenheit, wenn ein junger Mann sich jah-
relang ausbildet, sich Mühe gibt, sich spezialisiert und
begeistert ist und nachher auf der Strasse sitzt. Diejeni-
gen, die die dreissiger Jahre erlebt haben, wissen, dass
das keine Theorie ist. Sie können es sich an den Fingern
ausrechnen: Wenn alle diese Studenten, die in die Univer-
sitäten gezogen werden, auf den Markt kommen, wird dies
grosse menschliche und politische Probleme geben. Herr
Bundesrat Hürlimann, wir haben nicht nur die Verantwor-
tung, den jungen Leuten Gelegenheit zum Studieren zu
geben, wir haben auch die Verantwortung, sie vor Fehlent-
wicklungen zu bewahren. Wir dürfen nicht selbst Fehlent-
wicklungen in die Wege leiten, einfach aus dem falsch ver-
standenen Ideal heraus, dass jeder punkto Ausbildung tun
kann, was er will, und dass der Staat verpflichtet ist, ihm
diese Ausbildung zu sichern.
Es ist vom Strassenbau her bekannt: Je mehr Strassen Sie
bauen, desto mehr Verkehr gibt es. Und hier wird es so
sein: Je mehr Sie die Universitäten ausbauen, desto mehr
Leute werden in den Universitäten studieren; diese Sog-
wirkung ist Realität. Ich bin also der Meinung, dass bei
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der Beurteilung des Numerus clausus die Frage, ob man
die Leute nötig haben wird, nicht einfach ausser acht
gelassen werden darf, sondern man muss sich dazu
Ueberlegungen machen.
Zum dritten bin ich der Auffassung, dass beim Problem
des Numerus clausus auch das Entscheidungskriterium
der verfügbaren Strukturen, der verfügbaren Institutionen
berücksichtigt werden muss. Das heisst mit anderen Wor-
ten, man soll nicht einfach tun, als ob das Geld von oben
kommt. Ich sage Ihnen ganz offen: Eines meiner Hauptmo-
tive für den Kampf gegen die Finanzvorlage vom 12. Juni
ist diese ganz offensichtliche Tendenz, nun auf diesen
Sektoren das Geld weiterhin mit leichter Hand auszuge-
ben. Ich mache an sich keine Opposition gegenüber dem
Prinzip der Feuerwehrübung zur Verhinderung von mo-
mentanen Engpässen, unter Berücksichtigung der Krite-
rien, die ich jetzt erwähnt habe. Ich werde also keinen
Antrag gegen den Artikel 16 stellen. Wir haben ja dann im
Konkreten Gelegenheit, uns darüber auszusprechen, wenn
einmal ein solcher Fall kommt. Was ich hingegen als viel
schwerwiegender betrachte, ist, dass unter dem Titel
«Kampf gegen den Numerus clausus» nun einerseits eine
strukturelle Aenderung der finanziellen Beziehungen des
Bundes zu den Hochschulen in die Wege geleitet werden
soll, und anderseits, dass man auf einen generellen Ausbau
der Hochschulen hin tendiert.
Worum geht es? Es geht bei dieser Vorlage darum, dass
der Bund stärker zur Kasse gebeten wird. Es ist nicht sehr
leicht auszurechnen, wieviel Mehrkosten es gibt, aber es
macht in den nächsten paar Jahren trotz den Begrenzun-
gen, die im Artikel 68 drin sind, etwa 60 bis 100 Millionen
Franken aus. Nachher werden es pro Jahr einige hundert
Millionen Franken sein, die der Bund zusätzlich den kanto-
nalen Hochschulen geben will. Nun hat man es vor allem
im Ständerat fertiggebracht, die Leute gegeneinander aus-
zuspielen bzw. zu bündeln. Die einen haben diesen Sub-
ventionen zugestimmt, weil sie Hochschulkantone vertre-
ten und deshalb glauben, sie könnten auf dieses Bundes-
geld nicht verzichten. Die anderen haben zugestimmt, weil
man ihnen gesagt hat: Wenn ihr nicht zustimmt, dann
können eure jungen Leute nicht mehr an unseren Hoch-
schulen studieren. Es ist also sehr geschickt organisiert
worden.
Ich möchte hier folgendes feststellen: Das Problem der
Diskriminierung muss auf dem Wege der Verständigung
zwischen den Kantonen geregelt werden. Der Bund soll
seine bisherigen Aufwendungen oder Subventionen an die
kantonalen Hochschulen im Ausmasse von 275 Millionen
Franken in diesem Jahr dafür einsetzen, dass diese Koor-
dination und diese Verständigung etwas besser funktionie-
ren. Es ist nicht nötig, dass man dazu noch einmal einige
hundert Millionen Franken einsetzt und das Bisherige ein-
fach bedingungslos gibt. Der Bund soll den Hochschulkan-
tonen keinen Franken zuwenden, ohne dass er ihnen nicht
die Bedingung auferlegt, dass sie keine Diskriminierung
der Nichthochschulkantone vornehmen. Dort liegt die Lö-
sung. Aber jetzt wird es so gemacht, dass man einfach
das Bisherige als A-fonds-perdu-Beitrag betrachtet. Alles
andere wird hinzukommen. Das bedeutet, dass man wieder
einige hundert Millionen Franken mehr ausgeben wird.
Der zweite Punkt, der strukturelle Ausbau der Hochschu-
len: Ich möchte an Herrn Bundesrat Hürlimann hier die
konkrete Frage stellen: Wie stellt er sich das eigentlich
vor? Herr Bremi hat bereits gesagt, bis das anläuft, sind
die Studentenzahlen bereits wieder am zurückgehen. Wie
stellt er sich dann den Weg zurück vor? Was machen wir
dann, wenn sich einmal der Geburtenknick auswirkt? Sol-
len wir dann die Professoren entlassen, die jetzt neu ange-
stellt werden mit diesem vielen Bundesgeld? Die Gebäude
können Sie schliesslich leer stehen lassen, wie es jetzt mit
den Primarschulen, Spitälern usw., die man in der Hoch-
konjunktur in zu grossem Masse, teilweise auch mit Bun-
desmitteln, gebaut hat, getan werden muss. Aber was ma-
chen Sie mit den Lehrstühlen? Wollen Sie die Professoren

entlassen und die Assistenten ebenfalls? Was machen Sie,
wenn der Rückgang der Studentenzahlen kommt? Das
zwingt uns doch, dafür zu sorgen, dass wir jetzt nicht aus
der momentanen Situation heraus übermarchen. Wir ha-
ben das gemacht bei der ETH. In welcher Situation stehen
wir da? Wir haben Kapazitäten, die auf Jahrzehnte hinaus
nicht benötigt werden. Das ist die Politik, die wir auf dem
Bildungssektor in den letzten Jahren betrieben haben.
Wollen Sie das nun auch bei den kantonalen Hochschulen
à tout prix machen? Ich bin der Auffassung: Diese Um-
stände zwingen uns dazu, neben den finanziellen Ueberle-
gungen, jetzt zurückzuhalten. Wir wollen doch keine Pro-
fessoren haben, die man nachher nicht mehr braucht.
Nun zum letzten, und nur noch nebenbei - ich bin froh,
dass Herr Leo Weber das Problem des Föderalismus auch
erwähnt hat -: Ich möchte Herrn Bundesrat Hürlimann
daran erinnern, dass es seine Partei gewesen ist, die vor
etwa 80 Jahren einmal einen grossen politischen Sieg auf
dem Boden der Eidgenossenschaft errungen hat. Damals
hat man gegen den Schulsekretär, den Schulvogt ange-
kämpft, weil der damalige Chef des Departements des
Innern einen Sekretär anstellen wollte. Man hat dann er-
klärt, das gehe nicht. Nicht wegen der paar tausend Fran-
ken, die der Sekretär gekostet hätte, sondern weil man
keine Zentralisation des Schulwesens wollte. Jetzt stellen
wir fest, dass wir nicht nur eine Zentralisation des Schul-
wesens bereits weitgehend haben, sondern dass wir jede
Gelegenheit benützen, diese Zentralisation des Schulwe-
sens weiterzutreiben. Wenn Ihnen das keine Sorge macht,
wenn Sie das als; natürlich betrachten, dann kann ich
nicht mehr mitmachen.
Ich möchte Ihnen folgendes sagen: Ich habe beim Bun-
desbeschluss über die Subventionsfrage den Antrag ge-
stellt - ich sage das jetzt schon und werde mich bei der
Begründung kürzer halten können -, dass man das bishe-
rige Niveau - kein Abbau, Herr Müller-Marzol, Sie brau-
chen nicht zu sagen, ich wolle zurückrevidieren, es bleibt
beim Bisherigen -, beibehalten und dass man keine Erhö-
hungen vornehmen, sondern die Situation jetzt einigermas-
sen stabil halten soll. Bezüglich der strukturellen Aende-
rungen muss man dafür sorgen, dass die bisherigen Sub-
ventionen in den Dienst der Nichtdiskriminierungspolitik
gestellt werden, dass es aber nicht tragbar ist, jetzt hier
aufzubauen, wie wenn für die nächsten 100 Jahre mehr
Hochschulabsolventen benötigt würden.
Die Konsequenz meiner Ausführungen wäre eigentlich ein
Nichteintretensantrag oder ein Rückweisungsantrag. Nun
haben wir ja hier das System, dass uns die Vorlagen
immer so präsentiert werden, dass man sie nicht zurück-
weisen kann, ja nicht einmal eine Session länger behan-
deln kann, weil alles drängt, weil es eine Vorlage ist, die
die gegenwärtige ablöst und man sonst in einen Notstand
käme. Ich bin mir auch darüber klar - nachdem der Stän-
derat in schöner Einmütigkeit den Beutezug auf die Bun-
deskasse mitgemacht hat -, dass es ausgeschlossen ist,
dass wir grundlegend etwas ändern können. Aber ich bin
der Meinung, wir sollten die Minderheitsanträge, vor allem
von Herrn Bremi, unterstützen. Ich möchte Sie bitten, dar-
an zu denken, das« wir vor dem 12. Juni stehen und es
wahrscheinlich gegenüber dem Stimmbürger kein Unglück
wäre, wenn wir hier beweisen würden, dass es uns mit
dem Sparen ernst ist, und man nicht nur davon redet. Ich
nehme an, Sie verstehen, was ich meine.

M. Chavanne: M. Otto Fischer nous a démontré une nou-
velle fois que s'il est un extrémiste s'agissant de la défen-
se de la liberté en matière économique, il est aussi un
extrémiste quand il s'agit de lutte contre la liberté intellec-
tuelle.
Il convient de reprendre quelques-uns des propos qui
viennent d'être émis ici.
Va-t-on vers une pléthore d'universitaires, comme cela a
été dit à plusieurs reprises? Je rappelle que l'an passé,
47000 jeunes gens en Suisse, dont 15000 jeunes filles, se
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sont présentés à un examen de fin d'apprentissage, soit
deux garçons pour une fille. Les écoles supérieures, quant
à elles, ont délivré 4000 diplômes initiaux, dont 850 à des
filles. A ce niveau-là, la proportion est de plus de quatre
garçons pour une fille.
On a cité à plusieurs reprises M. Eremi au cours de la
discussion. Je lui répondrai que s'il est vrai que le jour où
le nombre maximum des étudiants sera dépassé, il y aura
danger de suréquipement, je suis persuadé que le nombre
des filles sera beaucoup plus élevé C'est un mouvement
irréversible. En d'autres termes, les places qui auraient
été laissées libres par les garçons seront très certaine-
ment occupées par les filles. Pas un canton, pas plus que
la Confédération, ne saurait envisager une discrimination
à rencontre des filles désireuses et capables d'entrer à
l'université. Il y aura toujours davantage de filles, d'autant
plus que - je le signale en passant - dans toutes les
écoles secondaires mixtes, les filles obtiennent en règle
générale des moyennes meilleures que les garçons.
J'ajoute que, proportionnellement au nombre des habi-
tants, celui des étudiants est, dans notre pays, très infé-
rieur à celui de tous les pays comparables au nôtre, c'est-
à-dire des pays industrialisés d'Europe occidentale. Notre
pays ne peut pas être comparé aux Etats-Unis ou au
Canada, pour des raisons d'organisation scolaire, pas plus
qu'avec les pays communistes de l'Est, mais nous devons
souligner que nous avons une et demie à deux fois moins
d'étudiants que les autres pays d'Europe occidentale. Est-
ce nous qui avons raison?
Nous n'avons aucune richesse naturelle. Nous avons be-
soin de chercheurs, nous avons besoin d'organisateurs.
Par conséquent, je ne vois pas du tout pourquoi nous
aurions besoin de beaucoup moins d'étudiants que les
Suédois, les Français, les Allemands ou les Hollandais!
On a parlé de la crise de 1933! Je souligne que tous les
témoignages et tous les chiffres que nous avons prouvent
que dans la crise actuelle, qui constitue un phénomène
sociologique nouveau, ceux qui souffrent le moins du
chômage - je ne dis pas qu'ils n'en souffrent pas - sont
les ouvriers et les employés qualifiés et les cadres. Ceux
qui en souffrent le plus sont ceux qui restent. Le problème
n° 1 pour nous, ce sont les jeunes gens - ils représentent
la moitié ou le tiers de notre jeunesse - qui ne font rien
ou rien de bon après l'école obligatoire, soit qu'ils n'en-
trent pas en apprentissage ou dans une école supérieure
parce qu'ils en ont «ras le bol», comme on dit, soit et c'est
beaucoup plus souvent le cas, parce que certaines fa-
milles estiment, particulièrement pour leurs filles, qu'il est
inutile d'apprendre de métier (nous devrons nous battre et
nous nous battrons pour que cette proportion diminue),
soit encore parce qu'ils interrompent leurs études pour
des problèmes particuliers de l'adolescence en général et
de notre époque en particulier.
Prétendre qu'il y a pléthore d'étudiants alors que les pays
industriels concurrents en ont beaucoup plus et que, dans
notre pays, la formation professionnelle est excellente, en-
core qu'elle puisse et qu'elle doive être améliorée, c'est
inventer, c'est affirmer quelque chose de faux, de con-
traire aux chiffres.
Ceci nous amène directement au numerus clausus. Cer-
tains dans cette salle, et ils viennent de le démontrer, sont
incapables de comprendre qu'un jeune homme ou une
jeune fille qui fait des études dans l'intention de devenir
ingénieur ou médecin ou professeur a le droit de le faire
s'il ou elle en a les aptitudes et le goût. C'est ça, la
liberté, pas celle des gros sous. J'affirme que nous
sommes un pays assez riche pour pouvoir assurer ce
droit, mais je sais aussi que cet appel à la liberté, à la
liberté réelle, n'a aucun sens pour certains.
Le numerus clausus serait une mesure fausse - nous
avons étudié son application pour les études de médecine
pendant des années - pour conclure qu'il est impossible
de savoir qui sera plus tard un bon médecin, un bon
professeur, un bon juriste. On va bientôt discuter de

«choix» au centième sur les notes des maturités. Qu'est-ce
que cela veut dire; rien du tout. De toute façon, le nume-
rus clausus serait la fin d'un certain fédéralisme. Suppo-
sons qu'on introduise le numerus clausus dans nos univer-
sités même assorti d'accords de non-discrimination. Qui
veut empêcher les jeunes gens des cantons universitaires
d'affirmer que leur maturité est plus difficile que celle du
voisin, qu'il est ridicule d'accepter la maturité de tel ou tel
collège où on fait plus de mathématiques et moins de
grec, au contraire, ou plus de grec et moins de mathéma-
tiques? Encore une fois, le numerus clausus serait la fin
du fédéralisme, car il est impossible dans les faits d'intro-
duire un numerus clausus qui ne discrimine pas les can-
tons non universitaires, et cela quel que soit l'effort dé-
ployé dans les cantons universitaires, et je vous assure
qu'il est grand, pour lutter contre cette tendance.
On nous dit aussi qu'il faut passer des accords financiers
entre cantons. Pour cela, il faudrait calculer le nombre
des étudiants en médecine, des étudiants juristes, etc.,
venant de tel ou tel petit canton non universitaire par
rapport à tel grand et cela créera des bisbilles.
Comme M. Carruzzo l'a dit tout à l'heure, lorsque le Valais
envoie à Lausanne ou à Genève des étudiants en méde-
cine et qu'ils restent exercer dans ces villes, qui doit
payer et combien doit-on payer? Cette comptabilité, cette
arithmétique «à Bonzon», comme on dit dans notre can-
ton, serait le meilleur moyen de détruire en fait, non pas
d'une année à l'autre, mais à longue échéance, les heu-
reuses relations que les cantons entretiennent entre eux.
C'est pourquoi nous estimons que l'aide fédérale aux uni-
versités doit être assez importante - et nous espérons
qu'elle le sera - pour permettre aux cantons de surmonter
leurs difficultés réelles sans cette comptabilité ridicule,
indécente et difficile à tenir que d'aucuns préconisent.
Nous avons eu besoin de la Confédération pour tenir
compte de ce qu'avait révélé l'excellent rapport de M.
Labhardt, recteur de l'Université de Neuchâtel, qui avait
dénoncé le retard fantastique de nos universités. Il a été
possible de le combler en partie grâce à l'effort des con-
tribuables des cantons universitaires et grâce aussi, bien
entendu, à l'aide de la Confédération. Nous ne pourrions
plus nous passer de cette dernière si nous voulons accep-
ter les étudiants de tous les cantons. Par conséquent,
l'aide prévue par cette loi doit être calculée assez large-
ment et ne pas être fondée sur un .nombre minimum d'étu-
diants. Il est paradoxal, mais il est vrai, que la loi fédérale
d'aide aux universités est le seul moyen de sauver le
fédéralisme, lequel affirme le droit des Confédérés des
cantons généralement faibles ne possédant pas d'universi-
té, d'envoyer des jeunes gens étudier dans d'autres can-
tons avec la possibilité de revenir exercer leur métier
dans leur canton. Pour faire vivre ces cantons aussi bien
que les cantons universitaires, pour sauver la qualité de
leurs relations, nous avons besoin de l'aide de la Confédé-
ration. On nous affirme que la question du numerus clau-
sus doit être réglée par les pronostics des débouchés
dans les différents secteurs du monde du travail mais
même les pays à économie dirigée sont incapables de
prévoir plusieurs annés à l'avance combien de spécia-
listes seront nécessaires dans les différentes sciences.
Comment nous, avec une économie dite de marché, pour-
rions-nous mieux le faire? Dans l'étude très poussée réali-
sée par les cantons romands concernant le nombre de
médecins nécessaires, deux professeurs, l'un de Lau-
sanne, l'autre de Genève, d'égale qualité et tous deux très
objectifs, sont parvenus à des résultats variant du simple
au double!
Nous avons besoin d'argent pour éviter le numerus clau-
sus, pour répondre aux besoins et aux désirs de nos
jeunes. Certes, cet argent doit être correctement utilisé.
La coordination n'est pas encore au point. Il est extrême-
ment rare que l'on prenne et que l'on tienne des accords.
Cela d'ailleurs ne peut guère intervenir qu'au moment du
départ de professeurs. Ainsi par exemple, l'autre jour,



Universités 622 8 juin 1977

Genève a créé une chaire de japanologie mais elle l'a fait
après des accords entre Zurich qui possède un institut sur
le Japon et les universités romandes, afin que ce soit un
point de recherche particulier de notre Université. Il faut
aller vers la coordination et les applications de cette loi
doivent être assez fortes pour nous obliger à le faire. C'est
parfois difficile. Ainsi l'on avait admis qu'il fallait une seule
école de pharmacie à Lausanne pour la Suisse romande.
Lorsqu'il fut question de passer à l'exécution, comme par
hasard les spécialistes de Genève dirent qu'ils étaient
bien meilleurs et mieux équipés.
Notre devoir est d'assurer à notre jeunesse une formation
professionnelle de haute qualité aussi bien d'ailleurs du
côté des ouvriers et des employés que des étudiants. Il
faudra encore améliorer la loi sur la formation profession-
nelle car il faut, dans ce domaine, que soient formés des
gens qualifiés et il faut aussi assurer à nos enfants la
possibilité, par exemple, de produire du matériel industriel
de haute qualité. Parallèlement à cet effort sur la forma-
tion professionnelle, il convient d'améliorer aussi la forma-
tion dans nos écoles supérieures.

Condrau: Ich möchte hier nicht auf das Votum von Herrn
Fischer eingehen; ich nehme an, dass es Herrn Bundesrat
Hürlimann nicht schwer fallen v/ird, dessen Argumente zu
widerlegen. Ich will nur darauf hinweisen, dass offenbar
Herr Fischer nicht mitbekommen hat, dass sich in den
letzten 80 Jahren im Bildungswesen einiges geändert hat,
und dass er zwei Dinge miteinander verwechselt hat, die
nichts miteinander zu tun haben. Sollte er allerdings an
seinem Vorsatz festhalten, nicht mehr mitzumachen, kann
uns das vielleicht noch die nachmittägliche Verhandlung
etwas verkürzen
Ich gestatte mir aber doch kurz auf zwei Voten meiner
Zürcher Ratskollegen einzugehen. Herr Bremi hat mit sei-
nem durchaus professoralen Diskussionsbeitrag auf die
Fragwürdigkeit statistischer Prognosen hingewiesen. Stati-
stik war schon immer nicht nur ein Problem der Zahlen,
sondern auch der Auslegung. Es steht demnach wohl je-
dem frei, Prognosen anzunehmen oder abzulehnen. Der
Zweifel ist berechtigt, auch gegenüber der optimistischen
Beurteilung durch Herrn Bremi. Immerhin sollte man aber
bedenken, dass die Zunahme der Studentenzahlen nicht
ausschliesslich eine Frage der geburtenstarken Jahrgänge,
ist, sondern auch eine Frage der zwar schwankenden,
aber im ganzen doch zunehmenden Bildungsfreudigkeit
unserer Jugend. Zweifellos befinden wir uns mit diesem
Gesetz in einer politisch zwiespältigen Lage. In einer all-
gemein bekannten finanziellen Notlage des Bundes be-
steht die sogar von Herrn Leo Weber anerkannte Zwangs-
lage, einer Gesetzesvorlage zustimmen zu müssen, die von
Volk und Ständen eine vermehrte finanzielle Belastung
erfordert. Die Frage, warum diese Notwendigkeit besteht,
wurde hier bereits zu Genüge dargestellt. Es sind ver-
schiedene Gründe ins Feld geführt worden. Ich möchte
einen einzigen herausgreifen und damit gleichzeitig auch
auf das Votum von Herrn Kollega Schär eingehen,
Das bereits mehrfach angesprochene und wohl wichtigste
Argument für dieses neue Hochschulförderungsgesetz
liegt in der seit Jahren - wie Herr Schär richtig bemerkte
- wie ein Damoklesschwert über den Universitäten schwe-
benden Gefahr der Zulassungsbeschränkungen. Es kann
aber nicht im Sinne und im Interesse einer demokrati-
schen Politik und einer freien oder sozialen Marktwirt-
schaft liegen, einen Teil unserer studierwilligen Jugend
durch Ausschluss von der Hochschulbildungsmöglichkeit
zu diskriminieren. So wie die schweizerische Demokratie
für die soziale Sicherheit der Alten eintreten muss und es
ihren Möglichkeiten entsprechend auch tut, hat sie auch
Verpflichtungen der Jugend gegenüber. Ein Numerus clau-
sus, für den es bekanntlich nie und nirgends bisher eine
gerechte und befriedigende Praxis gibt, könnte durchaus
in der Lage sein - wie Frau Thalmann ausführte - den
politischen Frieden zu gefährden. Ich meine, dass der Arti-

kel 16 des Gesetzes eine sinnvolle Regelung offeriert. Da-
zu gehören aber Investitionsaufwendungen und Betriebs-
aufwendungen. Es sei dies bereits vorweggenommen. Er-
stere sind für gewisse Hochschulen, beispielsweise Frei-
burg, unerlässlich, letztere dienen vor allem der Erstellung
von Provisorien, um vorübergehende Krisen zu überwin-
den. Ich bin nicht der von der Erziehungsdirektion des
Kantons Zürich vertretenen und von Herrn Schär über-
nommenen Auffassung, das vorliegende Gesetz könne die-
se Aufgabe nicht erfüllen.
Die Vermeidung von Zulassungsbedingungen darf nachge-
rade als das wichtigste Politikum im Bereiche der Hoch-
schulen bezeichnet werden. Hier nützen verbale Beteue-
rungen kantonaler Erziehungsdirektoren oder hochschul-
politisch engagierter Parlamentarier wenig, wenn sie nicht
von Taten gefolgt sind. Der Numerus clausus ist aber
mehr als nur ein Problem mangelnder Studienplätze an
den Universitäten. Er ist bereits zu einem berufspoliti-
schen Problem geworden. Als Beispiel sei die Medizin
genannt, die hier an vorderster Front steht. Die Diskussio-
nen innerhalb der Aerzteschaft mahnen zum Aufsehen. So
wurde - um ein Beispiel herauszugreifen - aus berufspoli-
tischen Gründen von ärztlicher Seite in der «Neuen Zür-
cher Zeitung» vom I.April 1977 die Einführung des Nume-
rus clausus in der Medizin verlangt. Wörtlich heisst es
dort: Ein unbeschränkter Zugang zum Medizinstudium
müsste «sämtliche Aerztebedarfsprognosen, die eine
Aerzteschwemme voraussagen, ignorieren». Anschliessend
wird schlicht behauptet, das Ausbildungsniveau würde sin-
ken, die Leidtragenden wären dann letztlich die Patienten.
Dass dem nicht so sein muss, liegt auf der Hand. Diese
Argumentation verschleiert nämlich lediglich mühsam die
offenbar im Aerzteberuf, dem ich selbst ja auch angehöre,
inhérente Angst vor der sogenannten Plethora, das heisst
dem Ueberangebot an Aerzten pro Kopf der Bevölkerung.
Wird aber nach diesem Prinzip vorgegangen, darf man
nicht erstaunt sein, wenn eines Tages andere Berufe fol-
gen, möglicherweise nicht nur akademische, und Zulas-
sungsbeschränkungen einführen - also Planwirtschaft. Soll
der freie Wettbewerb von der beruflichen Tätigkeit auf den
Bereich der Mittelschule oder gar der Volksschule vorver-
legt werden? Ich glaube, das kann nicht in unserem Inter-
esse liegen. Darum ist es wichtig, für dieses Gesetz einzu-
treten. Ob es alle Erwartungen erfüllt, bleibe dahingestellt.
Welches Gesetz kann dies schon?
Es gibt noch mehr Gründe, alles zu unternehmen, um den
Numerus clausus zu verhindern. Der bereits genannte Arti-
kel der «Neuen Zürcher Zeitung», unter dem Titel «Wie
viele Mediziner soll man ausbilden?» trägt den bezeich-
nenden und bedeutsamen Untertitel «Für einen Numerus
clausus aufgrund der Leistungen». Was das bedeutet, wis-
sen wir alle: Selektion aufgrund von Noten, deren Aussa-
gekraft ohnehin fragwürdig ist. Noch fragwürdiger aber ist,
was mit dieser Formel unseren Jugendlichen und unseren
Kindern zugemutet wird; denn Zulassungsbeschränkungen
auf Hochschulebene haben ihre Rückwirkung auf die Mit-
telschulen, und von dort wiederum auf die Volksschule.
Die Zunahme jugendlicher Neurosen, sogenannt psychoso-
matischer Krankheiten, die Zunahme der Schülerselbst-
morde, die Zeichen chronischer Ueberforderung beweisen,
dass die Leistungsanforderungen an unsere Schüler und
Studenten bereits jetzt an der Grenze des Ertragbaren
angelangt sind. Werden diese Anforderungen gesteigert,
wird deren Erfüllung ausschlaggebend für die Erreichung
des selbstgewählten Berufszieles, dann werden sie auch
von unseren Kindern und von unseren Jugendlichen er-
reicht. Es fragt sich nur, unter welchen Opfern, und wel-
che menschliche Verkümmerung damit in Kauf genommen
werden muss. Wollen wir denn tatsächlich eine Generation
von Intelligenzrobotern heranzüchten, brauchen wir wirk-
lich Lehrer, die nicht mehr Pädagogen, Erzieher und Ka-
meraden unserer Jugendlichen sind, sondern lediglich
Hindernisse auf dem Weg zur freien Berufswahl, Hüter
eines Numerus clausus? Haben wir nichts gelernt vom
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Versagen dieses Systems beispielsweise in der Bundesre-
publik Deutschland?
Ein Hochschulförderungsgesetz kann möglicherweise, wie
gesagt, keine Garantie leisten, dass eines Tages nicht
doch Zulsassungsbeschränkungen oder Umstellungen not-
wendig werden. Es kann und muss aber die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass diese möglichst lange verhindert
werden können. Deshalb stimme ich für Eintreten auf die-
se Vorlage.

Schmid Arthur: Ich bedaure, dass die Voraussetzungen
und Randbedingungen für dieses Gesetz nicht besser
sind. Es fehlt uns eine umfassende Grundlage in Form
eines Bildungsartikels in der Verfassung. Die Finanzlage
von Bund und Kantonen ist derart schwierig und unsicher
geworden, dass unser Spielraum relativ klein geworden
ist. Trotzdem - oder gerade deswegen - bin ich überzeugt,
dass wir auf die Vorlage eintreten müssen. Lassen Sie
mich ganz deutlich sagen: Wir müssen dieses Hochschul-
und Forschungsförderungsgesetz durchziehen, und zwar
unabhängig vom Ausgang der Abstimmung über das Steu-
erpaket am nächsten Sonntag.
Wir können es uns als Land und Volk gerade in dieser Zelt
wirtschaftlicher Rezession und Unsicherheit nicht leisten,
in unseren Anstrengungen für Bildung und Ausbildung un-
serer Jugend und für die Forschung nachzulassen. Unsere
technisch hochentwickelte Wirtschaft und ihre Tragfähig-
keit basieren ja nicht auf natürlichen Reichtümern oder
auf einer begünstigten Verkehrslage. Unsere Existenz und
unser Wohlstand hängen vielmehr untrennbar mit der Qua-
lität unserer Arbeit, mit dem Erfindergeist und mit dem
Ideenreichtum, den unsere Bevölkerung hervorzubringen
imstande ist, zusammen. Ich finde es daher grotesk, das
Schreckgespenst eines Akademikerproletariates an die
Wand zu malen, wie das Herr Schalcher und Herr Fischer
getan haben. Im Verhältnis zu anderen Industriestaaten
haben wir hier noch einiges aufzuholen. Ich frage: Hat
man eigentlich Angst davor, dass in diesem Land ein Zir-
viel an Intelligenz herangebildet werden könnte? Ich muss
doch immerhin sagen, dass wir in der wirtschaftlichen Re-
zession nur aus dem Dilemma und aus dem Tief heraus-
kommen, wenn wir mehr und besser ausgebildete Leute
aller Stufen haben. Mich schreckt das Schlagwort vom
Akademikerproletariat nicht. Erstens glaube ich nicht dar-
an, und zweitens muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen:
Mir scheint ein Akademiker, der sich aus der Situation
heraus vorübergehend als Taxifahrer betätigen muss, be-
deutend weniger schlecht zu liegen als ein unausgebilde-
ter Hilfsarbeiter, der als erster ein Opfer der Rezession
werden wird. Es wird jetzt lautstark und wiederholt davon
gesprochen, das Volk selber erwarte, dass der Staat seine
Leistungen redimensioniere. Ich will mich mit dieser These
jetzt nicht grundsätzlich auseinandersetzen, muss aber im
Zusammenhang mit unserer Vorlage eines mit aller Deut-
lichkeit klarstellen: Wir dürfen es nicht zulassen, dass un-
ter Berufung auf die Mehrheit der Stimmbürger versucht
wird, die Chancen und die Zukunft unserer Jugend, die ja
weitgehend nicht mitreden und nicht mitentscheiden kann,
in Frage zu stellen und zu gefährden. Im Gegenteil, was
wir jetzt im Bereiche der Bildung und Ausbildung versäu-
men, wird sich wie ein biblischer Fluch auf die kommen-
den Generationen verhängnisvoll auswirken. Ich weiss
auch, dass es im Zusammenhang mit dieser Problematik
nicht nur um die akademische Ausbildung geht. Auch im
Bereich der Berufsbildung stehen wir vor gewaltigen Pro-
blemen. Für die grossen Jahrgänge, die Jetzt und in den
nächsten Jahren die Volksschule verlassen, müssen genü-
gend gute Ausbildungsplätze bereitgestellt werden. Hier
droht dem Grossteil unserer Jugend ein vielleicht noch
gravierender Numerus clausus. Diese Thematik steht aber
jetzt nicht zur Diskussion, sondern ist im Zusammenhang
mit der Revision des Berufsbildungsgesetzes anzugehen.
Ich wende mich scharf dagegen, dass man aus echter
oder eben häufig aus vorgetäuschter Sorge für die berufli-
che Ausbildung die Aufgaben im Bereiche der Hochschul-

bildung und Forschung torpedieren will. Ich muss Ihnen
sagen: Aus Erfahrung weiss ich leider zur Genüge, dass
die gleichen Kreise, die unter Berufung auf das Berufsbil-
dungswesen den Ausbau unserer Hochschulen zurückstel-
len wollen, dann wiederum negativ reagieren, wenn es um
Fortschritte in der Berufsbildung geht.
Die Hochschulkantone sind heute nicht mehr in der Lage,
die Aufwendungen für ihre Hochschulen allein zu tragen.
Es geht dabei nicht in erster Linie um neue Investitionen.
Es geht um die Bewältigung des Betriebs. Hier kann man
nicht einfach einfrieren. Wir haben Nachholbedarf aufzu-
holen, Herr Fischer: Nachholbedarf aufzuholen! Und wenn
Sie nun in diesem Zusammenhang davon sprechen, Sie
seien auch nicht für den Numerus clausus, aber man solle
vernünftig agieren, dann muss ich Ihnen sagen: Die gros-
sen Jahrgänge sind jetzt da und es muss ihnen eine Aus-
bildung offeriert werden, wenn man es auch in diesem
Sektor mit der liberalen Grundhaltung ernst nimmt und sie
nicht nur immer dann anruft, wenn es ums Geldverdienen
in die eigene Tasche geht. Es ist ja grotesk und grenzt an
Zynismus, wenn Herr Fischer im Zusammenhang mit Bil-
dungs- und Ausbildungsfragen von «premières amours»
spricht. Er geht hier meines Erachtens einen anderen
Weg, nämlich den des «terrible simplificateur». Wie er den
Taschenspielertrick durchführen will - zwar keinen Num-
erus clausus zu riskieren, aber jetzt dieses Gesetz auf
Sparflamme und die Beiträge nicht anwachsen _ zu
lassen -, das ist mir schleiierhaft. Ich habe jedenfalls in
seiner Darstellung keine Anhaltspunkte gefunden.
Der wichtige und aufwendige Bereich, den das Hochschul-
wesen und die Forschung zugegebenermassen darstellen,
ist zu einer Aufgabe von Bund und Kantonen geworden
und kann nur so in den nächsten Jahren sichergestellt
werden, wenn der Bund mindestens auf der Basis des vor-
liegenden Gesetzentwurfes mitträgt. Die Verhinderung
des Numerus clausus ist nicht nur ein bildungspolitisches
Postulat, sondern hat in unserem Lande eminente staats-
politische Dimensionen. Zulassungsbeschränkungen an
Hochschulen bergen die akute Gefahr in sich, dass die
Jugend der Nichthochschulkantone und insbesondere der
finanzschwachen Kantone benachteiligt wird. Lassen Sie
mich in diesem Zusammenhang als Erziehungsdirektor
und Vertreter eines Nichthochschulkantones ganz offen
mein Verständnis für die Hochschulkantone zum Ausdruck
bringen. Die im vorliegenden Bundesgesetz vorgesehenen
Leistungen der Eidgenossenschaft werden nicht .ausrei-
chen, um die gestellten Aufgaben ganz zu lösen. Es bedarf
- das sei hier deutlich gesagt - des zusätzlichen Engage-
ments der Nichthochschulkantone. Ich stehe daher voll
und aus Ueberzeugung zu dem Ansatz, den die Kommis-
sion mit Artikel 5a vorschlägt. Wenn wir die Gleichbehand-
lung aller Schweizer in der Hochschulbildung sicherstellen
wollen, bedarf es der Mitwirkung der Nichhochschulkanto-
ne im Sinne eines umfassenden Konkordats. Bilaterale
Vereinbarungen mit Hochschulkantonen würden höchstens
dazu führen, dass sich die finanzstärkeren Nichthoch-
schulkantone allenfalls noch arrangieren könnten, dass
aber die kleineren und finanzschwächeren Nichthoch-
schulkantone völlig ins Hintertreffen geraten würden. Eine
globale, umfassende Lösung im Sinne eines Pools ist des-
halb die einzige tragfähige Lösung. Angesichts der verfas-
sungsrechtlichen Basis bedeutet der Vorschlag der Kom-
mission das Maximum dessen, was im Rahmen des vorlie-
genden Gesetzentwurfs überhaupt realisiert werden kann.
Diese Lösung mag unzureichend erscheinen, sie ist aber
ein wirkungsvoller Ansatz, wenn die Kantone die gebotene
Möglichkeit zielstrebig aufnehmen und sich zu einem ech-
ten Akt der Solidarität durchringen.
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten
und sie nicht, entsprechend gewissen Anträgen, zu ver-
schlechtern.

Flubacher: Eigentlich haben die zwei Vorredner mir genü-
gend Stoff geliefert, um hier meine Redezeit voll aus-
schöpfen zu können. Auf diese Art geht es natürlich nichtl
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Ich muss Ihnen ganz offen sagen: Wenn Sie diese Tonart
anschlagen, dann können Sie den Kampf um dieses Hoch-
schulförderungsgesetz haben. Ich bedaure es ohnehin -
ich möchte das vorweg sagen -: man hätte das Berufsbil-
dungsgesetz schon rein aus politischen Gründen vor das
Hochschulförderungsgesetz vorziehen sollen. Leider ist
das nicht gemacht worden. Wir haben auch nicht rechtzei-
tig die Unterlagen der Kommission erhalten, und eine Vor-
bereitung innerhalb weniger Stunden - wir haben die Fah-
ne erst anfangs Session erhalten - ist schlechterdings
unmöglich; man kam ja erst dann in den Besitz der Min-
derheitsanträge. Ich weiss, dass es gefährlich ist, etwas zu
Kosten und zu zahlenmässigen Explosionen an den Hoch-
schulen zu sagen. Ich tue es trotzdem, möchte aber zwei,
drei Bemerkungen zu den Vorrednern anbringen.
Herr Chavanne hat mit aller Schärfe Geld vom Bund gefor-
dert; das tun die meisten auch; aber wir müssen einmal
einsehen, dass wir nicht dem Bund Einnahmen verweigern
können, dass wir nicht dauernd Steuern des Bundes redu-
zieren und dann mit einer solchen Härte vom Bund Geld
verlangen können. Ich glaube, die 16 Milliarden Bundes-
schulden sollten ein Warnlicht bedeuten, dass man auch
da jetzt etwas zurückstecken muss. Herr Chavanne hat
gesagt: Wenn es kein Geld vom Bund gibt, dann stirbt der
Föderalismus. Ich bin nicht so unglücklich, wenn an ge-
wissen Zweigen des Hochschulwesens etwas stirbt. Es
gibt Fakultäten, die an gewissen Universitäten unnötig
sind. Ich möchte hier keine persönlichen Angriffe starten;
es gibt auch Theologische Fakultäten, deren Professoren
ja politisieren müssen, weil sie sonst nichts zu tun haben.
Dafür werden Bundesbeiträge bezogen. Das möchte ich
Herrn Chavanne sagen.
Herr Condrau hat wieder das grosse Wort ausgesprochen
von der Ueberforderung der heutigen Jugend, von diesem
Leistungsdruck. Man spricht davon, dass sich die Schüler
und Studenten am Rande der physischen Leistungsmög-
lichkeiten befinden. Diese Sprüche kenne ich seit Jahren.
Ich bin auch überzeugt, dass nur derjenige, der dauernd
vom Stress spricht, nicht im Stress drin ist, sonst hätte er
keine Zeit, über den Stress zu reden. Die heutige Jugend
überfordert sich z. T. ja selbst, sie wird nicht durch die
Schule überfordert; der grosse Teil dieser Jugend ist
aber bereit, Leistungen zu erbringen und erbringt sie
auch, ohne ständig vom Stress zu sprechen. Wir sollten
der Jugend nicht immer vorhalten, wie stark sie überfor-
dert sei; wir sollten ihr einmal die Grenzen der Leistungs-
fähigkeit aufzeigen; die liegt nämlich viel höher als die
tatsächliche Leistungsnorm, die verlangt wird.
Herr Kollege Schmid hat vom akademischen Proletariat
gesprochen. Das werden wir ohnehin bekommen; er be-
streitet dies jedoch. Er hat davon gesprochen, dass es
schlimm sei, wenn einer keine Stelle habe, aber dass man
trotzdem genügend oder mehr Akademiker ausbilden soll.
Da muss man aber auch keinen Lärm machen, wenn ein-
mal zwei Schullehrer arbeitslos sind und vorübergehend
andernorts eine Beschäftigung suchen müssen. Er hat vom
Geld in die eigenen Taschen gesprochen und einen An-
griff gegen jene gerichtet, die offenbar mehr Interesse am
Berufsbildungsgesetz haben als er. Ich muss Ihnen sagen:
Wir wollen eine Konfrontation zwischen Berufsbildung und
Hochschulbildung nach Möglichkeit vermeiden. Ich bin für
die Hochschulförderung. Aber wenn Sie den Fehdehand-
schuh hinwerfen, sind wir auch bereit, Ihn aufzuheben.
Wer angesichts der Aufblähung an den Hochschulen auf
die Probleme bei der Berufsbildung hinweisen will, muss
damit rechnen, als Bildungsfeind bezeichnet zu werden.
Ich bedaure, dass nicht das Berufsbildungsgesetz vorge-
zogen wurde, wie ich das bereits gesagt habe; aber wir
werden hier nun diese Woche Marksteine setzen, die wir
wahrscheinlich am nächsten Montag nicht mehr ausreis-
sen können, und ich sehe da die Gefahr einer Privilegie-
rung. Es hat auch keinen Sinn, die Fabrikation von nicht-
benötigten Akademikern einfach ziel- und wahllos fortzu-
setzen. Wir haben heute viel zu viele Soziologen, wir ha-
ben zu viele Psychologen, wir haben bereits zu viele Philo-

logen l und Philologen II. Das Problem dieser Ueberpro-
duktion wurde einzig bei den Aerzten durch ihre Standes-
gewerkschaft geregelt. Dafür hat es dort als Folge eine
grosse Kostenaufblähung im Gesundheitssektor gegeben.
Was mir Sorgen bereitet, ist die Tatsache, dass in Verwal-
tung und Industrie die Akademiker immer weiter in untere
Positionen hineinwuchern und damit denjenigen, die eine
solide Berufsausbildung genossen haben, den Aufstieg
nach oben verwehren. Damit setzen sie Leistungsgrenzen;
sie erreichen auch, dass die Leistungsfreude abnimmt,
und dann haben sie ein schlechtes Resultat dieses Num-
erus clausus, weil es ihn unter allen Umständen zu verhin-
dern gilt.
Ich möchte, um nicht allzu lange zu werden, doch noch
auf ein wichtiges Problem hinweisen. Ich habe übrigens
das Büchlein von Lauxmann gelesen; ich hoffe, Sie haben
das alle auch gesehen, über «Weniger wissen und mehr
verstehen». Das sollte sich der Nationalrat, bevor er end-
gültig entscheidet, zu Gemute führen.

Auf Seite 7 der Botschaft sehen Sie auch ganz klar ge-
schrieben, wie die Gefahr des Akademikerüberflusses dort
beurteilt wird. Ich möchte Ihnen diese Seite 7 zum Stu-
dium noch einmal empfehlen, möchte aber auch darauf
hinweisen, dass dort ganz klar geschrieben steht, dass die
Mittelschulausbildung nun einfach ein Einspurweg ist, der
zur Hochschule führt und wenig für die spätere Berufsbil-
dung bietet. Wir müssen uns dann fragen: Müssen wir bei
der Mittelschule nicht etwas ändern, damit diejenigen, die
nicht an die Hochschule können, den Weg ins Leben fin-
den, und das Wissen, das sie sich an der Mittelschule an-
geeignet haben, ihnen dann die Möglichkeit eines Vor-
sprunges im normalen Berufsbildungswesen gibt?

Ich möchte aber auf die Beitragsleistungen an die Univer-
sitäten zurückkommen. Ich anerkenne, dass die Universi-
tätslasten für die Hochschulkantone im grossen und gan-
zen zu aufwendig geworden sind. Der Kanton Basel-Land
hat einen Vertrag mit der Universität (also mit dem Kanton
Basel-Stadt) abgeschlossen und bezahlt in den nächsten
zehn Jahren je nach Teuerung rund 200 bis 250 Millionen
Schweizerfranken. Der Ständerat hat nun die Sache so
geregelt, dass er einfach die Subventionssätze erhöht. Wir
in unserem Kanton bezahlen dann mit unseren Steuern
einen Beitrag an diese hohen Subventionssätze und be-
zahlen zudem Direktbeiträge an die Universität Basel. So
geht es natürlich nicht. Nach meiner Meinung hat man mit
diesem Hochschulförderungsgesetz die einmalige Gele-
genheit verpasst, die Hochschulen viel breiter abzustützen
und die Nichthochschulkantone zu Beiträgen zu verpflich-
ten, nicht nur anzuregen, sondern zu verpflichten; sonst
machen nie alle mit. Es sind nämlich nicht alle Nichthoch-
schulkantone armengenössig, sondern z.T. sind sie sehr
gut dran, zum Teil bedeutend besser als die Hochschul-
kantone. Freilich v/ill ich klar sagen: Man muss dann die
Grundlasten zum voraus abziehen. Die Standortvorteile für
die Universitäten müssen dem Standortkanton angelastet
werden. Sie können nur eventuelle Zusatzkosten, die ihnen
ausserkantonale Studenten bringen, teilweise abwälzen,
nicht voll. Denn die Universitätskantone, die Universitäts-
sitze sind regionale Zentren und profitieren auch wirt-
schaftlich von jenen Gebieten, die ihnen Studenten liefern,
ohne sie voll zu bezahlen. Wir müssen darauf Bedacht
nehmen, dass diese Finanzierung eingeleitet wird. Die
Hochschulen müssen viel breiter abgestützt werden. Wir
müssen auch dafür sorgen, dass jene, die nicht die Hoch-
schule besuchen können, die Möglichkeit einer angemes-
senen Berufsbildung haben. Wir brauchen in diesen Beru-
fen auch durchschnittlich oder sogar überdurchschnittlich
intelligente Leute, sonst ist die Ausführung jener Arbeiten,
die der Wissenschafter entwickelt, überhaupt nicht mehr
sichergestellt. Das ist ein legitimes Anliegen.
Ich bitte Sie, bei dieser Vorlage das Mass nicht zu verlie-
ren und sich bereits jetzt schon die Hand aufs Herz zu
legen und dann später beim Berufsbildungsgesetz ebenso
vehement hier anzutreten, wie Sie das jetzt getan haben.
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Müller-Luzern: Herr Schalcher hat sich vorgenommen, hier
ketzerisch zu sprechen; das ist ihm gelungen. Aber ich
glaube, es ist ihm nicht gelungen, ganz sachlich zu spre-
chen. Er hat das Argument vorgetragen, man müsste doch
versuchen, von den Mittelschulen her mehr junge Leute in
qualifizierte Berufe hineinzubringen, wenn ich ihn richtig
verstanden habe. Das ist ein Wunsch, den man zwar unter-
stützen kann, aber Herr Schalcher übersieht etwas. Er
übersieht, dass gerade auf dem Gebiet der Berufsbildung
ein ganz gewaltiger Engpass im Entstehen begriffen ist.
Wir sollten mindestens in diesem Jahr etwa 53000 Plätze
für neue Lehrstellen haben. Wir hatten aber bereits im
letzten Jahr einen Rückgang des Lehrstellenangebots von
900 Stellen, und wir sehen folgendes voraus: Wenn dieser
Geburtenberg kommt, so wird das bis in vier Jahren dazu
führen, dass wir 8000 neue Lehrstellen zu wenig haben.
Und auf dem Lehrstellenmarkt haben gerade die Büroberu-
fe stagniert, die Metallberufe haben stagniert, die techni-
schen Berufe sind zurückgegangen, die graphischen Beru-
fe sind zurückgegangen. Es gibt zum Glück noch einige
Berufe, die im Augenblick mehr Lehrlinge aufnehmen.
Aber wir sehen voraus, dass uns im Verlauf der nächsten
zehn Jahre bis gegen 30000 Lehrstellen fehlen werden,
wenn wir jetzt nichts unternehmen. Das Bildungswesen ist
eben ein Ganzes. Das habe ich Herrn Fischer schon lange
zu erklären versucht, wenn er stets die Berufsbildung ge-
gen die Studenten ausgespielt hat. Man muss das Ganze
sehen, beides ist genau gleich wichtig.
Nun, auch die Bemerkungen zu den Stipendien waren ver-
fehlt. Die Stipendien nehmen heute ab. Wer von Stipen-
dien leben muss, hat heute keine goldenen Zeiten, son-
dern er muss sich sehr einschränken. Es kommt dazu,
dass die jungen Leute keine Möglichkeiten mehr haben,
nebenbei etwas zu verdienen. Wenn wir mit dem Druck auf
den Mittelschulen fortfahren, würden wir nur eines errei-
chen, dass nämlich die schwachen Absolventen der Se-
kundär- und Primarschulen keine Lehrstellen bekommen.
Der Druck wirkt von oben nach unten, und es trifft, wie
immer, die Schwächsten. Das ist ein Problem, das uns
beschäftigen muss, auch den Gewerbeverband. Ich habe
von ihm zu diesem Problem freilich noch nie etwas gehört.
Herr Bremi hat vorgeschlagen, man müsste das Techni-
kum aufwerten. Das ist ein Vorschlag, dem man zustimmen
muss, aber die Verwirklichung ist leider schwieriger als
man denkt. Der Wissenschaftsrat hat sich in dieser Bezie-
hung schon sehr stark angestrengt, stellt nun aber fest,
dass der Widerstand ja gerade von den Techniken kommt,
weil sie von einem anderen Konzept ausgehen. Das soll
freilich niemanden entmutigen, hier neue Wege zu finden.
Aber wenn nun Herr Bremi vorschlägt, man müsse sich die
Prognose des Geburtenberges mit allen Vorbehalten anse-
hen, dann muss man erst recht seinen Vorschlag mit vie-
len Vorbehalten ansehen. Seine Ausführungen, die sich
offensichtlich auf einen Artikel von Herrn Ries, oder min-
destens auf Vorarbeiten in der «Neuen Zürcher Zeitung»
(8. Juni 1977) abstützten, bedürfen nämlich einer Korrek-
tur. Die Berechnungen des Wissenschaftsrates, die unse-
rer Botschaft zugrundeliegen, beruhen ja nicht auf Pro-
phezeiungen, sondern auf der Zählung von Mittelschülern.
Diese Mittelschüler sind bereits vorhanden. Und nun stel-
len wir fest, dass auch der Anteil der Ausländer überra-
schend gross ist. Interessant, Herr Bremi, ist nun folgen-
des: Herr Ries schlägt vor, man solle von einem «mittel-
progressiven Wachstum» der Studienanfängerzahlen aus-
gehen, und man solle sogar unter die Annahmen gehen,
die da offenbar herumgeboten werden. Aber eine genaue
Analyse zeigt, dass Herr Ries vollkommen an den Progno-
sen des Wissenschaftsrates vorbeischreibt. Die Prognosen
des Wissenschaftsrates liegen ja tiefer, sie liegen unter
den Zahlen, die in diesem Artikel der «Neuen Zürcher Zei-
tung» genannt werden! Sein Argument kann also nicht
gegen die Vorlage angeführt werden, es legt gerade die
gegenteiligen Schlüsse nahe. In der Zeit der Hochkonjunk-
tur haben wir eben nicht nur Hilfsarbeiter aus dem Aus-
land eingeführt, sondern auch Akademiker, in recht gros-

ser Zahl, auch mittlere Kader, Leute in der Wirtschaft. Die
Nachkommen dieser Leute haben nun ebenfalls das Be-
dürfnis, sich weiterzubilden. Wir müssen überhaupt fest-
stellen: Wenn wir heute einen höheren Andrang zur Mittel-
schule haben als früher, so ist das nicht zuletzt darauf
zurückzuführen, dass wir eben für die «unteren» Berufe
Hilfsarbeiter aus dem Ausland eingeführt haben. Unsere
eigenen Leute sind in höhere Schichten aufgestiegen, und
deshalb hat sich auch hier ein höheres Bildungsbedürfnis
ergeben. Wenn uns Herr Fischer nun wiederum vorträgt,
man müsse doch den Bedarf in Betracht ziehen, so muss
man natürlich auch die Frage stellen: Entspricht Herr Fi-
scher selber dem Bedarf, oder ist er am Bedarf vorbei
produziert worden? Denn diese gleiche Frage stellt sich
nun jedem Jungen. Mit der gleichen Berechtigung kann
ich ihm selber diese Frage stellen. Es ist Planwirtschaft,
was Herr Fischer hier ziemlich offen propagiert.-Akademi-
kerüberfluss: Natürlich dürfen wir diese Probleme nicht
leicht nehmen, aber wir können immerhin feststellen, dass
die Schweiz im tertiären Bereich - ich rede jetzt nicht
einmal nur von den Studenten, sondern von allen jun-
gen Leuten, die sich weiterbilden im tertiären Bildungs-
bereich - statistisch nachweisbar nie überbordet hat. Wir
sind viel weniger weit gegangen als jedes vergleichbare
Land. Es handelt sich z. T. um ganz verblüffende Zahlen.
Ich betone: Ich spreche nicht nur von den Studenten. Ich
spreche auch von den übrigen Leuten, die sich im tertiä-
ren Bildungsbereich ausbilden. Dass der Akademikerüber-
fluss bei uns kein so schlimmes Problem ist, kann man üb-
rigens aus folgendem ersehen:
Bereits heute gibt es in der Westschweiz prozentual dop-
pelt so viele Akademiker - doppelt so viele! - als in der
deutschen Schweiz. Haben Sie schon einmal gehört, dass
wir nun in der Westschweiz darunter leiden? Es gibt eben
die Möglichkeit, sich an die Marktlage anzupassen, und
das Anpassen wird auch das Schicksal dieser jungen Leu-
te sein. Ich bin dafür, dass man sie aufklärt, dass man den
jungen Leuten sagt: «Das akademische Berufsbild, das Ihr
jetzt noch vor Euch habt, wird in zehn Jahren nicht mehr
stimmen.» Das ist völlig klar. Aber: Das kann für uns kein
Grund sein vom Staat aus, gerade diese Planwirtschaft in
der Bildung einzuführen.
Was machen wir nachher, Herr Fischer? Kein Mensch ver-
langt, dass wir nun anfangen, wie wild zu bauen. Der Wis-
senschaftsrat selber hat ja ein Engpasspapier ausgearbei-
tet und den Hochschulkantonen vorgelegt, und er hat dar-
in einen ganzen Katalog von Massnahmen vorgeschlagen,
wie man die Kapazität erhöhen kann, wesentlich erhöhen,
ohne Investitionen. Aber bei diesem vorauszusehenden
Andrang von Studenten wird es ohne Investitionen nicht
gehen. Das war eine Illusion. Was machen wir dann in
acht Jahren? In acht Jahren haben wir noch den grossen
Berg vor uns. Wir werden 15 bis 20 Jahre benötigen, bis
wir wieder einigermassen Luft bekommen. Das werden
dann die Zeiten sein, wo man sich wieder einigermassen
einrichten kann an unseren Hochschulen, was in den näch-
sten Jahren nicht mehr der Fall sein wird. Wir werden vor-
derhand überall in überfüllten Räumlichkeiten arbeiten
müssen. Ich kenne das, was Herr Fischer in bezug auf die
ETH vorgetragen hat. Auch hier könnte man sehr viele
Korrekturen anbringen. Es stimmt nicht, dass hier auf Jahr-
zehnte hinaus zuviel produziert worden ist. Das ist eine
leere Behauptung. Aber die leere Behauptungen ziehen
bekanntlich immer am besten.
Ich meine also, wir sollten nicht in Bildungseuphorie ma-
chen. Wir haben nie in Bildungseuphorie gemacht, son-
dern wir wollen die Bildung als ein Ganzes sehen. Alles
hängt voneinander ab und unser Land kommt nur dann
weiter, wenn wir alle Zweige dieser Bildung mit der glei-
chen Sorgfalt und mit dem gleichen Opferwillen pflegen.

Roth: Ich habe gegenüber allen anderen Rednern vor
Herrn Müller einen Vorteil. Er kann mich nicht mehr zitie-
ren. Es genügt für mich, wenn der Kommissionspräsident
und der Bundesrat auf mein Votum eingehen.
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Seit meiner Jugendzeit schätze ich und achte ich Mitmen-
schen, denen es möglich war, einen akademischen Bil-
dungsweg beschreiten zu können. Nie habe ich sie aber
als Uebermenschen angesehen. Hochschulen gehören
zum stolzen, zum schönen, aber auch zum notwendigen In-
ventar eines Landes, auch zum unsrigen. Dass heute die
Kostentragung neu geordnet werden muss, ist für uns alle
selbstverständlich. Die Situation hat sich gewaltig verän-
dert. Wenn nun aber Herr Schär und Herr Künzi uns vor-
getragen haben, was der Kanton Zürich bis heute alles
an finanziellen Nachteilen hinnehmen musste, so hätte ich
es gerne gesehen, wenn sie auch die indirekten Vorteile,
die augenfällig sind, dargelegt hätten. Es geht sicher
nicht an, dass man nur die Nachteile erwähnt. Das ist ja
selbstverständlich. Herr Künzi hat noch den Flughafen er-
wähnt. Diese Entwicklung war, glaube ich, für den Kanton
Zürich absolut positiv zu werten. Ich denke jetzt nicht an
den Fluglärm, sondern an die finanzielle Seite.

An allen Veranstaltungen im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung vom 12. Juni - und ich war an vielen - wurde
dieses Problem, das wir heute diskutieren, ausserordent-
lich hart und kritisch diskutiert. Als Nationalrat war ich
nicht immer in der Lage, diese Anfragen und diese Kritik
tatsächlich zu parieren. Mit dieser Vorlage werden wir alle
Eltern erneut aufmuntern, dass sie ihre Kinder, wenn im-
mer möglich, auf eine akademische Laufbahn bringen.
Die Vorstellung der Eltern ist an und für sich richtig, den
Kindern eine bessere Möglichkeit zu schaffen, als man sie
selbst gehabt hat. Die Frage lautet, ob wir dieses Denken
unbedingt fördern sollen. Es steht doch heute eindeutig
fest, dass Leute, die eine akademische Bildung durchlau-
fen haben, sie aber mit unterdurchschnittlichen Resulta-
ten abgeschlossen haben, in ihrem Beruf auf grosse
Schwierigkeiten stossen. Sie sind aber in den meisten Fäl-
len auch nicht bereit, eine ihrer Meinung nach unange-
messene Arbeit anzunehmen. Im weiteren möchte ich auf
einen Punkt hinweisen: Es sind stichhaltige Ansätze be-
kannt, wonach an unseren Hochschulen nicht nur die di-
rekten Aufgaben als Lehrstätte ausgebaut werden, son-
dern es werden auch Privataufträge, z. B. in Form von Gut-
achten, Expertisen, ja sogar von Produkt-Entwicklungsauf-
trägen übernommen, alles im Rahmen dieser Ausdehnung
der Tätigkeit der Hochschulen.
Ich habe die Auffassung, dass das Thema der Hochschul-
entwicklung, der Hochschulförderung eine sympathische,
sogar eine populäre Diskussion sein kann. Sie wird unpo-
pulär, wenn wir übermarchen, wenn wir die Hochschule in
eine mittlere Stufe herabsinken lassen, indem wir zu viele
nicht geeignete Leute in diese Schulstufe hineinbringen
wollen.

Abschliessend möchte ich Ihnen eine kleine Begebenheit
mitteilen, die ich erlebt habe in einem meiner vielen Vor-
trage in landwirtschaftlichen Organisationen. Ich pflegte
und pflege es heute noch den Bauernfamilien zu sagen:
Wenn sie mehrere Söhne haben, so sollen sie bei ihrer
Entscheidung denjenigen, der als Bub der Gescheiteste
ist, auswählen für den Bauernberuf. Die übrigen Söhne
sollen sie in die Schule schicken, bis sie auch soweit sei-
en. Dann hat mir ein älterer Bauersmann die Frage ge-
stellt, ob es dann in diesem Falle richtig sei - ich muss
das in Mundart sagen -: «Dass die gschite Lût viel meh
Dumms mache weder die Dumme Gschits.» Meine sehr
verehrten Kollegen der französischen Sprache, ich bitte
Sie um Entschuldigung!
Ich bin für Eintreten, ich habe aber die Auffassung, dass
wir dem Volk gegenüber heute in einem gewissen Mass
verpflichtet sind; aber dabei darf man uns nicht unter-
schieben, wir seien nicht für die Hochschulbildung, wir
seien nicht für eine akademische Ausbildung unserer Ju-
gend in unserem Lande.

M. Barchl: Je me permets aussi de faire une remarque à
propos des relations entre les cantons universitaires et les
cantons qui sont dépourvus d'écoles supérieures. J'aime-

rais vous exposer le point de vue tessinois qui diverge
quelque peu par exemple de l'opinion qui a été soutenue,
brillamment d'ailleurs, par M. Carruzzo. J'ai écouté avec
beaucoup d'attention les raisons invoquées, je le répète,
avec élégance et modération aussi par notre collègue va-
laisan. Je comprends tout à fait qu'il soit perplexe surtout
en ce qui concerne la difficulté - il a parlé de comptabilité
néfaste - d'établir une comptabilité globale qui puisse
tenir compte de tous les aspects des interrelations entre
les différents cantons.
Je ne peux pas partager cependant les conclusions pé-
remptoires de M. Carruzzo. Comme Tessinois, je veux le
déclarer clairement, je ne m'opposerai jamais a l'imposi-
tion de contributions financières aux cantons non universi-
taires, pourvu que l'on trouve une clé d'imposition équita-
ble qui tienne justement compte des nuances auxquelles a
fait allusion M. Carruzzo. Au contraire, je souhaite que
l'exécutif présente aussitôt que possible un nouvel article
constitutionnel sur la formation, donnant suite d'ailleurs à
plusieurs postulats qui ont été déjà transmis au Conseil
fédéral. Pour ma part, je regrette encore et toujours que le
premier article constitutionnel sur la formation ait été reje-
té non pas par le peuple, mais par les cantons, avec une
très faible majorité pour le canton de Neuchâtel. Ce sont
500 voix, dans le canton de Neuchâtel, qui ont fait
échouer cet article,
Je souhaite qu'il soit possible finalement, sur la base
d'une disposition constitutionnelle claire, de trouver une
solution institutionnelle globale réglant la répartition des
contributions financières entre la Confédération, les can-
tons universitaires et les cantons dépourvus de hautes
écoles.
Je crains en effet que l'article 5a qui a été introduit par
votre commission ne reste lettre morte. L'esprit du fédéra-
lisme coopératif n'est pas encore assez bien compris dans
notre Confédération. Cette crainte, justement, a poussé M.
Bremi, par exemple, à proposer l'adjonction d'un 3e alinéa
à l'article 37; cet article se rapporte aux suppléments de
la Confédération pour les étudiants non domiciliés dans
les cantons universitaires, alinéa qui devrait, selon les
intentions de notre collègue Bremi, représenter une épée
de Damoclès sur la tête des cantons qui ne feront pas
preuve de bonne volonté. Il ne suffit certainement pas que
je puisse déclarer moi-même, au nom de mon canton, que
le Tessin fera preuve de bonne volonté. Plusieurs cantons
sont intéressés. Cette crainte pousse M. Otto Fischer, qui
revient à ses éternelles amours, à fixer des limites inac-
ceptables à l'aide de la Confédération dans le domaine de
la formation et de a culture. Si l'article Sa devait vraiment
rester lettre morte, le canton du Tessin, par exemple, se-
rait forcé de conclure des accords bilatéraux avec plu-
sieurs cantons (huit cantons), ce qui pourrait déboucher
sur des difficultés peut-être insurmontables.
Je suis à ce point conscient -du fait, d'une part, qu'une dis-
crimination proche du numerus clausus peut être aisé-
ment pratiquée à froid, «senza colpo ferire», sans être con-
sacrée par des dispositions légales explicites et, d'autre
part, qu'une discrimination pourrait frapper les étudiants
de la Suisse italienne bien plus durement que les étu-
diants d'autres régions, que je n'hésite guère à donner
mon adhésion à une solution globale et centralisatrice. En
d'autres termes, je suis tellement conscient de la grande
valeur, je veux le souligner, de la grande valeur civique et
culturelle que représente, pour mon canton, le libre accès
aux études supérieures, que je ne crains guère les sacri-
fices que le Tessin pourrait être appelé à faire pour assu-
rer à ses étudiants une formation universitaire en Suisse.
Une deuxième remarque pour terminer: M. Pagani, parlant
au nom de la délégation tessinoise, vous a dit avec brio
que le projet d'un institut supérieur à un niveau postuni-
versitaire, projet qui a l'appui de notre Conseil d'Etat et de
notre délégation, pourrait représenter une première étape
dans le programme visant à réaliser une université tessi-
noise avec plusieurs facultés. Le Tessin défend son bon
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droit d'avoir une haute école pour des raisons qui sont
tellement compréhensibles, tellement justifiées qu'il ne
vaut certainement pas la peine de les rappeler ici. A l'ins-
tar de M. Pagani et de mon ami Carlo Speziali, je défends
avec force ce postulat. J'ajoute que les autorités tessi-
noises ont exprimé des idées claires; elles se sont fixées
sur un projet adéquat et réalisable. J'ai déjà dit qu'il s'agit
d'un institut postuniversitaire. Mais si je me sens obligé de
soutenir ce postulat avec force, je dois reconnaître d'autre
part que le programme visant à réaliser une université tes-
sinoise - je m'excuse auprès de mon ami Pagani - appar-
tient peut-être au domaine des utopies.

M. Ziegler-Genève: Comme j'ai beaucoup de respect pour
M. Hurlimann, je n'aime pas l'attaquer, mais cette fois-ci il
le faut. Il sait parfaitement d'ailleurs pourquoi je vais l'atta-
quer; je ne le fais pas de bon cœur, je le dis d'emblée.
De très nombreux universitaires de ma génération et des
générations qui suivent sont profondément mal à l'aise de-
vant cette loi, M. Hurlimann le sait parfaitement. Il nous a
envoyé tout d'abord, en procédure de préconsultation,
deux lois: la loi sur l'aide aux universités et la loi sur
l'aide à la recherche. Le Sénat de l'Université de Genève
a renvoyé les deux projets. On a dit que la loi sur l'aide à
la recherche était inopérante, qu'elle était insuffisante et
qu'il fallait autre chose. Les deux projets ont alors été fon-
dus en une seul. Le texte sur l'aide à la recherche est
simplement ajouté à celui qui a trait à l'aide aux universi-
tés. Je reprends le chapitre 2, article 17, et je m'explique:
Nous avons donc une loi sur l'aide à la recherche; for-
mellement, nous avons eu gain de cause mais pas du tout
sur le fond. I! est difficile de ne pas voter l'entrée en ma-
tière puisqu'on ce qui concerne le crédit d'investissement,
l'aide aux universités cantonales, cette loi est évidemment
nécessaire; c'est un pas vers la fédéralisation souhaitée
des universités cantonales, seule façon d'éviter, finale-
ment, le numerus clausus. Je suis donc, comme pour la loi
Tschudi - et je l'ai dit à cette place - pour la fédéralisa-
tion progressive des universités cantonales, contre le nu-
merus clausus et je suis pour une aide massive et bientôt
pour une absorption, pour une prise en charge claire et
nette de l'université cantonale par la Confédération.
Mais où se situe le désaccord? Au niveau de la recherche.
Vous le savez comme moi, la Suisse est à peu près le seul
pays industriel avancé où il n'y ait pas un statut concer-
nant la recherche, un centre national de la recherche
scientifique.
Lorsque nous avons discuté avec M. Tschudi de la loi
précédente, ce dernier a déclaré: «C'est vrai, mais enfin
les universités sont encore en mesure d'assurer, de créer
cette loi parallèle avec les assistants, les chargés de re-
cherches, les chargés de cours, les maîtres-assistants et
les chefs de travaux.» Cette époque est maintenant termi-
née, vous le savez comme moi. Nous sommes à la crois-
sance «zéro». A Genève, les assistants ne peuvent plus
renouveler leur mandat après cinq ans. Passé cette pé-
riode, un assistant de n'importe quel département, de la
biologie à la chimie, en passant par la sociologie, est
chassé et doit partir, si - ce qui est rare - la thèse ne lui
permet pas d'accéder à un poste supérieur.
Je me permets de faire quelques remarques pour bien
montrer sur quels points cette loi est inacceptable pour
nous.
Premièrement, il s'agit d'un choix de société. Les députés
libéraux vous diraient qu'il est tout à fait normal que les
jeunes assistants, après une formation, partent dans le
privé; il ne faut pas qu'ils s'encroûtent, il ne faut pas créer
des «fonctionnaires de la recherche». Vous connaissez la
chanson «Moi-même, je suis parti, souvent revenu». C'est
un choix de société. Le libéral parle de bonne foi, avec
conviction de cette mobilité permanente entre une institu-
tion publique, l'université, et une recherche qui est aussi
privée ou tout à fait personnelle et qui permettrait à un
jeune homme de faire malgré tout sa carrière de cher-
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cheur. Quant à moi, je prétends que, depuis quinze ans
que j'occupe différentes charges à l'université, il n'est pas
du tout possible, à moins d'avoir une immense fortune, de
faire une telle recherche, alors que les gens qui sont re-
présentés dans cette salle par les . libéraux peuvent se
permettre cette mobilité entre la recherche privée et la
recherche publique. Avec cette loi, vous écartez tous les
autres, parce qu'un assistant en sciences sociales, par
exemple, après cinq ans et puisque son mandat ne peut
être renouvelé - je l'ai dit - ne peut aller nulle part, il
change de profession, il doit cesser d'être sociologue,
politologue, la recherche est terminée pour lui. Pour les
biologistes et les chimistes, les choses vont un peu mieux
puisqu'ils peuvent aller dans le privé, dans les labora-
toires bâlois ou ailleurs. On élimine ainsi toute une lignée
de chercheurs, on les empêche d'exercer leur métier avec
cet article 17 et suivants qui, encore une fois, refusent ce
que la Confédération devrait faire et ce que les syndicats,
les associations corporatives des universités demandent
depuis neuf ans: la création d'un statut de chercheur.
Autre argument: on pourrait toujours tenir compte - je
sais que vous êtes soucieux de mobilité - que même si on
veut respecter la mobilité, que même si on veut éviter le
fonctionnariat de la recherche à la française, on peut
créer des degrés différents entre attachés de recherche,
chargés de recherche, maîtres de recherche et prévoir
des limitations de mandat et des examens de passage. Il
est possible d'obtenir la mobilité recherchée tout en
créant l'organisme, l'institution de la recherche.
D'autre part, vous êtes en contradiction avec vous-même
puisque vous créez - et la loi y revient - des programmes
nationaux. En dehors des subventions que donne le Fonds
national et qui, encore une fois, ne donnent pas droit à un
statut, vous avez créé une autre tranche de crédit, les
fameux programmes que le Conseil .fédéral attribue di-
rectement. Là vous parlez de chercheurs qui ont un man-
dat de la Confédération dans le cadre de ces différents
programmes nationaux. Mais d'où viennent les cher-
cheurs? Une fois qu'ils ont quitté l'université, je le redis,
l'avenir pour eux est fermé avec cette limitation des man-
dats. Sur les quatre programmes nationaux, trois ont des
problèmes très graves pour recruter des chercheurs en
sciences sociales et un (sinon deux) doit être complète-
ment abandonné parce que vous ne trouvez personne,
parce que l'assistant ou le chargé de recherche qui a un
poste universitaire s'y agrippe pour terminer sa thèse. En-
suite, s'il trouve dans le privé une place il ne va pas à
nouveau prendre le risque de quitter son poste de travail
pour accepter un mandat limité à un, deux ou trois ans
par la Confédération qui ne peut pas lui assurer le renou-
vellement, la permanence d'un tel mandat.
Dernier point: je connais votre souci pour les universités
suisses, mais je suis bien obligé de vous dire très claire-
ment que, si vous continuez à ne pas vouloir créer un sta-
tut de chercheur, vous liquiderez des branches entières
de la recherche en Suisse, notamment en sciences so-
ciales, vous fermerez l'avenir, vous briserez des carrières,
vous refuserez le développement de la recherche, vous
liquiderez un processus cognitif qui est bien engagé, puis-
que cette affaire a forcé les directeurs de l'instruction pu-
blique dans nos différents cantons universitaires de pren-
dre cette décision extrêmement difficile. Et ce n'est pas
cette décision cantonale que je mets en question, c'est
l'Inactivité et la passivité de la Confédération que j'ac-
cuse. Par cette situation entièrement nouvelle et qui va
durer pour toute une génération de chercheurs, on va ex-
poser les sciences sociales en Suisse à disparaître. Ce
n'est pas par des thèses de doctorat que l'on fait avancer
la recherche. La thèse que l'assistant peut faire est en-
core un ouvrage didactique, méthodologique mais le pro-
cessus cognitif commence à démarrer, des connaissances
nouvelles en sciences sociales, comme dans d'autres do-
maines, d'ailleurs, sont trouvées, formulées, conceptuali-
sées, rédigées, rendues accessibles à un public très large
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et cela à partir des premiers ouvrages qui paraissent
après la thèse, et même après la thèse d'habilitation en ce
qui concerne les universités de Suisse allemande.
Vous avez lu un certain nombre de publications qui ont
dit: «II y a dans cette salle des gens qui veulent liquider
en Suisse les sciences sociales, la sociologie, la politolo-
gie, tout un ensemble de sciences.» M. Eng semble tout à
fait d'accord avec ces affirmations! Il y a politiquement
une volonté en Suisse de liquider dans certains secteurs
les sciences sociales qui maintiennent, qui formalisent, qui
forment et qui approfondissent la conscience critique
dans notre pays. Ces secteurs politiques, dans cette salle,
existent mais certainement pas du côté du Département
de l'intérieur et certainement pas chez M. Hiirlimann. Je
ne crois pas du tout qu'il y ait une volonté politique qui
nous fasse tomber, à partir de l'article 17, dans de pieuses
déclarations au lieu de nous donner une proposition claire
pour créer ce statut du chercheur. Je pense plutôt qu'il y
a une paralysie entre le Conseil suisse de la science, le
Conseil de la recherche et le département. Tout le monde
le sait, ces trois institutions n'ont pas sur ce problème
une vue unifiée, elles se combattent souvent à cause de
positions politiques, sociales et même philosophiques très
différentes. Elles ne se sont pas mises d'accord sur une
ligne à suivre et cela se sent malheureusement à partir du
chapitre 2. J'engage, simplement M. Hürlimann ä bien vou-
loir considérer que, si cette loi reste en vigueur pendant
cinq ou six ans, cela signifie la liquidation pur®1 et simple
de la recherche originale dans notre pays.
Je conclurai, car ces problèmes me tiennent à cœur, en
disant que je voterai cette loi à cause de sa première par-
tie - on ne peut pas être contre - j'ai exprimé les réser-
ves, qui sont une hostilité en fait, quant à la deuxième par-
tie de la loi. Je prie avec insistance M. Hürlimann de bien
vouloir envisager dès maintenant, soit dans un délai de
convenance, la revision des articles 17 et suivants, créer
en Suisse ce statut du chercheur et créer les différents
degrés et les modalités de passage. Ce statut, qui doit
être pour nous une organisation parallèle aux universités,
dotée d'un budget national indépendant, est seul capable
d'assurer l'avenir de la recherche fondamentale dans no-
tre pays.

M. Gautier: Je voudrais faire urie remarque préliminaire et
poser ensuite deux questions.
M. Ziegler vient de nous dire que seuls les libéraux
avaient les moyens financiers qui leur permettaient de
faire une carrière de chercheurs et d'avoir une certaine
mobilité.
Je voudrais vous demander, Monsieur Ziegler: Seriez-vous
sans que nous le sachions un libéral? A ce point de vue-là
bien entendu, parce que si quelqu'un a pu assurer une
certaine mobilité à sa carrière universitaire, c'est bien
vous qui en êtes un exemple! Alors, de deux choses l'une,
ou sur le plan de la fortune et des revenus vous êtes un
libéral, ou bien toute la théorie que vous nous avez expo-
sée ne tient pas debout.

Schwarz, Berichterstatter: Herr Butty und ich haben uns
entschlossen, jetzt noch kurz zu antworten. Wir können es
jetzt kürzer machen, als wenn wir um 16 Uhr wieder antre-
ten würden.
Ich möchte mich darauf beschränken, auf drei kritische
Bemerkungen zu diesem Gesetz einzugehen. Nicht zuletzt
auch deshalb, weil sie zum Teil aus meinem politischen
Freundeskreis stammen. Zum Teil wurden sie sehr hand-
greiflich vorgebracht. Ich begrüsse das. Ich glaube, es ist
richtig, dass wir uns hier nicht nur in akademischen Sphä-
ren bewegen dürfen, weil ja zum Teil das Volk zum
Schluss zu verschiedenen dieser Fragen auch Stellung
nehmen muss, in den Kantonen und vor allem in den
Nichthochschulkantonen. Deshalb scheint es mir durchaus
am Platz, hier uns auch mit den Argumenten etwas ausein-

anderzusetzen, die man etwa beim Souverän zu hören
bekommt. Es sind vor allem folgende drei Bemerkungen:
Die Hochschulförderung sei zu aufwendig, man stürze sich
auf diesem Gebiet in ein finanzielles Abenteuer.
Zweitens: Man übertreibe mit der Akademikerausbildung.
Man produziere am Bedarf vorbei, sofern man in diesem
Zusammenhang den unschönen Ausdruck «produzieren»
verwenden darf.
Drittens: Die ganze Uebung gehe letztlich auf Kosten der
Berufsbildung.
Ich komme zum Punkt 1, der finanziellen Sicht: Es ist
durchaus zuzugeben, dass natürlich auf diesem Sektor die
Bundesausgaben enorm zugenommen haben. Man muss
aber auch wissen warum. Es gibt dafür eine ganze Anzahl
von Argumenten: Einmal die Tatsache, dass mit der Bevöl-
kerungsentwicklung eben auch die Studentenzahlen zuge-
nommen haben. Dann sind die Anforderungen in bezug auf
die Ausbildung, vor allem im technischen und naturwis-
senschaftlichen Bereich, ganz gewaltig angestiegen, und
schliesslich musste eben aus diesen und ändern Gründen
der Bund einspringen, weil die Universitätskantone nicht
mehr in der Lage waren, allein diese zentrale und wichtige
Bildungsaufgabe für unser Land zu erfüllen. Gerade des-
halb, weil nun - zugegebenermassen - gewisse Schwierig-
keiten aufgetreten sind, glaube ich, ist dieses Gesetz not-
wendig. Es will ja u. a. die Basis schaffen für eine bessere
Koordination und Kooperation. Damit ist zweifelsohne ein
gewisser Rationalisierungseffekt verbunden, und das dürf-
te sich auch in ökonomischer Sicht positiv auswirken.
Ferner ist in diesem Zusammenhang zu sagen, dass in
diesem Gesetz - und ich kenne kein anderes, wo man das
konsequenter gemacht hat - doch eine ganze Anzahl fi-
nanzieller Bremsen, wenn Sie so sagen wollen, eingebaut
sind. Ich erinnere daran, (dass Finanzrahmen bestehen.
Man ist nicht verpflichtet, an die obere Grenze zu gehen.
Ich erinnere daran, dass die vollen Leistungen erst er-
bracht werden können, wenn die Bundesfinanzreform - was
immer man darunter dann versteht, darüber werden wir
noch in der Detailberatung diskutieren müssen - unter
Dach ist. Ich erinnere auch daran, dass das Mehrjahres-
programm oder die Mehrjahresprogramme vor den Rat
gebracht werden im Zusammenhang mit den Kreditvorla-
gen, zu denen das Parlament dann Stellung nehmen muss.
Ich erinnere daran, dass auch - Herr Fischer hat darauf
hingewiesen - zu Artikel 16 dieses Parlament sich aus-
sprechen muss.
Zum zweiten Problem, der Frage des Akademikerüber-
schusses: Hier ist nach meiner Meinung eines sicher, dass
nämlich alle Prognosen in dieser Richtung unsicher sind.
Man hat - ich habe darauf im Eintreten verwiesen - An-
strengungen informativer Art unternommen, und wie Sie
lesen konnten, in den letzten Tagen mit Erfolg. Ob aller-
dings diese Bemühungen auf lange Sicht Erfolg haben
werden, das ist eben gerade die Frage, die uns bewegt.
Ich glaube, es ist unsere Aufgabe, dass wir Vorsorgen,
sonst würden uns vermutlich die genau gleichen Kreise
den Vorwurf machen, die jetzt so viele Reserven gegenüber
diesem Gesetz haben, wir hätten es verpasst, rechtzeitig
etwas zu unternehmen.
Schliesslich noch eine letzte Bemerkung in bezug auf den
Vorwurf oder mindestens in bezug auf die Bedenken, die-
se Förderung der Hochschulen könnte auf Kosten der Be-
rufsbildung gehen. Dazu möchte ich unterstreichen, was
Herr Kollege Flubacher gesagt hat: Man sollte nun wirk-
lich alles vermeiden, um nicht die Berufsschulen gegen
die Hochschulen auszuspielen und umgekehrt. Wir haben
in unserem Lande sowohl die Absolventen der Berufsschu-
len wie die Absolventen der Hochschulen nötig. Es ist
übrigens so, dass nachher in der Praxis - nach meiner
Meinung durchaus erfreulicherweise - eine gewisse Vermi-
schung stattfindet. Wer tüchtig ist, wer etwas leisten will,
wer Einsatz zeigt, wird so oder so seine Chance haben.
Eine letzte Bemerkung zur drohenden finanziellen Bevor-
zugung der Hochschulförderung auf Kosten der Berufsbil-
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düng: Um das zu vermeiden, haben wir bekanntlich das
Instrument des Finanzplans. Dort werden die verschiede-
nen Aufgaben und Ausgaben einander gegenübergestellt,
und dort wird auch das Parlament mit seinen Vorstössen
Einfluss nehmen können, damit ein gewisses Gleichge-
wicht, eine gewisse Harmonie in der Uebernahme von Auf-
gaben durch den Bund besteht.
Ich bitte Sie abschliessend nochmals, auf diese Vorlage,
die notwendig ist, einzutreten.

M. Butty, rapporteur: Nous arrivons à la fin d'un long dé-
bat d'entrée en matière. Je crois qu'il a été intéressant et
la première constatation que l'on peut faire, c'est qu'en fait
aucun groupe ne s'est prononcé contre l'entrée en ma-
tière. Je dirais même qu'il n'y a eu aucune proposition
dans ce sens; par contre, on a fait certaines réserves. Ces
réserves, comme il fallait s'y attendre, viennent d'abord de
milieux qui pensent que l'université, l'enseignement supé-
rieur, de même que la recherche, bénéficient chez nous de
de trop d'ouverture alors que nous venons d'entendre
exactement l'inverse tout a l'heure. Nous constatons
donc, à l'audition de ces deux points de vue extrêmes,
que la loi proposée par le Département fédéral de l'inté-
rieur est bien équilibrée, qu'elle correspond à un besoin.
Je voudrais faire une remarque à l'intention de ceux qui
pensent que cette loi va coûter trop cher, qu'elle est trop
centralisatrice: il faudrait qu'ils se donnent la peine de la
lire et d'en tirer des conclusions logiques. Par exemple, la
chute de la courbe démographique: nous en avons tenu
compte. Lors de l'entrée en matière, cela a été dit, de
même qu'au sein des commissions; je suis dès lors surpris
que certains membres de la commission soient intervenus
ici pour rappeler des choses déjà dites. Nous en avons
tenu compte dans les proposition qui sont faites, en parti-
culier celles tendant à augmenter provisoirement le nom-
bre de 'places universitaires, mais en attirant l'attention des
cantons sur ces problèmes. Sur la base d'une planification,
il faudra tenir compte de cette baisse à moyen terme.
En ce qui concerne cette peur des universitaires, je dirai
que ce qui m'a frappé, ce ne sont pas tant les propos de
M. Fischer - on pouvait s'attendre de sa part à cette sorte
de baroud d'honneur ce matin, il prépare peut-être des
explications pour l'après-12 juin - mais plutôt les déclara-
tions de M. Flubacher. Son attitude m'a impressionné, cette
crainte, dirais-je, cette peur même de l'université, des uni-
versitaires, de la recherche à un certain niveau. Je pense
au contraire que notre pays a vraiment tout intérêt à main-
tenir cette liberté de l'enseignement, qu'un équilibre doit
ensuite s'établir; cela s'est toujours vu. Nos institutions
doivent le permettre; il n'y a pas à avoir peur face à l'ave-
nir et face à notre jeunesse. Au contraire, c'est en permet-
tant une certaine confrontation des idées, une certaine
liberté d'expression que nous pourrons dégager le mieux
ce qui est dans l'intérêt supérieur de notre communauté
helvétique.
On pourrait penser que les derniers propos de notre collè-
gue, M. Ziegler, auraient tendance à donner raison à
M. Flubacher. Ce qu'a dit M. Ziegler a au moins l'avantage
d'insister sur un autre aspect peu souligné jusqu'à présent
dans le débat, c'est le fait que nous avons une loi qui
traite à la fois des universités et de la (recherche. Or ce
que je conteste dans les propos de M. Ziegler, c'est qu'au
moment où l'on dispose d'une loi issue de la constitution,
au moment où l'ont tient justement à favoriser la recher-
che, c'est qu'il vienne dire «mais non, on ne fait rien».
C'est exactement le contraire. Nous sommes en train de
codifier la recherche, peut-être pas exactement comme
vous l'auriez souhaité, Monsieur Ziegler, mais selon une
conception qui est la nôtre, selon une conception helvéti-
que, selon un principe efficace d'ouverture où chacun a le
droit de s'exprimer, vous, Monsieur Ziegler, mais les au-
tres aussi. Je pense - c'est tout à fait normal - qu'il fau-
drait le reconnaître. Or je suis surpris de voir que vous
faites l'inverse.

Vous vous inspirez de l'exemple français, vous voulez un
statut du chercheur. J'ai l'impression quant à moi que le
propre du chercheur ou de l'assistant, c'est qu'il passe un
certain temps à l'université; ensuite il doit changer, après
quelques années. On ne doit pas figer la recherche dans
des branches qui peuvent peut-être devenir inutiles par la
suite. M. Chavanne disait lui-même combien est pénible
l'inertie de certains professeurs. Je ne pense pas. qu'il
ait fait allusion à vous d'ailleurs, mais il parlait de l'inertie
des professeurs et de la difficulté d'essayer, en discutant,
de leur faire changer leurs habitudes. Je ne sais pas si
vous-même vous changez souvent; mais en tout cas je
pense qu'il est bon pour la recherche, pour les assistants,
qu'ils puissent aussi changer de situation, d'endroit, de
pays même, de branches éventuellement. Il y a là tout un
ensemble qui n'est que profitable à la recherche fonda-
mentale en général mais aussi à la recherche suisse par-
ce qu'elle peut servir à tout le monde, à nos jeunes
d'abord, mais aussi sur le plan général.
En conclusion, je voudrais quand même me réjouir du fait
que les propositions de la commission recueillent la majo-
rité des intervenants et certainement en tout cas des
groupes. C'est en fait un instrument efficace de coordina-
tion que nous voulons, d'économie de moyens. Monsieur
Fischer, nous essayons de les économiser parce que nous
savons aussi bien que vous qu'ils sont modestes, qu'ils le
seront peut-être de plus en plus. Il faut donc coordonner,
mais il faut aussi donner à la Confédération les moyens de
le faire avec ce nouvel instrument qu'est la Conférence
gouvernementale qui vise à coordonner les efforts des
cantons puisqu'ils sont responsables, eux d'abord, en ce
qui concerne nos universités.
En terminant, je me félicite quand même du niveau de ce
débat. Il faut se rappeler qu'il s'agit de l'avenir fondamen-
tal non seulement de l'université in abstracto, de la re-
cherche comme telle, mais en fait de notre jeunesse et de
notre pays. C'est pour cela que ce projet a été présenté.
Je vous remercie de le soutenir..

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes abgebrochen
Ici, le débat de cet objet est interrompu

#ST# 76.084

Mietwesen. Missbrauchsbekämpfung
Lutte contre les abus dans le secteur locatif

Siehe Seite 499 hiervor — Voir page 499 ci-devant

Beschluss des Ständerates vom 5. Mai 1977
Décision du Conseil des Etats du 5 mai 1977

Dringlichkeitsklausel - Clause d'urgence

Abstimmung - Vote
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel 116 Stimmen

(Einstimmigkeit)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Präsident: Im Zusammenhang mit diesem Geschäft haben
wir noch Stellung zu nehmen zur Motion Grobet Nr. 76.474,
«Herabsetzung der Mietzinse».
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#ST# 76.339

Motion Grobet. Mietzinse. Herabsetzung

Abaissement des loyers

Siehe Jahrgang 1976, Seite 845 — Voir année 1976, page 845

Beschluss des Ständerates vom 22. März 1977
(Motion des Nationalrates)
Décision du Conseil des Etats du 22 mars 1977
(motion du Conseil national)

M. Grobet: Le 25 juin 1976, notre Conseil a accepté la mo-
tion 76.339 que j'avais déposée concernant l'abaissement
des loyers. Cette motion, en fait, a été concrétisée par le
nouveau texte d'arrêté fédéral instituant des mesures con-
tre les abus dans le secteur locatif que nous venons de
voter. La motion a du reste été classée le 22 mars 1977
par le Conseil des Etats qui a considéré que son but était
atteint. Je propose aujourd'hui que notre Conseil classe
également cette motion pour les mêmes raisons et pour
qu'il y ait concordance entre les deux conseils.

Präsident: Es wird Ihnen vorgeschlagen, in Uebereinstim-
mung mit dem Beschluss des Ständerates die Motion Gro-
bet als erfüllt abzuschreiben. Der Motionär ist damit ein-
verstanden. Es wird kein anderer Antrag gestellt. Sie stim-
men dem Ständerat zu. Die Motion wird als erfüllt abge-
schrieben.

Schluss der Sitzung um 12.40 Uhr
La séance est levée à 12 h 40

#ST# Vierte Sitzung - Quatrième séance

Mittwoch, 8. Juni 1977, Nachmittag

Mercredi 8 Juin 1977, après-midi

76.00 h

Vorsitz - Présidence: Frau Blunschy

76.083

Hochschulförderung. Bundesgesetz
Universités. Encouragement. Loi

Fortsetzung - Suite

Siehe Seite 605 hiervor — Voir page 605 ci-devant

Bundesrat Hürllrmmn: Darf ich ausnahmsweise mein Vo-
tum zum Eintreten mit einer eher persönlichen Bemerkung
einleiten. Im Rückblick auf meine Tätigkeit während 19
Jahren im Regierungsrat meines Heimatkantons, meiner
Zugehörigkeit zum Ständerat und zum Bundesrat wage ich
die Feststellung: Es gibt kaum einen Gesetzgebungsbe-
reich auf Bundesebene, der komplexer ist als die Gesetz-
gebung über die Hochschulpolitik. Welche Elemente sind
einem politischen Willen und einer gesetzgeberischen
Konzeption unterzuordnen? Ich will (sie stichwortartig fest-
halten. Einmal basieren wir bei diesem Hochschulförde-
rungs- und Forschungsgesetz auf zwei verschiedenen Ver-
fassungsgrundlagen, wobei die eine in das letzte und die
andere in das jetzige Jahrhundert gehört. Es gibt Kantone
mit Hochschulen und Kantone ohne Hochschulen. Wir ha-
ben zu berücksichtigen, dase der Bund zwei eigene Hoch-
schulen hat und dass er seit 1966 zusätzlich mit einer Aus-
gleichspflicht im Föderativstaat beauftragt ist. Wir stellen
fest, dass die Westschweiz mit einer nahezu idealen Hoch-
Schulstruktur ausgestattet ist, während die deutschspra-
chige Schweiz fehlende Hochschulkapazitäten aufweist.
Kanton Tessin und der Kanton Graubünden haben ihre
speziellen Kultur- und Sprachanliegen. Neben diese
staatspolitischen Elemente treten die hochschulpoliti-
schen. Unsere Hochschulen verfügen irichtigerweise über
eine gewisse Autonomie, die es zu beachten gilt, wenn
eine solche Vorlage vorbereitet wird. Dabei Ist zu berück-
sichtigen, dass an diesen Hochschulen Schulleitungen,
Rektorate, Dekanate, Studenten, Assistenten, Beamte und
Angestellte tätig sind. Wir haben Rechnung zu tragen un-
serem eigenen Wissenschaftsrat mit seinen Vorstellungen
und Perspektiven, den Anträgen und Ueberlegungen unse-
res Nationalfonds, seinem Forschungsrat.
Eine ganz entscheidende Rolle bei der Vorbereitung die-
ses Gesetzes spielen vor allem auch hochschulpolitische
Fakten. Gegenwärtig treten die letzten geburtenstarken
Jahrgänge in die Mittelschule über. Wir wissen ateo heute
ganz genau, wer jetzt in der Mittelschule ist und wer in
einem, zwei, drei, vier, fünf oder sechs Jahren die Matura
bestehen wird. Wir können ziemlich gut ausrechnen, wievie-
le Studenten wir an den Hochschulen haben werden. Ich
werde später davon sprechen, dass die gleichen Ueberle-
gungen auch für das Berufsbildungswesen gelten. Wir
kennen übrigens ebenfalls - das ist ein weiteres Faktum
und wurde heute in der Eintretensdebatte mehrfach er-
wähnt - die Vergleichszahlen der Studenten aus anderen
Industrieländern. Die Behauptung, wir würden in der
Schweiz zu viele Studenten ausbilden, stimmt, verglichen
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mit allen westlichen Industrienationen, nicht. Wenn Sie die
Zahl der Studenten aus den einzelnen Jahrgängen an den
Hochschulen länderweise vergleichen (inklusive Kanada
und Amerika), dann stellen Sie fest, dass wir an letzter
Stelle sind, wenn sie auch nicht weit weg von der zweit-
letzten tet. Ich gebe ohne weiteres zu: Die Gegenüberstel-
lungen sind immer ausserordentlich schwierig. Beispiels-
weise ist ein Vergleich der Mittelschule zwischen uns und
Amerika oder Westdeutschland nicht ohne weiteres stich-
haltig. Aber für die Zahl der Studentinnen und Studenten
an den Hochschulen sind das faste Grossen an allen Uni-
versitäten und in allen Ländern.

Dass bei der Vorbereitung einer solchen Vorlage nicht nur
bildungspolitische Probleme auftauchen, sondern auch
Staats-, gesellschafts- und sozialpolitische, das sei nur am
Rande erwähnt. Es wurde heute in der Debatte ebenfalls
deutlich gemacht. Mit diesen Elementen hat man sich
ständig auseinanderzusetzen, weil sie für eine solche Ge-
setzgebung nicht unbedingt die gleiche Zielrichtung ha-
ben. Es braucht viel Mühe, die Synthese einer so komple-
xen Materie zu erarbeiten. Der Präsident Ihrer Kommis-
sion, Herr Nationalrat Schwarz, hat dies verdeutlicht, als er
erklärte, daas es sich um einen Prozess der Optimierung
handelte, als wir diese Vorlage erarbeitet haben. Aber es
war auch ein Prozess der Geduld und der Ausdauer. Als
ich dieses Departement antrat, war eben eine Vorlage im
Vernehmlassungsverfahren zur gleichen Thematik wieder
von der Gesetzgebungsarbeit zurückgezogen worden, weil
die Komplexität im Vernehmlassungsverfahren deutlich of-
fenbar wurde. Dabei Hessen wir uns, Herr Nationalrat Fi-
scher, keineswegs von der Angst leiten, als wir die Vorla-
ge ausarbeiteten, sondern von der Verantwortung, die wir
in diesem Bereiche haben. Ich komme darauf noch zu
sprechen.

Für diese Komplexität, die ich nur mit Stichworten er-
wähnte, hatten der Ständerat, Ihre Kommission und wie
ich heute feststellen konnte, auch Ihre Fraktionen Ver-
ständnis und empfehlen Eintreten. Ich danke dafür. Ich
danke den Referenten, den Herren Schwarz und Butty so-
wie allen Votanten. Alle Voten, die heute vorgetragen wur-
den - ich berücksichtige auch diejenigen, die kritisch Wa-
ren - gehören dazu, denn sie bringen die Komplexität die-
ser Materie zum Bewusstsein, deren Lösung in unserem
Föderativstaat nicht einfach ist. Auf die gestellten Fragen
und die einzelnen Voten werde ich bei der Detailberatung
antworten und eingehen.
Lassen Sie mich zum Abschluss der Debatte die Haupt-
zwecke dieser Vorlage festhalten. Es sind deren drei.

1. Die bisherige Bundesaufgabe der Förderung der kanto-
nalen Hochschulen und der Forschung ist aufgrund 10jäh-
riger Erfahrung besser und im Zeichen gemeinsamer Ver-
antwortung von Bund und allen Kantonen wirksam weiter-
zuführen.

2. Entsprechend dem Verfassungsauftrag sind die vom
Bund finanzierten und geförderten Forschungstätigkeiten
in eine die Freiheit der Forschung wahrende Koordination
einzubeziehen.
3. Es ist die unentbehrliche Grundlage zu schaffen, um die
Schwierigkeiten und Engpässe, die sich bei der Wahrung
des freien Zugangs zu den Hochschulen immer bedrohli-
cher am Horizont abzeichnen, gemeinsam anzugehen.
Diese Hauptzwecke wurden grundsätzlich in der heutigen
Debatte anerkannt. Ich nehme dies mit grosser Genug-
tuung zur Kenntnis. Auf der Basis dieser Grundhaltung
möchte ich noch vier Aspekte dem Entscheid über das
Eintreten voranstellen, Aspekte, die bei praktisch jedem
Votum zur Eintretensdebatte so oder anders eine Rolle
gespielt haben:
1. Sicherung der freien Berufswahl; 2. Berufsbildungs- und
Hochschulförderung; 3. die schicksalhafte Verpflichtung
der Nichthochschulkantone; 4. die Bedeutung dieses Ge-
setzes in der Bildungspolitik.

Zum ersten Aspekt, dem der Sicherung der freien Berufswahl
als bildungspolitisches Hauptproblem: Die Wahrung des
freien Zugangs zu den Hochschulen und im weiteren Rah-
men die Sicherstellung der freien Berufswahl der jungen
Generation sind das bildungspolitische Hauptproblem der
nächsten Jahre. Sie alle wissen, dass die Geburtenzahlen
zwischen 1957 und 1964 ausserordentlich stark angestie-
gen sind. Im laufenden Jahr tritt der letzte geburtenstarke
Jahrgang in verschiedenen Kantonen in die Mittelschulen
ein. In drei Jahren beansprucht er Berufslehrstellen; 1982
bis 1984 treten diese Kinder vor die Hochschulpforten. Aus
politischen, rechtlichen und sozialen Gründen müssen wir
den geburtenstarken Jahrgängen die gleichen Ausbil-
dungschancen gewähren wie der heutigen Generation.

In der Debatte ist mehrfach auf die verheerenden Konse-
quenzen eines allfälligen Numerus clausus in unserem
Lande hingewiesen worden. Staatspolitisch, weil er zu ge-
fährlichen Spannungen zwischen Hochschulkantonen und
Nichthochschulkantonen führen muss; bildungspolitisch,
weil er die Benachteiligung einer ganzen geburtenstarken
Generation zur Folge hat; pädagogisch, weil er einen .er-
zieherisch nicht mehr verantwortbaren Leistungsdruck in
der Schule bewirkt, der schon in der Primarschule be-
ginnt; sozial, weil er vor allem die bildungsfernen Schich-
ten treffen würde. Diese Fragen sind hier eingehend erör-
tert worden.

Zwei Dinge verdienen es aber, noch ganz besonders her-
vorgehoben zu werden: die ordnungspolitische Bedeutung
des freien Zugangs zu den Hochschulen sowie die Auswir-
kungen eines allfälligen Numerus clausus auf den Arbeits-
markt. Die freie Wahl des Berufes ist ein Grundpfeiler un-
serer freiheitlichen Ordnung. Wenn wir nicht mehr in der
Lage sind, sie zu gewährleisten, kann dies Konsequenzen
haben, die weit über den Bildungsbereich hinausgehen.
Unser Land ist nicht ohne Grund stolz auf seine liberalen
Traditionen. Mit der Wahrung des freien Zugangs zu den
Hochschulen verteidigen wir auch ein entscheidendes
Stück unseres gemeinsamen liberalen Erbes. Zulassungs-
beschränkungen würden ohne Zweifel ein hohes Mass an
zusätzlichen einschneidenden, staatlichen Reglementie-
rungen zur Folge haben, ein Mehr an Eingriffen des Staa-
tes in die allerpersönlichsten Bereiche des einzelnen. Ge-
rade auch jene, denen es ein ernstes politisches Anliegen
ist, den Einflutss des Staates auf die Privatsphäre in Gren-
zen zu halten, können kein Interesse daran haben, eine
Entwicklung zu fördern, die letzten Endes dazu führen
muss, dass staatliche Instanzen darüber entscheiden, wer
wo und was studieren darf. Ich habe stets die Auffassung
vertreten, dass wir unsere junge Generation nicht dadurch
für unseren freiheitlich-demokratischen Staat gewinnen,
indem wir seine Vorzüge preisen, sondern viel eher damit,
dass wir seine Prinzipien auch ihr gegenüber praktizieren.
Wie wollen wir junge Menschen für möglichst freiheitliche
Lösungen in den verschiedenen Bereichen staatlichen und
gesellschaftlichen Handelns gewinnen, wenn wir nicht in
der Lage sind, diese Werte in einer für sie entscheidenden
Frage durchzusetzen? Es geht hier auch um das Vertrauen
der Jugend in unsere staatliche Grundordnung.

Hier, Herr Nationalrat Otto Fischer, möchte ich Ihnen auch
unter Berufung auf die Freundschaft, die Sie heute eben-
falls zur Legitimation Ihrer Aussagen herangezogen haben,
sagen: In einer stillen Stunde, die auch für Sie nach dem
12. Juni hoffentlich wieder einkehrt, müssen Sie sich doch
die Frage stellen, ob mit dem steten Verneinen und mit
der Skepsis gegenüber der jungen Generation, die studie-
ren will, nicht Geister gerufen werden, die wir nicht mehr
los werden und die wir - Sie und ich - nicht gewollt ha-
ben, ob nicht allenfalls mit der Zeit Kräfte geweckt werden,
die Werte zerstören, für die Sie und ich uns einsetzen. Das
ist eine ganz ernste Frage, die wir uns auch im Zusammen-
hang mit dieser Vorlage überlegen müssen. Was ich hier
sage, ist nicht aus der Luft gegriffen. Wir brauchen nur
über die Grenzen zu sehen, um Beispiele zu finden für
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das, was in diesem Bereich an Unerfreulichem geschehen
kann.

Noch ein Wort zu den Auswirkungen des Numerus clausus
auf den Arbeitsmarkt: Maturanden, die zum Studium nicht
zugelassen werden, würden entweder Real- und Sekundar-
schülern die knappen Lehrstellen wegnehmen, oder die
Zahl der arbeitslosen Jugendlichen vergrössern da es für
sie aufgrund ihrer nichtberufsbezogenen Ausbildung im
Augenblick schwer sein dürfte, eine Arbeit zu finden. Ein
arbeitsloser Jugendlicher, ganz abgesehen von der per-
sönlichen Situation des Betreffenden, kommt den Staat und
die Gesellschaft ebenso teuer zu stehen wie ein Student.
Zum zweiten Aspekt, Berufsbildung und Hochschulförde-
rung: Die Zunahme der Geburten in den sechziger Jahren
stellt nicht nur die Hochschulen vor schwierige Probleme,
sondern sie hat ihre Auswirkungen auch im Berufsbil-
dungsbereich. Im Verhältnis zum Schülerbestand des
8. Schuljahres beträgt der Anteil der Lehrlinge iseit mehre-
ren Jahren rund 65 Prozent. Insgesamt standen 1976 rund
147000 Lehrstellen zur Verfügung. Die Zahl der 1976 neu
abgeschlossenen Lehrverträge blieb um >rund 800 gegen-
über dem Vorjahr zurück. Das sind die Gegebenheiten,
Herr Nationalrat Schalcher; sie zeigen uns, dass wir die
Anliegen der Berufsschüler und jener, die einen kaufmän-
nischen oder einen gewerblichen Beruf erlernen wollen,
mindestens ebensosehr in unsere Ueberlegungen einbe-
ziehen müssen, vor allem damit sie eine Lehrstelle finden.
Die Lage im Berufsbildungssektor ist deshalb mindestens
so angespannt wie an den Hochschulen. Es wäre bei die-
ser Sachlage nicht zu verantworten, durch Zulassungsbe-
schränkungen an den Hochschulen dazu beizutragen, dass
abgewiesene Studienbewerber zusätzlich den Lerrrstellen-
markt überfluten. Anderseits müssen wir alles daran set-
zen, auch die Berufsbildung im Rahmen einer umfassen-
den Bildungspolitik auszubauen und den veränderten An-
forderungen anzupassen. Es ist nämlich gar kein Zufall,
dass gleichzeitig mit dieser Vorlage ein neues Berufsbil-
dungsgesetz den eidgenössischen Räten vorgelegt wurde.
Der Bundesrat hat die bestmögliche Förderung der Bil-
dungschancen aller Jugendlichen stets als seine Aufgabe
angesehen. Wir wollen keine einseitige Förderung der aka-
demischen Ausbildung zulasten anderer Berufszweige. Es
ist aber auch nicht zutreffend, wenn behauptet wird, die
Förderung der Hochschulen gehe auf Kosten der Berufs-
bildung. Ich bin ganz mit jenen einverstanden, die heute
erklärt haben, dass wir in diesem Bereiche keine Ausein-
andersetzungen, sondern eine Kooperation und eine
Koordination wünschen.
Nach dem neuen Berufsbildungsgesetz beträgt der Burv
desbeitrag für die anrechenbaren Betriebsausgaben der
Berufsschulen, Lehrwerkstätten, der höheren technischen
Lehranstalten je nach Finanzkraft der Kantone 30 bis 40
Prozent; das neue Hochschulförderungsgesetz macht da-
gegen eine Erhöhung der Ansätze für die entsprechenden
Bundesbeiträge auf 25 bis 40 Prozent vom Inkrafttreten
einer neuen Bundesfinanzordnung abhängig. Bis dahin be-
tragen die Ansätze für die Betriebsbeiträge 10 bis 30 Pro-
zent bzw. nach Erhöhung gemäss Artikel 37 mindestens 15
Prozent.
Ich bin mir - ich möchte dies nochmals betonen - der
Problematik solcher Vergleiche durchaus bewusst, zumal
dais Hochschulförderungsgesetz bei den Investitionen et-
was grosszügigere Ansätze hat. Sie geben aber doch
einen Hinweis darauf, dass der Bund eine ausgeglichene
Förderung der beiden Bildungsbereiche anstrebt und der
Hochschulförderung keineswegs eine einseitige Bevorzu-
gung zuteil werden lässt.
Bei dieser Gelegenheit darf ich vielleicht doch beifügen,
dass unsere grundsätzliche Auffassung zur Bildungspolitik
seit dem letzten Jahrhundert gleich geblieben ist. Die Sou-
veränität der Kantone, vor allern im Volksschulbereich, ist
nach wie vor gewährleistet. Wir haben die Gemeinsamkeit
der Bildungspolitik übrigens erst seit rund zehn Jahren auf

die Berufsschulen und auf die Hochschulen beschränkt.
Wir hatten früher die sehr klare Aufteilung im Hochschul-
wesen zwischen der Verantwortung des Bundes für die
Eidgenössische Technische Hochschule und der Verant-
wortung der Kantone für ihre Hochschulen. Aber auch
heute wird der Entscheid, den man in bezug auf den
Schulvogt seinerzeit gefällt hat, noch ganz strikte respek-
tiert. Mit der Neuaufteilung der Aufgaben zwischen Bund
und Kantonen wird gerade in diesem Bereich den Kanto-
nen eine echte eigene Verantwortung vor allem im Be-
reich des Bildungswesens bleiben.

Zum dritten Aspekt: Die Beteiligung der Nichhochschul-
kantone. Die Beratungen in Ihrer Kommission und in Ihrem
Plenum haben auch deutlich werden lassen, dass der
Bund und die acht Hochschulkantone die Verantwortung
für die Verhinderung des Numerus clausus nicht mehr
allein tragen können. Ohne Leistungen der übrigen Kanto-
ne und ohne entsprechende Ausdehnung der finanziellen
Lastenteilung geht es auf mittlere Sicht nicht mehr. Wir
halten es dabei für wichtig, eine gesamtschweizerische
Lösung anzustreben, damit es nicht zu einer Vielzahl von
bilateralen Vereinbarungen kommt. Darf ich nur in Klam-
mern beifügen: Stellen Sie sich vor, wenn es vor allem fi-
nanzstarken Nichthochschulkantonen gelingt, Verträge mit
einzelnen Hochschulkantonen abzuschliessen; dann hätten
wir mit der Zeit drei Kategorien von Kantonen: solche mit
eigenen Hochschulen, solche mit Verträgen mit Hoch-
schulkantonen, und schliesslich dann noch jene, die es
nicht fertiggebracht haben, mit irgendeinem Hochschul-
kanton einen Vertrag abzuschliessen. Eine solche Entwick-
lung würde zudem die freie Wahl des Studienortes und
damit auch die erwünschte Vielfalt an den Hochschulen
einschränken. Hier setzt eine wichtige Aufgabe des Bun-
deis als Treuhänder von Interessen der Nichthochschul-
kantone ein. Noch selten haben wir eine derart klassische
Aufgabe vor uns gesehen: Die Spannung zwischen sol-
chen, die haben und solchen, die nicht haben, ist durch
den Bund entsprechend auszugleichen.

Die Vorlage, die Ihnen vom Bundesrat und von der Kom-
mission unterbreitet wird, erhält gerade aus diesem Grun-
de mit Artikel 5a und einer Neufassung von Artikel 50 ein
ganz besonderes zusätzliches Profil. Nur schon diese Be-
stimmungen allein, diese Möglichkeit, die Nichthochschul-
kantone zur Mitverantwortung heranzuziehen, würde die-
ses Gesetz rechtfertigen, auch wenn wir damit keinen
Franken mehr aus der Bundeskasse zuschössen. Wenn
nämlich der Bund die Mittel nicht hat, dann werden die
Kantone alle miteinander dazu aufgerufen sein, dieses be-
stehende Hochschulproblem zu lösen, und dafür müssen
wir ihnen vom Bund aus die entsprechenden Möglichkei-
ten und Instrumentarien zur Verfügung stellen. Das tet mit
diesem Gesetz und mit den darin enthaltenen Führungs-
strukturen vorgesehen.

Den Aenderungsvorschlägen der Kommission, denen der
Bundesrat zustimmt, liegt der Gedanke zugrunde, dass die
weitere Beibehaltung der Nicht-Diskriminierung mehr als
blosse symbolische Zuwendungen von selten der Nicht-
hochschulkantone erfordert. Die Nichthochschulkantone
haben das Problem übrigens erkannt. Was ich hier vortra-
ge, ist mindestens so sehr auch die Sorge der Nichthoch-
schulkantone. Sie sind nicht untätig geblieben. Die Bera-
tungen haben im Rahmen der Erziehungsdirektorenkonfe-
renz eingesetzt. Ich bin überzeugt, dass sie zu einem er-
folgreichen Ende geführt werden können. Ich habe am
letzten Freitag an einer Arbeitskonferenz der Erziehungs-
direktoren teilgenommen und habe ihnen den Artikel 5a,
den Sie heute beschliessen sollen, vorgelesen. Ich war
freudig überrascht, nicht nur keine negative Reaktion sei-
tens der Kantone festzustellen, sondern zu hören, dass die
Erziehungsdirektoren erklärten, sie begrüssten es, dass auf
diese Art die Möglichkeit besteht, entsprechend ihrer Ver-
antwortung mit dabei sein zu können, wenn diese schwie-
rigen Aufgaben gelöst werden müssen.
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Die Beteiligung der Nichthochschulkantone an den Univer-
sitätsaufgaben muss nicht zwingend zu einer weiteren
Steigerung ihrer Bildungishaushalte führen. Nach Ermitt-
lungen des Wissenschaftsrates vermindern sich die Be-
stände an den obligatorischen Schulen bis 1985 auf 75
Prozent der heutigen Grossen (Wendepunkt 1979). Sind
die notwendigen Strukturverbesserungen einmal vorge-
nommen, lassen sich bei gutem Willen der Hochschul- und
der Nichthochschulkantone ganz sicher in zunehmendem
Masse Mittel auf andere Bildungsbereiche umlagern, um
gleichzeitig diesem «Geburtenberg», der dann die Volks-
schule verlässt, zu folgen.

Eine Vereinbarung kommt aber erfahrungsgemäss nicht
sofort zum Tragen. Wir müssen mit einem schrittweisen
Anlaufen der Beitragsleistungen rechnen. Diese werden
für längere Zeit der Finanzierung von Sondermassnahmen
zur Engpassbewältigung zu dienen haben.

Und noch zum vierten Aspekt: Unser Hochschulförde-
rungs- und Forschungsgesetz in der eidgenössischen Bil-
dungspolitik. Das Hochischulförderungs- und Forschungs-
gesetz kommt in einem Moment vor die eidgenössischen
Räte, da alle Anstrengungen auf die Herstellung des
Gleichgewichts des Bundeshaushaltes gerichtet sind. Ich
möchte deshalb ausdrücklich festhalten, dass es sich hier
grundsätzlich nicht um eine neue Bundesaufgabe handelt,
sondern um eine bessere, gezieltere und wirksamere Wei-
terführung der seit 1966 laufenden Hochschulförderung -
dies vorläufig ohne erhebliche Steigerung des Bundesen-
gagements. Die Hochschulförderungs- und Forschungisge-
setzgebung bildet ein notwendiges Instrument für die
Wahrung des freien Zugangs zu den Hochschulen, die zeit-
gemässe Zusammenarbeit und Koordination in Lehre und
Forschung und eine gedeihliche Weiterentwicklung der
schweizerischen Wissenschaften. Die neuen Führungs-
strukturen sind notwendig für den zielgerichteten und opti-
malen Einsatz der knappen finanziellen Mittel. Der Bund
beweist gerade mit dem Hochschulförderungs- und For-
schungsgesetz seine Verantwortung für eine wirtschaftli-
che Verwendung der knapper gewordenen Ressourcen,
ganz besonders aber einen echten Sparwillen. Information,
Koordination und Planung ermöglichen Bund und Kanto-
nen das unabdingbare haushälterische Handeln, das ihnen
durch Artikel 3 zur Pflicht gemacht wird. Die verbesserte
Zusammenarbeit der Hochschulträger und der Hochschu-
len in Form von Schwerpunktbildung und Harmonisierung
der Tätigkeiten hilft Kosten sparen. Die Bundesleistungen
werden auf dem unerlässlichen Minimum gehalten. Das
gilt nicht nur für die Sondermassnahmen nach Artikel 16,
sondern ebenso für die Ansätze der ordentlichen Hoch-
schulförderung. Nach wie vor werden die Hochschulkanto-
ne die Hauptlast zu tragen haben. Ohne Berücksichtigung
der Leistungen der Nichthochschulkantone wird der Anteil
des Bundes an den Betriebsausgaben der Universitäten
auch fernerhin sehr bescheiden sein. Die Vorlage trägt in
hohem Masse der schwierigen finanziellen Situation des
Bundes Rechnung. Artikel 68 enthält ein rein finanzpoli-
tisch bedingtes, gesetzgeberisches Novum. Die endgülti-
gen Beitragssätze werden erst drei Jahre nach Vorliegen
einer neuen Bundesfinanzordnung schrittweise, in Berück-
sichtigung der Finanzlage in Kraft gesetzt. Bei dieser Ge-
legenheit antworte ich Herrn Nationalrat Leo Weber auf
die Frage, was ich unter einer neuen Finanzordnung ver-
stehe. Zunächst wird selbstverständlich an die Finanzord-
nung vom 12. Juni gedacht. Wenn diese nicht rechtskräftig
wird, dann muss es eine annähernd äquivalente Finanz-
ordnung sein, die eine Erhöhung der Beitragssätze ermög-
licht, ohne langfristig das Gleichgewicht des Bundeshaus-
haltes in Frage zu stellen. Zu umschreiben, was eine defi-
nitive Finanzordnung ist, ist dann ohnehin Sache des Par-
laments. Die Bundeshilfe an die Hochschulkantone auf de-
finitiver Höhe ist schliesslich nicht so bemessen, dass sie
zusammen mit deren Eigenleistungen den künftigen Hoch-
schulfinanzbedarf voll abdecken kann. Das Hochschulför-

derungs- und Forschungsgesetz motiviert damit die Nicht-
hochschulkantone zu Beitragsleistungen.
Ich komme damit zum Schluss. Unsere Bildungspolitik ist
Arbeit für die Zukunft unserer ganzen kommenden Gene-
ration. Der Bundesrat räumt der bestmöglichen Förderung
der Bildungschancen der Jugend einen absoluten Vorrang
ein. Deshalb unterbreiten wir Ihnen praktisch gleichzeitig
mit dieser Vorlage für die Hochschul- und Forschungsför-
derung auch jene für eine Verbesserung der Berufsbil-
dung. Die eidgenössischen Räte haben mit den Kantonen
und dem Bundesrat eine direkte Verantwortung für die
Wahrung des freien Zugangs zu den schweizerischen
Hochschulen zu übernehmen. Das Ihnen unterbreitete Ge-
setz entbindet auch Sie nicht von der Verantwortung. Die-
se wichtige Entscheidung, gerade in bezug auf die Verhin-
derung des Numerus clausus, werden wir, Bundesrat und
Parlament, gemeinsam zu treffen haben. Um den An-
schluss unseres Landes als Industriestaat an die künftige
Entwicklung sicherzustellen, wird mit dem Ihnen unterbrei-
teten Gesetz auch die Grundlage geschaffen für eine wirk-
same Förderung der Forschung. Sich für unsere kommen-
de Generation in allen Bereichen der Bildung und For-
schung einzusetzen, die eidgenössische politische Verant-
wortung in unserem Föderativstaat auch in einer nicht
leichten Zeit wahrzunehmen und beizutragen, dass die Po-
larisation zwischen den Generationen nicht ungewohnte
Formen annimmt, ist ein Gebot der Stunde. Diese politi-
sche Verpflichtung ist nicht an ein Datum gebunden. Ich
bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le Conseil passe sans opposition à la discussion
des articles

Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und
die Forschung
Loi fédérale sur l'aide aux hautes écoles et la recherche

Titel
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Ingress
Antrag der Kommission
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft,
gestützt auf die Artikel 27 Absatz 1, 27sexies, 33 und 60
der Bundesverfassung,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom
4. Oktober 1976,
beschliesst:

Antrag Allgöwer
Ingress
Nach Entwurf des Bundesrates (ohne Art. 60 BV)

Préambule
Proposition de la commission
L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse,
vu les articles 27, 1er alinéa, 27sexies, 33 et 60 de la con-
stitution;
vu le message du Conseil fédéral du 4 octobre 1976,
arrête:
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Proposition Allgöwer
Préambule
Selon le projet du Conseil fédéral (sans référence à l'art. 60
est.)

Schwarz, Berichterstatter: Wir haben zwei Herren Weber
in der Kommission. Sie haben sich beide über diesen Arti-
kel 60, der im Ingress Eingang finden soll, ausgesprochen;
nachdem es sich bei beiden Herren um Juristen handelt,
musste fast befürchtet werden, dass sich ihre Auffassun-
gen nicht decken. Herr Leo Weber findet diesen Artikel 60
eher fragwürdig, Herr Rolf Weber ist eher hoffnungsvoll
gestimmt. Um was handelt es sich? Ich möchte diesen
Artikel 60 Bundesverfassung nochmals zitieren: «Sämtliche
Kantone sind verpflichtet, alle Schweizerbürger in der Ge-
setzgebung sowohl als im gerichtlichen Verfahren den
Bürgern des eigenen Kantons gleich zu halten.» Ich muss
zugeben, dass wir im Rahmen der Kommissionsarbeit eher
zufällig auf diesen Artikel 60 gestossen sind. Es wurde uns
gesagt, dass er im Verfassungsleben unseres Landes ein
Schattendasein führe, und wir haben eigentlich einfach
das Bedürfnis verspürt, die verfassungsrechtlichen Mög-
lichkeiten dieses Gesetzes noch etwas besser zu fundie-
ren. Ich muss vielleicht noch ergänzen, dass keinesfalls
die Meinung bestehen kann, dass damit eine Schranke
oder besser gesagt eine Möglichkeit bestehen würde, den
Numerus clausus auszuschalten. Hier besteht ja bereits
ein Urteil des Bundesgerichtes. Es geht also um die Frage,
was man unter dieser Gleichbehandlung des Schweizer
Bürgers versteht, und da müssen wir einfach feststellen,
dass die Anwendungspraxis für diesen Artikel 60 weitge-
hend fehlt. Es ist aber doch anzunehmen, dass man das
so interpretieren musste - hier steht ja vor allem die finan-
zielle Gleichbehandlung zur Diskussion -, dass Studenten
von Nichthochschulkantonen in dem Sinne gleichbehan-
delt wären, dass sie eben vermehrte Beiträge leisten
müssten, weil die Bewohner, die Studenten von Hoch-
schulkantonen via Steuern usw. ihre Beiträge entrichten.
Das war ungefähr der Inhalt der an sich kurz geratenen
Diskussion in der Kommission.
Ich möchte Ihnen beantragen, diesen Artikel 60 stehen zu
lassen. Ich muss zugeben, wir haben nicht sehr eingehend
darüber diskutiert. Es wäre aber wahrscheinlich von Vor-
teil, wenn Sie mit dem Stehenlassen dem Ständerat er-
möglichen würden, sich ebenfalls über diese Thematik
auszusprechen.

M. Butty, rapporteur: II s'agit en fait ici d'une question
juridique puisque la commission, dans sa majorité, a tenu
à introduire dans le préambule l'article 60 de la constitu-
tion fédérale, qui est libellé de la manière suivante: «Tous
les cantons sont obligés de traiter les citoyens des autres
Etats confédérés comme ceux de leur Etat en matière de
législation et pour tout ce qui concerne les voies juridi-
ques.» Le droit cantonal comme tel s'applique, dans un
canton, également aux autres Confédérés. Dans la com-
mission, on s'est posé la question de savoir si, du point de
vue juridique, il ne s'agit pas là d'une disposition qui ne
fait que reprendre ce qui relève de la compétence canto-
nale. On pourrait penser que cette adjonction de. l'arti-
cle 60, dans le préambule de la loi dont nous discutons, est
superfétatoire. Cependant, la majorité de la commission a
été d'avis qu'en rappelant cet article, on voulait démontrer
l'égalité de traitement à laquelle nous tenions spéciale-
ment, en craignant la possibilité malheureuse d'un nume-
rus clausus. Cependant, encore une fois, cette disposition
ne relèverait normalement que du droit cantonal, ce serait
le droit cantonal qui déciderait ce qu'il en est; or, c'est en
vertu du droit cantonal que chaque Suisse a le droit d'être
traité de manière égale dans n'importe quel canton confé-
déré.
La majorité de la commission vous propose, pour les rai-
sons que nous avons exposées dans l'entrée en matière et
afin de bien montrer notre volonté d'une égalité de traite-
ment pour tous les jeunes de ce pays, face à un numerus

clausus éventuel, d'accepter que nous ajoutions l'arti-
cle 60 à ce préambule.

Allgöwer: Herr Bundesrat Hürlimann hat am Eingang sei-
nes Referates darauf hingewiesen, dass es sich hier um
eine ausserordentlich komplexe Materie handelt. Deshalb
sind Schlagworte nicht angebracht. Schlagworte gibt es
von der einen Seite, die seinerzeit mit dem «Notstand der
Bildung» und ähnlichen Verzerrungen operierte, die heute
in Deuschland ausgebadet werden. Schlagworte gibt es
aber auch von der anderen Seite, wo man so tut, als ob
man diese Akademiker, diese «Gstudierten», wie sie Im
Schweizervolk heissen, kaum benötigte. Die «Gstudierten»
sind im Schweizervolk glücklicherweise nicht allzu populär.
Wir müssen verstehen, einen vernünftigen Mittelweg zu
finden. Ein solcher Mittelweg ist in der Schweiz immer
dann schwierig, wenn es ums Zahlen geht. Bei dieser Fra-
ge hat man den Artikel 60 der Bundesverfassung entdeckt,
wie unser Freund Weber heute morgen mit Freude fest-
stellte und dem «Entdecker» Fleiner dem Jüngeren für die
neuartige Interpretation gratuliert. Wenn man Fleiner den
Aelteren konsultiert, dann heisst es in seinem Kommentar
- Fleiner/Giacometti -, dass Artikel 60 nicht unbe-
schränkt gelte und der Kanton das Recht habe, Spezialge-
setze zu machen. Es heisst sogar wörtlich: «Ein Kanton
darf Personen, die ausserhalb seines Gebietes wohnen,
aber aus irgendeinem Grund unter seine Hoheit gelangen,
anders behandeln als die im eigenen Kanton wohnenden.»
Das heisst also: Der Kanton kann für seine Bürger mit
dem Geld seiner Steuerzahler gewisse Leistungen erbrin-
gen, aber von anderen, die nicht Steuerzahler sind, zusätz-
liche Leistungen vorlangen.
Es verwundert mich, dass man einfach mit Interpretation
einen Verfassungsartikel ändern kann, der jahrzehntelang
anders verstanden wurde. Ich erinnere daran, dass seiner-
zeit die Frauen auf die an sich verständliche Idee kamen,
den Artikel 4, der für alle Schweizer Gleichheit fordert, so
zu interpretieren, dass aufgrund dieses Artikels das Frau-
enstimmrecht mit der Interpretation eingeführt werden
könne. Damals kamen alle Juristen und sagten: Das geht
nicht, ihr müsst den Marsch durch die Institutionen antre-
ten, Volksabstimmungen über Euch ergehen lassen usw.
Die Frauen haben das hingenommen und glücklicherweise
ist auf diesem wirksamen Weg das Frauenstimmrecht doch
noch verwirklicht worden.
Aber nun kommt man plötzlich in einer ganz anderen Ma-
terie mit der Interpretation. Das wäre noch hinzunehmen,
wenn es sich da nur um einen Juristenstreit handeln wür-
de. Ich möchte Rolf Weber sagen: Eine solche Interpreta-
tion wäre der Todesstoss für den fortschrittlichen Födera-
lismus. Die Kantone wären in Zukunft, wenn sie irgendein
fortschrittliches Gesetz erlassen, das den Stimmbürgern in
ihren eigenen Grenzen Leistungen in Form von Steuerer-
höhungen auferlegt, gezwungen, diese Leistungen gratis
allen anderen zur Verfügung zu stellen. Praktisch wäre auf
diese Weise vielleicht eine Gleichheit der Söhne und
Töchter erreicht, aber eine sehr starke Ungleichheit der
Väter und Mütter. Man würde die Kinder gleichstellen, die
nicht zu bezahlen hätten, aber die Eltern würde man diffa-
mieren; wohnten sie im eigenen Kanton, so müssten sie
nicht nur die Leistungen für die eigenen Kinder erbringen,
sondern auch noch für alle, die in diesen Kanton kämen
und diese Leistungen ebenfalls geniessen möchten. Das
würde natürlich zu einer Lähmung des aktiven Föderalis-
mus führen, was wir nicht hinnehmen dürfen.
Wenn ich an' den Kanton Basel-Stadt denke, dann stellen
wir fest, dass wir dort für die Universität ungefähr 140 Mil-
lionen ausgeben. Der Bund, dem wir sehr viel Geld schlk-
ken, schreibt uns nur 20 Millionen gut. Baselland hat eine
sehr vernünftige Haltung eingenommen in letzter Zeit, be-
zahlt bald auch 20 Millionen und ist damit aktiv an unserer
Universität beteiligt. Aber es bleiben immer noch etwa 100
Millionen zu bezahlen. Die eigenen Studenten machen et-
wa 30 Prozent aus. Basel erbringt also für die übrigen 70
Prozent sehr viel mehr Leistungen als jeder andere Kan-
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ton. Würden wir Artikel 60 BV in den Ingress setzen, so
wären wir in Zukunft gezwungen, alle Kantonsleistungen
gratis abzugeben. Die Lust des Kantons verschwände, auf
irgendeinem anderen Gebiet fortschrittliche Lösungen zu
treffen. Das ist unannehmbar.
Wenn wir im Gesetz selbst eine Regelung aufnehmen, die
es uns ermöglicht, einerseits Studenten aller Kantone
gleichzustellen, anderseits aber gleichzeitig auch die Ko-
sten zu bezahlen, dann geht das in Ordnung. Wenn Sie
aber im Ingress diesen Artikel 60 nach Fleiner junior ausle-
gen, dann hat das seine Folgen. Dann müssen wir fortan
auf allen anderen Gebieten die Bewohner anderer Kantone
an den Leistungen für die eigenen Bürger gratis teilnehmen
lassen. Darum glaube ich, sollten wir beim Vorschlag des
Bundesrates bleiben. Er genügt vollkommen. Sie haben ja
gestützt auf Artikel 33 und 27sexies die nötige Verfassungs-
grundlage für das ganze Gesetz.
Es liegt im Interesse der Sache, wenn wir hier nicht über-
treiben. Wenn die Hochschulkantone gezwungen werden,
ihre Eigenleistung gratis und franko allen zur Verfügung
zu stellen, ohne dass sie einen Anspruch auf entsprechen-
de Vergütung haben, dann wird ihre Initiative rasch erlah-
men. Deshalb möchte ich Sie bitten, beim Vorschlag des
Bundesrates zu bleiben, den der Ständerat ebenfalls über-
nommen hat und diese juristische Interpretationswendung
abzulehnen; sie hätte in der Praxis für den Föderalismus
verheerende Folgen. Ich glaube, dass alle, denen der Fö-
deralismus am Herzen liegt, sagen müssen: Nein, man
muss auch dem jungen Herr Fleiner sagen, sein Oheim
hatte Recht, als er die Interpretation gab, so wie wir sie
seit Jahrzehnten gehandhabt haben. Es geht auch grund-
sätzlich nicht an, nun plötzlich durch eine Interpretation
eines Juristen oder des Bundesgerichts eine neue Ausle-
gung zu geben. Wir wollen auf bewährtem Rechtsweg blei-
ben, wenn sich eine Gesetzesänderung aufdrängt. Nicht
Interpretation, die zur Willkür und Rechtsunsicherheit
führt, sondern Botschaft des Bundesrates, Stellungnahme
der Eidgenössischen Räte und schliesslich Stellungnahme
des Volkes.

Weber-Arbon: Ich glaube, Herr Allgöwer übertreibt, wenn
er mir da eine derartige athletische Begabung zuspielt, ich
hätte Freudensprünge veranstaltet und einen juristischen
Luftsprung gemacht. Ich halte einmal fest, einig - ich glau-
be, das darf man feststellen - sind wir uns, dass dieser
Artikel 60 der Verfassung weitgehend identisch ist mit dem
neuen Artikel 5 Absatz 2 unseres Gesetzes. Warum also,
frage ich, diese Verfassungsnorm im Ingress nicht anru-
fen? Zweitens: Herr Allgöwer kritisiert, dass man diese
Verfassungsbestimmung von Artikel 60 interpretiere. Ich
glaube, unsere Verfassung ist nicht derart angelegt, dass
sie überhaupt nicht irgendwelcher Interpretation zugäng-
lich wäre. Warum soll eine Bestimmung, die vor 130 Jah-
ren eingeführt worden ist, vielleicht mit anderen Akzenten
und Zielsetzungen, heute, im Jahre 1977, nicht anders aus-
gelegt werden können? Herr Allgöwer, was ist zum Bei-
spiel passiert mit unserem kürzesten Verfassungsgrund-
satz in Artikel 4: «Alle Schweizer sind vor dem Gesetze
gleich»? Was ist da alles auf dem Interpretationsweg ent-
wickelt worden? Zum Argument mit dem Frauenstimm-
recht: Ich glaube, das sticht wirklich nicht. Damals war
der Begriff des Schweizers als solcher in der Verfassung
enthalten; etwas Neues wollte mit diesem Begriff hineinin-
terpretiert werden. Hier, in Artikel'60 BV, geht es lediglich
um die Differenzierung, die Modifizierung einer alten Pra-
xis. Deshalb halte ich dafür, dass wir eine derartige Form
der Interpretation, wie wir sie hier vornehmen, wie sie üb-
rigens eben von der Wissenschaft bestätigt und unterstützt
wird, durchaus verantworten dürfen.
Nun drittens zur Tragweite dieses Artikels 60 BV bzw. des
Artikels 5 des neuen Gesetzentwurfes. Ich würde auch
nicht sagen, dass diese Gleichbehandlungsregel einen ab-
soluten Stellenwert hat. Es soll auch in Zukunft durchaus
zulässig sein, dass der nicht im Kanton Domizilierte, bei-
spielsweise mit Bezug auf das Schulgeld, anders behan-

81-N

delt wird als der im Kanton Wohnende, wo der Betreffende
oder sein Vater Steuern bezahlt. Das ist auch durchaus
konstante Praxis auf der Mittelschulstufe, beim Besuch
von Gymnasien und Seminarien durch Angehörige anderer
Kantone, und das soll auch mit dem neuen Gesetz nicht
anders werden. Unzulässig soll aber nach der neuen Inter-
pretation die Verweigerung des Zutrittes zu einer kantona-
len Hochschule sein für einen Bewerber aus einem ande-
ren Kanton bloss deshalb, weil er das Pech hat, nicht in
einem Hochschulkanton zu wohnen. Nicht wahr, Herr All-
göwer, gegen eine derartige Interpretation können wohl
auch Sie sich nicht wenden. Ich glaube nicht, dass Sie
damit erklären können, das sei ein Todesstoss für den
Föderalismus, eine Lähmung der eigenen Initiative für bil-
dungspolitische Zentren. Dieser Prozess hätte ja schon
längstens eintreten müssen. Ich appelliere deshalb an Sie,
meine Damen und Herren, diesem neuen Ingress zuzustim-
men und sich damit zu einer neuen Aktualisierung, eben
dieses Verfassungsartikels 60, in der relativen Interpreta-
tion, zu bekennen, die ich Ihnen zu geben versucht habe,
die auch bei der Auslegung des neuen Artikels 5 und 5a
unseres Gesetzes Anwendung finden muss.

M. Aubert: Je vous invite à suivre la proposition de M. All-
göwer et à ne pas introduire la mention de l'article 60
dans le préambule.
J'ai trois arguments à invoquer ici: d'abord en ce qui con-
cerne les préambules en général. On pourrait très bien se
passer d'y mettre quelque référence que ce soit à la cons-
titution. La constitution s'applique d'elle-même. Mais, si on
pris l'habitude d'en viser des articles dans le préambule
des lois fédérales, c'est, me semble-t-il, pour indiquer la
base de la compétence législative de la Confédération.
Cela peut être utile à l'interprétation, de savoir, par exem-
ple, si nous sommes en présence d'une loi de police ou
d'une loi qui n'aurait pas la même nature.
En revanche, je trouve inutile de viser, dans le préambule,
des dispositions de caractère, comme les libertés indivi-
duelles. Car vous pourriez aussi bien citer tous les droits
fondamentaux, à commencer par l'article 4. Je ne crois
pas que ce serait de bonne technique législative.
Je résume donc ce premier point: limiter les visas des
préambules aux articles qui donnent une compétence lé-
gislative à la Confédération. Eventuellement - il faut tou-
jours être nuancé lorsqu'on parle, surtout ici - mentionner
les textes constitutionnels qui donneraient un mandat pré-
cis au législateur fédéral. Ce n'est pas le cas de l'article
60.
Ma deuxième raison est la suivante: l'indication de l'arti-
cle 60 est trompeuse. Elle devrait donner à entendre qu'on
fera pas de différence selon le domicile. Or, jusqu'à main-
tenant, l'article 60 a toujours été interprété comme interdi-
sant les différences selon l'origine; non pas selon le domi-
cile. Je ne crois pas qu'il appartienne maintenant à notre
assemblée de substituer un principe à un autre. Ce qu'on
a voulu faire en 1848, ce qu'on a voulu faire en 1874,
c'était obliger chaque canton à traiter également, non pas
les personnes qui étaient domiciliées sur son sol et celles
qui étaient domiciliées sur le sol d'un autre canton, mais
ses ressortissants et les Confédérés. Voilà ce qu'on a vou-
lu dire. On n'a pas voulu dire plus et, si l'on croit aujour-
d'hui qu'en mettant l'article 60 dans le préambule on
coupe court à l'introduction du numerus clausus, j'estime
qu'on trompe le lecteur. C'est ma deuxième raison.
Et voici la troisième: Qui est-ce qui interprétera finalement
les lois cantonales? Qui est-ce qui dira si les lois universi-
taires cantonales sont conformes à la constitution fédé-
rale? C'est le Tribunal fédéral. Cette matière est délicate.
Il y a un point, par exemple, sur lequel je ne suis pas très
au clair. Est-ce qu'un canton peut faire une différence de
traitement entre ses ressortissants domiciliés dans un au-
tre canton et les Confédérés domiciliés eux aussi dans
un autre canton? La question, à ma connaissance, n'a pas
encore été tranchée par le Tribunal fédéral. Mais c'est lui
et lui seul, de toute façon, qui la réglera. Vous n'ajoutez
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rien à la solution de ce problème en mettant un article 60.
Par conséquent, je vous invite à ne pas faire ici de fantai-
sie constitutionnelle et à ôter cet article du préambule.

Frau Mêler Josi: Es lohnt sich, einen Augenblick bei die-
ser Präambel zu verweilen, weil wir damit doch Neuland in
der Diskussion des Rates beschreiten. Ich bin ebenfalls
der Meinung, dass wir bei der Version des Bundesrates
bleiben und uns auch fürderhin nur auf eigentliche Kom-
petenzhinweise beschränken sollten. Ich kann das um so
eher vertreten, als ich seinerzeit im Bericht der Kommis-
sion Wahlen schon ausführte, der Grundsatz von Artikel 60
erscheine neben jenem der grundsätzlichen Rechtsgleich-
heit heute ohnehin als überflüssig; er lasse die unter-
schiedlichen Behandlungen zwischen niedergelassenen
und nicht niedergelassenen Schweizerbürgern zu, und das
wirke sich dann eben aus bei öffentlichen Arbeitsaus-
schreibungen, Wettbewerben, Stipendien, Schul- und Spi-
talgebühren. Diese Unterschiede stellten aber keine rechts-
ungleiche Behandlung dar, soweit sie in der fehlenden
Steuerpflicht begründet seien.
Ich glaube, dass wir mit dem Hinweis auf Artikel 60 zwei
Fehler begehen. Wir wecken falsche Hoffnungen in b.ezug
auf die finanzielle Stellung der nicht Niedergelassenen,
und wir erwecken auch die Illusion, dass das Problem der
Hochschule Schweiz ohne neue Anstrengungen für einen
Bildungsartikel lösbar sei. Beides möchte ich vermeiden.
Artikel 5 des neuen Gesetzes ist für mich keineswegs ein
Ausfluss von Artikel 60 der Bundesverfassung, sondern er
knüpft ganz einfach die Bundesleistungen an die Bedin-
gung der Zusammenarbeit von Hochschulkantonen und
Nichthochschulkantonen.

Schürch: Ich möchte mich auch noch an diesem «Juri-
stenfestival» beteiligen. Solche Rechtsfragen sind immer
spannend und rufen eben die verschiedenen Juristen auf
den Plan. Ich bin mit Herrn Weber-Arbon durchaus einver-
standen, dass man den Artikel 60 der Bundesverfassung
interpretieren muss und kann. Er ist unter anderem natür-
lich auch im Lichte des Artikels 4 der Bundesverfassung
interpretierbar. Ich glaube aber, dass der Artikel 5 und der
Artikel 5a unseres Gesetzes keineswegs den Bezug auf
diesen Verfassungsartikel benötigen. Frau Josi Meier hat
das soeben dargelegt.
Wem will der Artikel 5 Absatz 2 die Gleichbehandlung si-
chern? Ich war etwas überrascht, dass der Kommissions-
präsident eine für mich sehr neuartige Interpretation des
Gleichheitsartikels gegeben hat, indem er erklärte, dass
die eigenen Kantonsbürger vor Diskriminierung geschützt
würden. Das ist eine sehr schöne Idee. Es geht darum,
dass der Kantonsbürger, der Steuern zahlt, nicht schlech-
ter behandelt werden soll als ein ausserkantonaler Bürger,
der keine Steuern bezahlt. Da indessen der Bezug auf den
Artikel 60 BV nicht nötig ist und da die vorgetragene Inter-
pretation doch etwas kühn erscheint, bin. ich der Auffas-
sung, wir täten gut daran, auf die Erwähnung von Artikel
60 BV zu verzichten, dies nicht zuletzt auch aus den Erwä-
gungen mehr gesetzestechnischer Natur, die Herr Aubert
angeführt hat.
Gestatten Sie mir, in diesem Zusammenhang noch auf
einen Tatbestand aus der Praxis zu verweisen. Es gibt
Städte, die für ihre öffentlichen Badeanstalten und Hallen-
bäder Gratiseintritte gewähren, und es gibt Gemeinden,
die das zwar auch tun, aber nur für ihre eigenen Gemein-
debürger. Wer in der betreffenden Gemeinde keine Steu-
ern zahlt, hat den Eintritt zu berappen. Würden Sie .nun
Artikel 60 BV so auslegen, dass ein Bürger der Gemeinde
Rubigen gegen die Gemeinde Muri klagen könnte, weil er
dort einen Eintritt bezahlen muss, während der Einwohner
der Gemeinde Muri, der dort Steuern zahlt, das nicht tun
muss?
Das Problem greift auch in wichtigere Dinge, ins Erzie-
hungswesen über. In der Stadt Bern wird von einer priva-
ten Organisation mit wesentlicher Subvention der Stadt
ein Konservatorium geführt. Die Stadt verlangt, dass Schü-

ler aus Aussengemeinden, die hier nicht steuerpflichtig
sind, ein höheres Schulgeld bezahlen als die Schüler der
Stadt selber. Das ist ein Schutz der Kernstadt gegenüber
den überbordenden Ansprüchen aus der Agglomeration.
Sie sehen aus diesen Beispielen, dass es unter Umstän-
den zu sehr grotesken Konsequenzen führen könnte, wenn
man den Artikel 60 BV so interpretieren wollte, dass ein
Kanton oder eine Gemeinde nicht mehr berechtigt sein
soll, gewisse Ordnungen finanzieller Natur für die eigenen
Steuerzahler anders zu regeln las für Auswärtige.
Aus den dargelegten Gründen und mit Rücksicht auf eine
gesetzestechnisch saubere Lösung bitte ich Sie, den Arti-
kel 60 der Bundesverfassung im Ingress nicht aufzuführen.

Bundesrat Hürllmann: Für mich ist die Ingressfrage kein
Kardinalproblem. Ich habe seinerzeit in der Kommission
keine Einwendungen gegen die Nennung von Artikel 60
der Bundesverfassung im Ingress erhoben. Man kann das
mit guten Gründen befürworten. Sie haben die Motive da-
für gehört. Für mich persönlich gilt der Grundsatz, den
uns auch die Staatsrechtslehrer beigebracht haben: Alle
Artikel in der Verfassung, ob wir sie im Ingress aufführen
oder nicht, gelten für jede, auch für diese Gesetzgebung.
Wir führen den Artikel 4 BV, der praktisch unsere ganze
Gesetzgebung beherrscht, auch nicht in jedem Gesetz an.
Er gilt trotzdem.
Ich beantrage Ihnen, die vom Bundesrat vorgeschlagene
Fassung zu beschlossen.

Präsident: Wir bereinigen den Ingress. Die Kommission
schlägt Ihnen vor, einen Verweis auf den Artikel 60 der
Bundesverfassung einzufügen. Herr Allgöwer beantragt
Streichung des Verweises auf Artikel 60 BV.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission 16 Stimmen
Für den Antrag Allgöwer 65 Stimmen

Art. 1

Antrag der Kommission

Buchst, c
die Wahrung des freien Zugangs zu den Hochschulen in
Zusammenarbeit mit allen Kantonen.
Für den Rest von Artikel 1: Zustimmung zum Beschluss
des Ständerates

Art. 1

Proposition de la commission

Let. c
De sauvegarder le libre accès aux hautes écoles en colla-
boration avec tous les cantons.
Pour le reste de l'article 1: Adhérer à la décision du Con-
seil des Etats

Schwarz, Berichterstatter: In Artikel 1 Buchstabe c bean-
tragt die Kommission eine Aenderung in Form einer Kom-
bination der bundesrätlichen Formulierung mit der vom
Ständerat beschlossenen Fassung. Wir haben vom Bun-
desrat wieder den Ausdruck «die Wahrung des freien Zu-
gangs» übernommen anstelle der Worte «die Förderung
des freien Zugangs», weil der Ausdruck «Förderung» hier
vielleicht missverstanden werden könnte. Wir haben so-
dann die Ergänzung des Ständerates, die lautet «in Zusam-
menarbeit mit allen Kantonen» übernommen, weil wir es als
sehr wichtig empfinden, dass dieser Wille zur Zusammenar-
beit unterstrichen wird.
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen Kommission,
unserem Antrag zuzustimmen.

M. Butty, rapporteur: La commission a trouvé une formula-
tion intermédiaire entre celle du Conseil des Etats et celle
du Conseil fédéral. Il s'agit d'une question de principe
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essentiel: «sauvegarder le libre accès» tout en maintenant
l'expression du Conseil des Etats «en collaboration avec
tous les cantons». C'est unanimement que la commission
vous propose cette solution intermédiaire entre le texte du
Conseil des Etats et le principe fondamental voulu par le
projet du Conseil fédéral.

Angenommen - Adopté

Art. 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 3
Antrag der Kommission

Abs.1
Bund und Kantone sorgen für die koordinierte Bereitstel-
lung, den wirksamen Einsatz und die wirtschaftliche Ver-
wendung der Mittel für Hochschule und Forschung, und
berücksichtigen die kulturelle Vielfalt.

Abs. 2
Die Freiheit von Lehre und Forschung an den Hochschu-
len ist bei der Anwendung dieses Gesetzes gewährleistet.

Art. 3
Proposition de la commission

AI.1
La Confédération et les cantons veillent à ce que les
moyens nécessaires à l'enseignement supérieur et à la
recherche soient mis à disposition d'une manière coor-
donnée, engagés efficacement et utilisés rationnellement,
dans le respect de la diversité culturelle.

Al. 2
La liberté de l'enseignement et de la recherche dans les
hautes écoles est garantie lors de l'application de la pré-
sente loi.

Schwarz, Berichterstatter: Hier haben wir zwei Aenderun-
gen, und zwar in Absatz 1 und in Absatz 2. In Absatz 1 ist
angehängt «kulturelle Vielfalt» auf Wunsch der sprachli-
chen und kulturellen Minoritäten. Herr Speziali hat sich
heute morgen mit bewegten Worten für diesen Zusatz aus-
gesprochen. Die Kommission hat ihm einstimmig zuge-
stimmt. In Absatz 2 handelt es sich nicht um eine materiel-
le Aenderung gegenüber dem Ständerat, sondern es han-
delt sich um eine positive Formulierung im Gegensatz zur
negativen Formulierung des Ständerates. Bei diesem
Grundsatz der Freiheit von Lehre und Forschung kann es
sich ja nicht um einen absoluten Grundsatz handeln, der
unbeschränkt wäre. Dieses Freiheitsrecht hat natürlich
auch seine Schranken, beispielsweise im finanziellen Sek-
tor oder im Sektor eben dieser verbesserten Koordination.
Aber als Grundsatz ist die Kommission ebenfalls der Mei-
nung, ihn in dieser Art der Formulierung aufzunehmen.

M. Butty, rapporteur: A propos de l'article 3, en séance de
commission, M. Speziali est intervenu demandant que la
diversité culturelle soit mise en évidence à l'alinéa 1.
La commission a accepté unanimement la formulation que
nous vous proposons. En même temps que l'on utilise de
manière coordonnée et efficace la collaboration et les
moyens mis à disposition, il faut que l'on tienne compte
de la diversité culturelle de notre pays, cela paraît un
principe fondamental.
A l'alinéa 2, nous avons tenu à montrer que la liberté de
l'enseignement et de la recherche qui est assurée dans

les hautes écoles n'est garantie que dans la mesure où il
s'agit de l'application de cette loi. Ce n'est pas un prin-
cipe absolu, par exemple on ne pourrait pas se prévaloir
de cette disposition pour ne pas tenir compte des contin-
gences financières. C'est pour cela que nous avons préci-
sé: «lors de l'application de la présente loi.»

Bundesrat Hürlimann: Ich bin mit diesem Vorschlag ein-
verstanden. Ich habe mich hier zum Wort gemeldet, um
etwas Grundsätzliches zu sagen. Wir beachten diese Anlie-
gen bei allem, was wir in diesem Gesetz tun. Kaum in
einem Bereich wie im Bildungsbereich wird uns nämlich
bewusst, dass wir ein Staat sind, der auf die kutlurellen,
sprachlichen und auch konfessionellen Unterschiede
Rücksicht nehmen muss. Wir haben das heute gespürt, als
Herr Speziali, Herr Pagani und Herr Barchi zu diesem The-
ma gesprochen haben. Das Anliegen, das aus dem Tessin
im Zusammenhang mit diesem Gesetz vorgetragen wird -
als sprachliche Minderheit ohne Universität - ist echt. Es
ist in diesem Zusammenhang doch darauf hinzuweisen,
dass wir in einem Föderativstaat allen Grund haben, darauf
Rücksicht zu nehmen. Ich bitte Sie daher, diesem berech-
tigten Antrag der Kommission zuzustimmen und dies auch
zu berücksichtigen bei anderen Bestimmungen, die in die-
sem Geiste gefasst werden sollen.

Angenommen - Adopté

Art. 4
Antrag der Kommission

Abs.1
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 2 (neu)
Zur Gewährleistung der Koordination kann der Bund Be-
dingungen an die Ausrichtung von Beiträgen knüpfen.

Art. 4
Proposition de la commission

AI.1
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 2 (nouveau)
Pour garantir la coordination, la Confédération peut sou-
mettre l'octroi de subventions à des conditions.

M. Butty, rapporteur: J'aimerais apporter une précision en
ce qui concerne l'article 1er. A la lettre c, il s'agit des
accords. Certains collègues m'ont demandé de quels ac-
cords il s'agissait. Il s'agit évidemment des accords que
peut passer la Confédération avec différentes institutions
mais aussi des accords entre les cantons.
C'est l'alinéa 2 qui comporte une divergence entre la pro-
position de la commission et celle du Conseil fédéral et
du Conseil des Etats. C'est en fait une adjonction qui per-
met à la Confédération d'obtenir une certaine coordina-
tion par l'influence qu'elle peut exercer dans l'octroi des
subventions. Dans la mesure où il s'agit d'une loi de sub-
vention, il est normal que la Confédération ait, dans ce
domaine général, la possibilité de savoir si ses subventions
sont utilisées selon les planifications et la volonté de coor-
dination indiquée dans la loi. C'est pour cela que nous
avons tenu à le préciser dans un 2e alinéa.

Angenommen - Adopté

Art. 5
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Schatz-St. Gallen
Abs. 2
... zu den Hochschulen unter Vorbehalt der Bestimmun-
gen von Artikel 39bis.
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Art. 5
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Schatz-St-Gall
Al. 2
... et des réfugiés, sous réserve des dispositions de l'arti-
cle 39b/s.

Präsident: Hier haben wir einen Antrag von Herrn Schatz.
Er wird diesen Antrag begründen zusammen mit Artikel
39bis. Artikel 5 Absatz 2 ist angenommen unter Vorbehalt
der Bereinigung bei der Behandlung von Artikel 39bis.

Angenommen - Adopté

Art. Sa (neu)
Antrag der Kommission

Titel
Beitritt zu interkantonalen Vereinbarungen

Abs. 1
Der Bund kann einer interkantonalen Vereinbarung über
die Zusammenarbeit zwischen Hochschulkantonen und
Nichthochschulkantonen beitreten, die den gesamtschwei-
zerischen Lastenausgleich auf dem Gebiet des Hochschul-
wesens verwirklicht.

Abs. 2
Der Bundesrat entscheidet über den Beitritt des Sundes.

Art. Sa (nouveau)
Proposition de la commission

Titre

Adhésion à des conventions intercantonales

Al. 1

La Confédération peut adhérer à une convention intercan-
tonale sur la collaboration entre cantons ayant: la charge
d'une haute école et cantons qui ne disposent pas d'un tel
établissement en vue de'réaliser une répartition équitable
des charges financières dans le domaine de l'enseigne-
ment supérieur sur le plan national.

Al. 2

Le Conseil fédéral décide de l'adhésion de la Confédéra-
tion.

Schwarz, Berichterstatter: Ich glaube feststellen zu dürfen
mit Herrn Rolf Weber, wie er dies heute morgen gemacht
hat, dass wir auf diese Neuschöpfung einigermassen stolz
sein dürfen. Heute nachmittag hat Herr Bundesrat Hürli-
mann bestätigt, dass auch die Erziehungsdirektorenkonfe-
renz dieser Formulierung zustimmt. Im Rahmen der Eintre-
tensdebatte in der Kommission wurde verschiedentlich der
Wunsch laut, die Nichthochschulkantone vermehrt beizu-
ziehen, und das Departement des Innern hat dann diesen
Wunsch aufgenommen und den vorliegenden Artikel for-
mulieren lassen. Professor Fleiner hat auf die Schwierig-
keiten hingewiesen, weil einerseits vermieden werden
musste, dass es zu einer Leerformel wird, anderseits
musste sich natürlich diese Formulierung im Rahmen der
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten bewegen. Es handelt
sich eindeutig um die finanzielle Frage. Es schwebt ums
vor, dass eine Art Pool-Lösung geschaffen werden soll, wo
dann die Hochschulkantone und Nichthochschulkantone
mitmachen sollten unter Mitwirkung des Bundes, also an
sich eine durchaus neue Lösung, und wir erhoffen uns von
dieser Lösung ebenfalls wiederum einen Schritt in der
Richtung, die wir mit diesem Gesetz anvisieren.

M. Butty, rapporteur: Je crois que cet article 5a est une
innovation extrêmement intéressante que le Département
fédéral de l'intérieur a d'ailleurs proposée de lui-même à
la commission; au fond, c'est une solution nouvelle. Il
s'agit de la convention intercantonale qui pourrait être
passée entre les cantons universitaires et non universi-
taires, mais avec, en plus, la collaboration et la participa-
tion de la Confédération. Cet élément est important parce
que la Confédération est elle aussi responsable d'universi-
tés, soit deux écoles polytechniques.

En outre, la collaboration de la Confédération à un accord
intercantonal entre cantons universitaires et non universi-
taires est une garantie importante à la fois pour ceux
qui ont la responsabilité des universités et pour les can-
tons qui n'en ont pas. C'est d'autre part un essai d'abou-
tir à une convention intercantonale qui soit multilatérale.
Le but que nous visons est d'éviter des accords bilatéraux
qui pourraient provoquer un clivage, comme on l'a dit tout
à l'heure, entre trois sortes de cantons. On aurait pour
finir des cantons universitaires, des cantons non universi-
taires qui auraient pu passer des accords bilatéraux, et
enfin des cantons non universitaires qui n'auraient pas
passé de tels accords. Ceci serait à notre avis très défa-
vorable à une planification globale que vise la loi. C'est
pourquoi nous pensons que cette innovation importante va
permettre de concrétiser le but fixé dans la loi à l'ar-
ticle 1er.

M. Morel: II est permis d'être favorable mais sceptique, et
de le dire. Sceptique tout d'abord quant à la possibilité
d'amener les cantons non universitaires à adhérer à une
convention intercantonale. Sceptique aussi, je le dirai sur-
tout après avoir entendu ce matin M. Carruzzo, quant au
montant de la contribution financière facultative des can-
tons non universitaires. J'ai écouté évidemment, avec
grande attention, l'émouvante déclaration d'intention de
M. Barchi. J'ai même eu le sentiment, à un moment de son
exposé, qu'il allait sortir de son portefeuille un chèque et
qu'il allait le tendre à M. Hürlimann au nom du gouverne-
ment tessinois. Sceptique, mais réconforté quelque peu,
en entendant M. Hürlimann nous dire les bonnes intentions
des directeurs de l'Instruction publique. Il n'en reste pas
moins que la seule façon de supprimer l'injustice - car il
est injuste que le» cantons non universitaires bénéficient
de nos universités sans bourse délier ou presque - il me
semble que le meilleur remède, si j'ose dire, serait la con-
trainte. Par contrainte, j'entends l'obligation pour les can-
tons non universitaires de participer au moins à la couver-
ture des frais d'exploitation des universités dans les-
quelles étudient leurs ressortissants. Mais, nous dit-on, II
manque une base constitutionnelle.

J'ai provoqué à ce sujet, au sein de la commission, un
débat qui a été nourri, car je suis convaincu qu'une cons-
titution est un texte qui peut s'interpréter. C'est un fait que
l'article 27 de not-e constitution ne précise rien au sujet
de la possibilité d'amener les cantons non universitaires à
apporter leur contribution, mais je vois pourtant une pos-
siblité - je conviens qu'elle est très étroite - de provoquer
cette obligation dans le fait que les cantons universitaires
ont en réalité un double devoir: d'abord celui d'accepter
des étudiants de tous les cantons et ensuite celui de lutter
- ce sera le cas s cette nouvelle loi est adoptée - contre
le nurnerus clausus. Si je parle d'obligation, c'est parce
je constate que les cantons universitaires en réalité n'ont
pas le choix. S'ils ne respectent pas cette obligation, on
leur ferme le robinet des subventions. J'admets pourtant
que si base constitutionnelle il y a, elle risque d'être très
étroite et de donner lieu à contestation. Je renonce donc
à faire une proposition en bonne et due forme à ce sujet.

Je voudrais pourtant émettre ici un double voeu à
l'adresse du Conseil fédéral: il est certain que la contribu-
tion financière éventuelle des cantons non universitaires
ne sera pas apportée sur un plateau doré. C'est le Conseil
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fédéral qui devra prendre l'initiative des opérations. Je
souhaite qu'il exerce une certaine pression auprès des
cantons non universitaires. Le deuxième voeu que je vou-
drais exprimer est celui-ci: une participation financière
éventuelle ne devrait pas retarder l'élaboration d'un article
constitutionnel sur l'enseignement. Celui-ci serait évidem-
ment la vraie base de travail, la seule possibilité d'amener
les cantons non universitaires à apporter leur contribution.
Il y va, je le répète, d'une question de justice. Il faut ame-
ner les cantons qui envoient des milliers d'étudiants dans
des cantons universitaires ayant souvent de grosses diffi-
cultés financières, à participer aux frais de la formation de
ces étudiants.

Bundesrat Hürlimann: Im Zusammenhang mit dem Ingress
wurde der Name von Herrn Fleiner mehrmals erwähnt. Ich
bin überzeugt, dass er mit dem Entscheid, den wir vorhin
getroffen haben, sicher auch einverstanden ist. Ich erwäh-
ne nun Herrn Professor Fleiner, der uns bei dieser Arbeit
als Staatsrechtsexperte begleitet hat, weil er uns nach
meiner Ueberzeugung einen echten Dienst erwiesen hat.
Ich habe Grund, bei dieser Gelegenheit meinem staats-
rechtlichen Experten meinen Dank und meine Anerken-
nung abzustatten.

Das schwierigste Problem bei dieser Gesetzgebung - ich
habe es deshalb bei meinem Eintretensvotum an den An-
fang gestellt - besteht darin, dass uns die Verfassung heu-
te vieles verbietet, das wir im Grunde genommen gerne
machen würden. Alle hier im Saal - ich war beeindruckt,
dass das vor allem auch die Vertreter der Nichthochschul-
kantone in den Kommissionen taten (das war schon im
Ständerat so) - haben eigentlich den Wunsch, eine Ge-
setzgebung zu haben, die sie zu diesem Engagement im
Hochschulbereich verpflichten kann. Wir besitzen die er-
forderliche Verfassungsgrundlage nicht. Es wurde mehr-
mals dargelegt: Wir haben nach Artikel 27 die Möglichkeit,
die Kantone mit Hochschulen zu unterstützen. Wir wissen,
dass wir daran Bedingungen knüpfen können. Aber wir
können die Finanzautonomie der Kantone nicht verletzen.
Das ist ein verfassungsrechtliches Prinzip im Verhältnis
Bund/Kantone. Sobald wir durch diese Gesetzgebung die
Kantone zu finanziellen Leistungen verpflichten, über-
schreiten wir die Limiten der Verfassung. Zwischen dieser
Scylla und Charybdis des Wollens und doch verfassungs-
rechtlich Nichtkönnens eine tragfähige Formel zu finden,
die nicht nur einen frommen Wunsch bedeutet gegenüber
den Nichthochschulkantonen, sondern die engagiert her-
ausfordert, mitzumachen beim gesamtschweizeriechen La-
stenausgleich, ist vielleicht doch das Verdienst von Herrn
Professor Fleiner und Ihrer Kommission, was ich hier
dankbar anerkenne. Es ist eine neue Konstruktion. Wir
kennen das bis jetzt nicht, weil es Vereinbarungen unter
den Kantonen sind, denen auch der Bund beitreten kann.
Damit übt er eine gewisse treuhänderische Funktion aus,
vor allem auch im Sinne der Gerechtigkeit, wie es gerade
Herr Nationalrat Morel ausgeführt hat. Deshalb kann ich
Ihren Wünschen vielleicht dann am besten entsprechen,
wenn Sie mitbeschliessen helfen, was einige unter Ihnen
auch in der Kommission schon getan haben, dass uns die-
se Führungsstrukturen inskünftig zur Verfügung stehen.

Ich bitte Sie, dem wichtigen neuen Artikel 5a zuzustim-
men, nicht ohne zu unterstreichen, was Herr Nationalrat
Weber-Arbon heute morgen gesagt hat: Es handelt sich
um eine echte Leistung der Gesetzgebungsinstanzen,
nämlich Ihrer Kommisision, zusammen mit der Verwaltung
und dem Bundesrat.

Angenommen - Adopté

Art. 6 und 7

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 6 et 7
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 8

Antrag der Kommission

Abs. 1 und 3
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 2
Der Bundesrat entscheidet auf Antrag der Regierungskon-
ferenz (Artikel 48) über ihre Unterstellung unter dieses
Gesetz und die anwendbaren Beitragssätze.

Art. 8
Proposition de la commission

Al. 1 et 3
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 2
Sur proposition de la Conférence gouvernementale (article
48), Le Conseil fédéral décide de l'assujettissement de ces
institutions à la présente loi et des taux de subventions
applicables.

Schwarz: Hier handelt es sich um eine rein redaktionelle
Aenderung, indem einfach noch der Ausdruck «für Hoch-
schulfragen», der hier überflüssig ist - es wird noch auf
Artikel 48 verwiesen -, gestrichen wird.

Angenommen - Adopté

Art. 9

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 10
Antrag der Kommission

Abs. 1, 2 und 4
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 3
Mehrheit
Der Wissenschaftsrat (Artikel 55) arbeitet nach Anhören
der Interessierten Vorschläge aus und unterbreitet sie
dem Vorsteher des Eidgenössischen Departements des In-
nern zur Prüfung.

Minderheit
(Junod, Bremi, Füeg, Schatz-St. Gallen, Speziali)
Streichen

Art. 10
Proposition de la commission

Al. 1,2 et 4
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 3
Malorité
Après consultation des intéressés, le Conseil de la
science (article 55) élabore des propositions et les soumet
pour examen au chef du Département fédéral de l'inté-
rieur.
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Minorité
(Junod, Bremi, Fiieg, Schatz-Saint-Gall, Speziali)
Biffer

Schwarz, Berichterstatter der Mehrheit: Zu Absatz 3 wurde
die Fassung der Mehrheit mit 16 :5 Stimmen angenommen.
Sie entspricht derjenigen des Ständerates mit dem Zusatz
«des Innern zur Prüfung». Es handelt sich hier um eine
Frage des Dienstweges. Der Wissenschaftsrat ist ein Kon-
sultativorgan des Bundesrates, und die Mehrheit ist der
Meinung, dass, wenn dieser Wissenschaftsrat Anträge stellt
- dazu hat er selbstverständlich jederzeit das Recht -, er
diese Anträge gemäss Dienstweg über das Departement
des Innern als zuständigen Vertreter des Bundesrates in
diesen Sachfragen leiten soll, damit dieses Departement im
Bild ist.
Wir haben ergänzt «zur Prüfung» in der Meinung, dass
natürlich dann diese Fragen in der Regierungskonferenz
behandelt werden sollen. Das wäre die Meinung der Kom-
missionsmehrheit.

M. Butty, rapporteur de majorité: La minorité de la com-
mission propose de biffer le 3e alinéa de cet article 10.
Cette proposition a été écartée en commission par 16 voix
contre 5. La majorité de la commission vous invite à vous
rallier au texte tel qu'il est issu des délibérations du Con-
seil des Etats, en précisant que les propositions du Con-
seil de la science sont soumises au chef du Département
fédéral de l'intérieur pour examen, la décision définitive -
il s'agit de problèmes très importants puisqu'il s'agit des
objectifs du développement de l'enseignement supérieur -
étant de la compétence de la conférence gouverne-
mentale.
C'est la conférence qui décide des objectifs en dernier
ressort, mais noms avons tenu à ce que les propositions
du Conseil de la science soient soumises à l'examen du
chef du Département de l'intérieur. La minorité de la com-
mission s'y oppose. L'occasion lui est donnée maintenant
de s'exprimer.

Präsident: Herr Junod begründet nun den Minderheitsan-
trag.

M. Junod, rapporteur de minorité: Un problème analogue
à celui qui se pose ici s'est posé au sujet de l'article 23
relatif à l'encouragement de la recherche.
Il s'agit d'une question formelle, mais elle a tout de même
son importance, car il y va à ries yeux du bon fonctionne-
ment des organismes responsables de l'application de la
loi, c'est-à-dire du Département de l'intérieur, par l'OSR,
du Conseil de la science et de la Conférence gouverne-
mentale.
La proposition de la minorité de la commission est dictée
par le seul souci d'éviter des chevauchements ou des con-
fusions dans la répartition des compétences de ces diffé-
rentes instances.
Une première difficulté apparaît au travers des différentes
versions du Conseil fédéral, du Conseil des Etats et de la
majorité de la commission du Conseil national, qui pré-
voyaient que le Conseil de la science doit respectivement
soumettre ses propositions d'abord au président de la
Conférence gouvernementale, Conseil fédéral) puis au
chef du Département de l'intérieur (Conseil d'Etat), puis,
pour examen seulement, au chef de ce même département
(commission du Conseil national).
Une seconde difficulté réside dans le rôle qui est assigné
au Conseil suisse de la science. Je vous rappelle le texte
de l'article 55 de ce projet de loi: «Le Conseil de la
science est l'organe consultatif du Conseil fédéral pour
toutes les questions concernant l'enseignement supérieur
et la recherche. Le Conseil fédéral règle les tâches du
Conseil de la science.» Cela signifie qu'en tout temps, le
Conseil fédéral peut faire appel à l'avis du Conseil suisse

de la science saris que cela soit nécessairement rappelé
dans chaque article de la loi.
Cette disposition peut être une source de confusions qu'il
conviendrait d'éviter. Ainsi, les intéressés que le Conseil
de la science doit consulter selon la disposition en cause
ne sont autres, principalement, que les membres de la
Conférence gouvernementale et ceux de la commission de
planification qui en dépend.
En conclusion, loin de m'opposer le moins du monde à
l'intervention du Conseil suisse de la science, dont je fais
d'ailleurs partie, du moins provisoirement, je trouve inop-
portun de prévoir son intervention expressément dans la
loi uniquement aux articles 10 et 23 alors qu'on aurait pu
l'imaginer dans toute une série d'autres dispositions, no-
tamment à l'article 8, relatif à l'assujettissement à la pré-
sente loi d'institutions de niveau universitaire.
Monsieur Butty, c'est tout auissi important et pourtant, on
ne prévoit pas expressément que l'on prend l'avis du Con-
seil suisse de la science. Encore une fois, ce dernier est à
la disposition du Conseil fédéral. Pourquoi le rappeler
seulement dans deux articles? Ce problème me paraît un
peu analogue à celui dont nous avons débattu tout à
l'heure à propos de l'inclusion dans le préambule de l'arti-
cle 60 de la constitution.
Je vous invite donc, au nom de la minorité de la commis-
sion, à biffer l'alinéa 3 de l'article 10.

Müller-Luzern: Die Frage, wer am Ende dieser Prozedur
bei der Planung noch beizuziehen sei, hat schon im Vor-
feld dieses Gesetzes zu sehr vielen Diskussionen Anlass
gegeben. Dabei haben sich an einigen Universitäten Grup-
pierungen von Leuten gebildet, die erklärten: Wir wollen
überhaupt keine Planung; der Bund hat nur eine Aufgabe:
Geld zu geben. Was mit dem Geld geschieht, sagen wir
dann selber. Wir sind die Leute, die bestimmen, was mit
dem Bundesgeld zu geschehen habe. Das ist sehr prak-
tisch für gewisse Universitätsinstitute, liegt aber gewiss
nicht in der Absicht des heutigen Gesetzes.
Ich möchte mich hier sehr gerne an Herrn Flubacher wen-
den, der heute morgen erklärte, er sei für eine bestimmte
Zentralisierung. Hier ist nun Gelegenheit dazu geboten.
Was Herr Junod vertritt, ist nämlich nicht ein Föderalismus
der Kantone, sondern ein Föderalismus der Universitäten,
der Fakultäten und der Professoren, und wir haben alles
Interesse daran, hier klare Strukturen zu schaffen. Es
muss doch ein beratendes Gremium geben, das diese Pla-
nung sichtet und dem Bundesrat sagt, was es davon hält.
Wo soll die Planung aufhören? Offenbar schon bei den
Fakultäten und Universitäten. Ich bedaure diesen Antrag
Junod, wie ich auch verschiedene andere Anträge bedau-
re, die nach meiner Ansicht in diesem Gesetz nicht
einem richtigen, sondern einem falschen Föderalismus
huldigen.

Bundesrat Hürllnnann: Ich bitte Sie, der Mehrheit Ihrer
Kommission zuzustimmen und damit auch materiell Ueber-
einstimmung mit dem Ständerat zu schaffen. Wir müssen
die Erarbeitung der langfristigen Zielvorstellungen im In-
teresse einer eidgenössischen Hochschulpolitik einem
Gremium übertragen, das tatsächlich einen gesamtschwei-
zeriischen Ueberblick hat, in dem auch die Kantone vertre-
ten sind; einem Gremium, das die echten Anliegen und
Prioritäten, vor allem für den Hochschulbereich, erkennt
und wo man auch unterscheiden kann zwischen dem Not-
wendigen und dem nur Wünschbaren, zwischen dem, was
finanziell möglich oder eben nicht tragbar ist, d. h. ein Gre-
mium, das aus einer gewissen Distanz heraus (ohne an die
konkreten Wünsche der einzelnen Institute und Dekanate
gebunden zu sein) im Interesse der Gesamtpolitik in die-
sem Bereich Ueberlegungen anstellt.
Schliesslich ist es ja dann noch die Regierungskonferenz,
die zu diesen Anträgen Stellung nimmt. Ich kann nur be-
stätigen, dass wir für viele der Unterlagen, die in diesem
Gesetz ihren Niederschlag gefunden haben, auf die ver-
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schiedenen Ausbauberiehte und Erhebungen des Wiesen-
schaftsrates angewiesen waren. Aufgrund dieser Erfahrun-
gen müssen wir richtigerweise auch von der Bundesver-
sammlung her die entsprechende und nicht leichte Aufga-
be unserem sehr wichtigen Konsultativorgan übertragen.
Ich bitte Sie, dem Antrag der Mehrheit zuzustimmen.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit 56 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit (Junod) 25 Stimmen

Art. 11
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 12
Antrag der Kommission

Abs. 1, 2, 4 und 5
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 3
Sie unterbreitet das Mehrjahresprogramm dem Bundesrat
und den kantonalen Regierungen zur Genehmigung. Nach
erfolgter Genehmigung durch den Bundesrat ist der Bun-
desversammlung Bericht zu erstatten.

Art. 12
Proposition de la commission

Al. 1,2, 4 et 5
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 3
Elle soumet le programme pluriannuel à l'approbation du
Conseil fédéral et des gouvernements cantonaux. Après
les avoir approuvés, le Conseil fédéral informe l'Assem-
blée fédérale.

Schwarz, Berichterstatter: Bei dieser Formulierung der
Kommission handelt es sich um eine Ergänzung. Ich ver-
weise noch einmal auf das, was ich bereits beim Eintreten
betonte: Das Parlament entscheidet frei - via Kredite -, in
welchem Umfang diese Mehrjahresprogramme realisiert
werden können.

M. Butty, rapporteur: A l'alinéa 3, nous avons tenu à préci-
ser que le Conseil fédéral informe l'Assemblée fédérale. Il
y a lieu à ce sujet, et cela reviendra par la suite, de rele-
ver que dans la commission nous avons eu passablement
de discussions concernant le problème de l'approbation
des plans pluriannuels et également des objectifs. En fait,
des problèmes financiers et des questions fondamentales
se posent dans cette approbation. Or on a constaté que,
dams la mesure où des plans étaient déjà prévus et ap-
prouvés par certaines instances, c'était l'Assemblée fédé-
rale qui, en définitive, votait les crédits. Il existe donc là
une certaine interdépendance. C'est pourquoi notre com-
mission, sans exiger l'approbation de ces plans, en parti-
culier des programmes pluriannuels de l'enseignement su-
périeur, a tenu à ce que le Conseil fédéral en informe
l'Assemblée fédérale.

Angenommen - Adopté

Art. 13
Antrag der Kommission
Nach Entwurf des Bundesrates

Proposition de la commission
Selon le projet du Conseil fédéral

Schwarz, Berichterstatter: Der Ständerat hat diesen Artikel
gestrichen, was einigermassen erstaunlich sein mag, han-
delt es sich hier doch um die Formulierung der Planungs-
grundsätze für das Hochschulwesen. Ich habe im Protokoll
des Ständerates nachgeforscht und die Begründung dafür
gesucht. Man hat in dem Sinn argumentiert, diese Pla-
nungsgrundsätze seien ja auch in Artikel 49 festgehalten.
Dabei ist aber zu betonen, dass in jenem Artikel nur der
Grundsatz festgehalten wird, während hier in Artikel 13
doch die sehr erwünschten Details zusätzlich festgehalten
werden.
Die Kommission beantragt Ihnen einstimmig, diesen Artikel
13 aufrechtzuerhalten.

M. Butty, rapporteur: La commission vous suggère ici d'en
revenir à la proposition du Conseil fédéral. A cet article
13, le Conseil des Etats, de manière un peu étonnante, a
biffé ces règles de planification qui, à notre avis, relèvent
de la compétence de la Conférence gouvernementale qui
les fixe.

Angenommen - Adopté

Art. 14
Antrag der Kommission

Abs.1
Die Regierungskonferenz ermittelt aufgrund der Planungs-
grundsätze für das Hochschulwesen das verfügbare Stu-
dienplatzangebot an den einzelnen Hochschulen für Stu-
dienrichtungen, in denen Engpässe zu erwarten sind. Die
ermittelten Zahlen sind für die Hochschulen verbindlich.

Abs. 2
Sie erlässt Richtlinien über die Ausgestaltung der Zulas-
sungsbedingungen an den Hochschulen.

Antrag Bund/
Abs. 2
... Zulassungsbedimgungen und über die Studiendauer an.
den Hochschulen.

Art. 14
Proposition de la commission

Al. 1
La Conférence gouvernementale détermine sur la base
des règles de planification pour l'enseignement supérieur,
le nombre des places d'étude disponibles dans chaque
haute école pour les branches d'étude où des difficultés
sont prévisibles. Les hautes écoles sont liées par les chif-
fres fixés.

Al. 2
Elle établit des directives concernant les conditions d'ad-
mission aux hautes écoles.

Proposition Bundi
Al. 2
... aux hautes écoles et la durée des études.

Schwarz, Berichterstatter: Es handelt sich um eine Ver-
deutlichung, und zwar durch die Worte «aufgrund der Pla-
nungsgrundsätze für das Hochschulwesen». Damit ist
gleichzeitig bewiesen, dass Artikel 13 eben notwendig ist.
Vielleicht kann ich gerade auch Absatz 2 kurz erläutern:
Hier hat ein Antrag vorgelegen, wonach der gesamte Ab-
satz 2 zu streichen wäre. Dieser Antrag ist mit 16:1 Stim-
men abgelehnt worden, da es sich hier um ein sehr wichti-
ges Problem handelt, jenes nämlich, dass Richtlinien über
die Ausgestaltung der Zulassungsbedingungen an den
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